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1 Zusammenfassung 

1.1 Anlass und Aufgabe 

Die Elektromobilität spielt eine wesentliche Rolle zur Reduktion der Treibhausgase im Verkehrs-

sektor. Der Kreis Groß-Gerau setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, den Verkehr nachhaltiger zu 

gestalten und die entstehenden Emissionen zu verringern. Dementsprechend ergibt sich auch die 

Aufgabe, den Ausbau der Ladeinfrastruktur im Kreisgebiet voranzutreiben, den Fuhrpark der Kreis-

verwaltung auf Elektromobilität umzustellen und alternative Mobilitätsangebote zu fördern. 

Die im Elektromobilitätskonzept enthaltenen Maßnahmen sollen dem Kreis in den kommenden 

Jahren als Handlungsleitfaden zur Förderung der Elektromobilität dienen. Das Konzept wurde vom 

Kreis Groß-Gerau in Zusammenarbeit mit der Mobilitätswerk GmbH erarbeitet. Dieses Kapitel fasst 

die wichtigsten Inhalte zusammen.  

1.2 Ladeinfrastruktur 

Status quo 

Zum 01.01.2022 waren im Kreis Groß-Gerau 3.810 E-Pkw zugelassen, was einem Marktanteil von 

2,4 % am Gesamtbestand entsprach. Im Kreisgebiet finden sich insgesamt 201 öffentlich zugäng-

liche Ladeorte mit 979 Normal- und 35 Schnellladepunkten (August 2022). Dadurch entfallen auf 

einen öffentlich zugänglichen Ladeort rund 4 E-Pkw, was im Vergleich zum Land Hessen und dem 

Bund als überdurchschnittlich niedriges Verhältnis zu beschreiben ist. Jedoch ist diese öffentlich 

zugängliche Ladeinfrastruktur räumlich ungleichmäßig im Kreis Groß-Gerau verteilt. So ist ein Groß-

teil der Ladestationen in Rüsselsheim am Main zu finden, während die übrigen Kommunen abseits 

der Main-Anrainerstädte Ginsheim-Gustavsburg, Kelsterbach und Raunheim weniger dicht er-

schlossen sind. Im Rahmen des sogenannten Deutschlandnetzes sollen in Zukunft bundesweit 

rund 1.000 Schnellladestandorte entlang von Hauptverkehrsachsen und in sogenannten Suchräu-

men entstehen. Einer dieser Suchräume befindet sich teilweise im Gebiet des Kreises Groß-Gerau. 

Daneben spielen aber auch Lademöglichkeiten im privaten Raum eine Rolle, die durch Unterneh-

men oder Privatpersonen errichtet werden. 

Markthochlauf und Ladebedarf 

Für die Ladebedarfsprognose wurde das Prognosemodell GISeLIS verwendet (vgl. Tabelle 1). Im 

moderaten Szenario werden im Kreis Groß-Gerau bis 2030 ca. 51.300 E-Pkw (Summe aus batte-

rieelektrischen Pkw und Plug-in-Hybriden) zugelassen sein. Dadurch entsteht bis 2030, unter Be-

rücksichtigung von weiteren Lademöglichkeiten im privaten Raum, ein Bedarf von insgesamt 2.742 

öffentlich zugänglichen Ladepunkten (2.500 Normalladepunkte (AC), 242 Schnellladepunkte 

(DC)). Dies entspricht nur etwa einem Drittel des gesamten Ladebedarfes. Die übrigen zwei Drittel 

des Ladebedarfes werden im privaten Raum gedeckt. 

Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur kann sowohl im halböffentlichen als auch im öffentlichen 

Raum errichtet werden. Schnellladeinfrastruktur wird verstärkt auf halböffentlichen Einzelhandels-

flächen entstehen, weshalb sich der Landkreis und die Kommunen auf die Bereitstellung von öf-

fentlichem Raum für Normalladeinfrastruktur mit längeren Standzeiten und geringerer Ladeleis-

tung fokussieren sollten.  

Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Verteilung der Ladeinfrastruktur im Raum wird ebenfalls 

das Prognosemodell GISeLIS herangezogen, welches auf Grundlage eines 100x100m-Rasters und 

unter Berücksichtigung von Verkehrsdaten, verschiedenen Parametern wie Points of Interest (PoI), 

Points of Sale (PoS) oder der Einwohnerdichte das Standortpotential für Ladeinfrastruktur im Pla-

nungsraum ermittelt. 
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Hier zeigt sich, dass insbesondere in zentralen Lagen im Orts- bzw. Stadtkern und in verkehrstech-

nisch gut angebundenen Orten grundsätzlich ein höherer Ladebedarf auftritt als in weniger dicht 

besiedelten Gebieten (vgl. Abbildung 1). 

Tabelle 1: Prognose der erwarteten E-Pkw und Ladebedarf (moderates Szenario) 

 Jahr BEV PHEV 
Summe 

E-Pkw 

Anteil der E-Pkw am 

Pkw-Bestand 

Gesamtbedarf an 

Ladepunkten 

AC DC 

Ist-

Stand 
2022 1.890 1.920 3.810 2,4 % - - 

Prog-

nose 

2025 10.303 7.637 17.940 11,2 % 682 74 

2030 36.933 14.410 51.343 31,7 % 2.500 242 

2035 71.568 12.061 83.629 52,2 % 4.284 438 

 

Abbildung 1: Planungsräume für Ladeinfrastruktur im Kreis Groß-Gerau 
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Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum 

Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur kann sich sowohl auf privatem Grund als auch im öffentli-

chen Raum befinden. Je mehr öffentlich zugängliche Lademöglichkeiten auf Initiative privater Flä-

cheneigentümer entstehen (z. B. an Einzelhandelsstandorten), desto weniger Ladeinfrastruktur 

muss im öffentlichen Raum aufgebaut werden. 

Da die Kommunen über den öffentlichen Raum verfügen und den Ausbau steuern sollten, wurden 

im Rahmen der Erarbeitung des Elektromobilitätskonzeptes für den Kreis folgende Informations-

angebote für die Kreiskommunen umgesetzt: 

• Jeder Kommune wurde ein individuelles Factsheet zur Verfügung gestellt (vgl. Abbildung 2). 

Darin wird zunächst der Status quo bezogen auf E-Pkw und öffentlich zugängliche Ladeinf-

rastruktur dargestellt. Außerdem sind die Ergebnisse der Ladebedarfsprognose mithilfe 

des Prognosemodells GISeLIS für die Jahre 2025, 2030 und 2035 dargestellt, d. h. der 

prognostizierte Strombedarf durch E-Pkw, die prognostizierte Anzahl an Ladevorgängen in 

der Kommune, die rechnerisch benötigte Anzahl an Ladepunkten und die räumliche Vertei-

lung des Ladebedarfes. 

 

Abbildung 2: Factsheet mit individueller Bedarfsprognose 
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• Im Oktober und November 2022 wurden zwei Workshops mit den Kreiskommunen durch-

geführt. 

o Im ersten Workshop am 26.10.2022 wurde den Kommunen der Status Quo sowie 

der Markthochlauf der Elektromobilität nähergebracht, die Rolle der Kommune 

beim Ladeinfrastrukturausbau definiert und aufgezeigt, dass es wichtig ist, zu-

nächst ein Leitbild für den Ladeinfrastrukturausbau zu entwickeln und innerhalb 

der Verwaltung und Politik abzustimmen. 

o Der zweite Workshop am 22.11.2022 fokussierte sich darauf, wie Ladeinfrastruk-

turbetreiber gefunden werden können, welche Vergabe- und Genehmigungsmög-

lichkeiten grundsätzlich bestehen und wie eine adäquate Beschilderung vorgenom-

men werden kann.  

• Aufbauend auf den Inhalten der beiden Workshops wurde ein Leitfaden zum Ladeinfra-

strukturausbau (vgl. Abbildung 3) erarbeitet, der ein konkretes empfohlenes Vorgehen auf-

zeigt. Die Kommunen sollten zunächst auf einen Ausbau der Ladeinfrastruktur durch ei-

genwirtschaftlich handelnde Betreiber ohne finanzielle Zuschüsse hinwirken. Dafür wird 

empfohlen, anhand der zur Verfügung gestellten Factsheets geeignete Standorte für Lad-

einfrastruktur zu identifizieren und als Sondernutzung für interessierte Betreiber zur Errich-

tung von Ladeinfrastruktur bereitzustellen. Um Ladeinfrastrukturbetreiber auf die Kom-

mune und das Ausbauinteresse aufmerksam zu machen, sollten die Standorte in das Flä-

chenTOOL der NOW GmbH eingetragen werden. Der Leitfaden enthält außerdem u. a. Mus-

terlösungen für einen Kriterienkatalog zur Bewertung von potentiellen Ladeinfrastruktur-

standorten, zur Ausgestaltung der Sondernutzungssatzung sowie zur Anordnung und Be-

schilderung von E-Stellplätzen. 

 

Abbildung 3: Leitfaden zum Ladeinfrastrukturausbau 

Der Kreis Groß-Gerau kann die Kommunen beim oben beschriebenen Vorgehen bei einzelnen 

Schritten unterstützen. In der Tabelle 2 wird das empfohlene Vorgehen zusammengefasst und die 

jeweilige Unterstützungsleistung des Kreises aufgezeigt. 
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Tabelle 2: Empfohlenes Vorgehen für den Ladeinfrastrukturausbau für die Kommunen 

und Unterstützung durch den Kreis 

Umsetzungsschritt der 

Kommunen 
Unterstützung durch den Kreis 

Interne Zuständigkeit klären - 

Betreiberinteresse erfragen 

• Ansprechpersonen bei potentiellen Ladeinfrastrukturbetreibern und 

grundlegende Informationen zum Angebot in Erfahrung bringen, regel-

mäßiges Bereitstellen der Informationen für die Kommunen 

• Vernetzungsveranstaltungen mit Betreibern initiieren 

Leitbild entwickeln 
• Muster-Beschlussvorlage mit möglichem Leitbild bereitstellen (im Leit-

faden bereits enthalten) 

Standortvoraussetzungen für 

Ladeinfrastruktur festlegen 
• Im Muster-Kriterienkatalog für potentielle Standorte bereitstellen (im 

Leitfaden bereits enthalten) 

Anordnung von E-Stellplätzen 

festlegen 
• Musterskizzen zur Anordnung von E-Stellplätzen mit 

Abmessungen zur Verfügung stellen (im Leitfaden bereits enthalten) 

Standorte identifizieren 
• Ggf. Vermittlung von Kommunen an Dienstleister, der die Standortaus-

wahl übernimmt 

Rahmenbedingungen für die 

Genehmigung der 

Sondernutzung festlegen 

• Muster-Richtlinie mit Vorgabe zur Genehmigung der Sondernutzung 

bereitstellen (im Anschluss durch die Kommunen anzupassen)  

Standorte ins FlächenTOOL 

eintragen und bewerben 

• Auf Wunsch der Kommunen: Eintragen der Flächen ins FlächenTOOL 

durch den Kreis 

• Pressemitteilung veröffentlichen und auf Standorte hinweisen 

• Ggf. direkte Ansprache potentieller Ladeinfrastrukturbetreiber 

• Ggf. Rolle des ersten Ansprechpartners für Betreiber übernehmen 

• Feedback der Betreiber zum Verfahren an Kommunen weitergeben 

• Muster für Informationsangebote für Kommunen bereitstellen  

Anträge prüfen und 

genehmigen 
• Möglichkeiten für die Antragsstellung und Genehmigung aufzeigen (im 

Leitfaden bereits enthalten) 

Beschilderung und Auswei-

sung vornehmen 
• Muster für eine korrekte Beschilderung bereitstellen (im Leitfaden be-

reits enthalten) 

Monitoring durchführen 

• Evaluation des Erfolgs des Verfahrens 

• Prüfung einer Ausschreibung von nicht realisierten Standorten mit einer 

wichtigen Funktion im kreisweiten Ladeinfrastrukturnetz 

• Aktualisierte Factsheets mit der Ladebedarfsprognose erstellen las-

sen und den Kommunen bereitstellen (spätestens 2027) 

Ladeinfrastruktur im halböffentlichen und privaten Raum 

Der überwiegende Teil des Ladebedarfs durch Elektrofahrzeuge wird im privaten Raum gedeckt 

werden, etwa auf Parkflächen von Unternehmen, Akteuren der Wohnungswirtschaft oder zu Hause 

bei den Bürger*innen. Insbesondere Einzelhandelsflächen sind sehr attraktive halböffentliche 

Standorte für Ladeinfrastruktur.  

Der Kreis Groß-Gerau kann den Ausbau von Ladeinfrastruktur auf diesen Flächen fördern, indem 

er zielgruppenspezifisches Informationsmaterial auf der Kreishomepage als FAQ bereitstellt. Im 

Anschluss sollten Newsletter oder Veranstaltungen genutzt werden, um die Informationen in der 

jeweiligen Zielgruppe zu streuen. 
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Ladeinfrastruktur auf den Kreisliegenschaften 

Als Flächeneigentümer hat der Kreis Groß-Gerau den größten Handlungsspielraum beim Thema 

Ladeinfrastruktur auf den kreiseigenen Liegenschaften. Gleichzeitig ist er mit den Vorgaben des 

seit 2021 geltenden GEIG in der Pflicht, sowohl bei Neubauten und größeren Renovierungen als 

auch bei Bestandsgebäuden Ladeinfrastruktur zu errichten. 

Ladeinfrastruktur kann je nach den Gegebenheiten vor Ort entweder nur für Dienstfahrzeuge, die 

Privat-Pkw der Beschäftigten oder auch für die Anwohner*innen zugänglich gemacht werden (letz-

teres ggf. nur außerhalb der Nutzungszeiten durch die beiden erstgenannten Gruppen). 

Um die entstehenden Kosten zur Erfüllung der Vorgaben des GEIG für den Kreis möglichst gering 

zu halten, wird folgendes Vorgehen empfohlen: 

Tabelle 3: Empfehlungen für die Errichtung von Ladeinfrastruktur an den Kreisliegenschaften 

Vorbereitende Handlungsschritte 

• Für jede Liegenschaft erfassen: 

o Anzahl der bestehenden Stellplätze und deren Zugänglichkeit (öffentlich zugänglich ja/nein, 

nicht auf Kreisliegenschaft sowie Beschilderung) für Dienstfahrzeuge, Privatfahrzeuge von 

Beschäftigten und die Öffentlichkeit 

o Geplante Bau- oder Renovierungsmaßnahmen 

o Bereits vorhandene Ladeinfrastruktur 

→ Ermittlung der Anzahl zu errichtender Ladepunkte bzw. Vorrüstungen nach den Vorgaben 

des GEIG 

• Ermittlung des heutigen und ggf. zukünftigen Ladebedarfes an den Kreisliegenschaften durch Dienst-

fahrzeuge 

Pflicht: Bestandsgebäude mit Parkfläche (über 20 Stellplätze) und verpflichtendem Ladepunkt ab 2025 

• Eintragung der Kreisliegenschaften mit öffentlich zugänglichen Parkflächen ins FlächenTOOL 

o Ziel: öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur ohne finanzielle Beteiligung des Kreises 

o Regionale Betreiber gezielt auf diese Flächen aufmerksam machen 

o Pachtvertrag zwischen Ladeinfrastrukturbetreiber und Kreis (Verzicht auf Erhebung einer 

Pachtgebühr erhöht potentielle Wirtschaftlichkeit für den Ladeinfrastrukturbetreiber) 

o Gut sichtbare Stellplätze auswählen 

• Verbleibende Liegenschaften, für die sich bis Mitte 2024 kein Betreiber findet 

o Ausschreibung der Errichtung öffentlich zugänglicher Wallboxen mit 1–2 Ladepunkten (nur 

Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke, Betrieb erfolgt ohne Zuschuss des Kreises durch den 

Ladeinfrastrukturbetreiber, kein Rückfluss der Einnahmen) 

o Entscheidung über Nutzergruppe: nur für Dienstfahrzeuge; Beschäftigte oder auch für die Öf-

fentlichkeit 

o Je nach Beschilderung der Parkflächen: Beschränkung der Nutzung während der Dienstzeiten 

auf die Beschäftigten oder ganztägige Zugänglichkeit durch die Öffentlichkeit 

Pflicht: Neubauten oder Renovierungen von Nichtwohngebäuden, die auch Parkflächen oder elektrische Infra-

struktur betreffen 

• Ladepunkte und Leitungsinfrastruktur/Leerrohre entsprechend der Vorgaben des GEIG in Ausschrei-

bung für den Neubau bzw. die Renovierung integrieren (Umsetzung wie oben beschrieben)  → sinn-

volle Platzierung entscheidend für Zugänglichkeit für potentielle Nutzer*innen 

• Ggf. ergänzende Aktivitäten, die nicht durch das GEIG vorgegeben sind  

Optional als nächster Schritt: Verstärkte Bereitstellung von Ladeinfrastruktur für Kreisbeschäftige 

• Herausforderung: viele Landesbeschäftigte an Kreisliegenschaften tätig (v. a. Lehrkräfte) 

→ Gemeinsame Finanzierung von Ladeinfrastruktur für Beschäftigte durch Land und Kreis 

• Alternative: Crowd-Funding-Lösung, falls weder durch Land oder Kreis ausreichend Budget für Ladeinf-

rastruktur für Beschäftigte vorgesehen ist 

• Ggf. Befragung der Kreis- und Landesbeschäftigten an Liegenschaften zu Mobilitätsverhalten und 

Elektromobilität, um konkreten Ladebedarf genauer abschätzen zu können 
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1.3 Elektrifizierung des Kreisfuhrparks 

Die Clean Vehicles Directive (CVD) der Europäischen Union sowie das Saubere-Fahrzeuge-Beschaf-

fungsgesetz (SaubFahrzeugBeschG) als Umsetzung in deutsches Recht legen Mindestquoten für 

emissionsarme Fahrzeuge bei der öffentlichen Auftragsvergabe fest und haben das Ziel, Treibhaus-

gasemissionen in Fuhrparks deutlich abzusenken. Um Elektrifizierungspotentiale zu evaluieren, 

wurde deshalb eine Analyse der Dienstfahrzeuge im Fuhrpark der Kreisverwaltung durchgeführt.  

Dafür wurden die Fahrtenbucheinträge von Mai 2021 bis April 2022 und weitere fahrzeugspezifi-

sche Angaben untersucht. Zum Ende des Betrachtungszeitraums umfasste der Kreisfuhrpark 32 

Fahrzeuge an zwei Standorten, vier Poolfahrzeuge und zwei Carsharing-Fahrzeuge am Landratsamt 

sowie zwei Elektrofahrräder. In den vergangenen Jahren wurden bereits 17 Elektrofahrzeuge ange-

schafft und der Parkplatz am Landratsamt mit Ladeinfrastruktur ertüchtigt (18 Ladepunkte für 

Dienstfahrzeuge, ein Ladepunkt für Bedienstete, vier öffentlich zugängliche Ladepunkte). Die ge-

fahrenen Strecken der Dienstfahrzeuge bewegen sich überwiegend im niedrigen mittleren Bereich 

(6-50 km), wobei 98 % aller Fahrten kürzer als 150 km sind, was innerhalb marktüblicher Real-

reichweiten von Elektrofahrzeugen liegt. Vollelektrische Reichweiten sind folglich eine eher unkriti-

sche Größe für das Ersetzungspotential des Kreisfuhrparks.  

Die Analyse ergab, dass die Ersetzung der verbleibenden, konventionell angetriebenen Fahrzeuge 

zumindest mittelfristig (bis 2026) unkompliziert möglich ist. Dabei sollen auch teilelektrische (Plug-

in-Hybride) durch vollelektrische Fahrzeuge ausgetauscht werden. Der Ausbau der Ladeinfrastruk-

tur soll dabei analog zur Fahrzeugbeschaffung stattfinden. Empfohlen wird hierfür eine 1:1-Vertei-

lung zwischen Fahrzeugen und Ladepunkten.  

Neben der Elektrifizierung des Kreisfuhrparks sollten im Rahmen eines betrieblichen Mobilitätsma-

nagements auch Alternativen zum Pkw in den Fokus gestellt werden, insbesondere die Verlagerung 

von Fahrten mit Dienstfahrzeugen und Privat-Pkw auf das Fahrrad/Pedelec und den ÖPNV. Ein 

wichtiger Hebel hierfür ist die Anpassung der Dienstanweisung. So sollten die zu präferierenden 

Verkehrsmittel für Dienstwege zuerst die nichtmotorisierte Mobilität, dann den ÖPNV, Carsharing-

Fahrzeuge, Fuhrparkfahrzeuge und erst zuletzt im Rahmen einer Ausnahmeregelung den Privat-

Pkw umfassen. Dadurch soll die dienstliche Mobilität emissionsärmer gestaltet und der Anteil der 

Privat-Pkw-Nutzung reduziert werden.  
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1.4 Alternative Mobilitätsangebote 

Elektromobilität beinhaltet nicht nur den elektrischen MIV, sondern auch alternative Mobilitätsan-

gebote, die zum Teil auch elektrisch betrieben werden. Im Rahmen der Erarbeitung des Elektromo-

bilitätskonzeptes wurden Carsharing-, Bikesharing- sowie On-Demand-Angebote betrachtet. Die 

Umstellung des Busverkehrs auf nachhaltige Antriebe stand weniger im Fokus.  

Carsharing 

Aktuell gibt es im Kreis Groß-Gerau sechs aktive Carsharing-Betreiber, wobei sich das Angebot vor-

wiegend auf die Kommunen Rüsselheim am Main, Ginsheim-Gustavsburg, Bischofsheim, Kelster-

bach, Mörfelden-Walldorf und Groß-Gerau konzentriert. Bei der Auslastung zeigt sich größtenteils 

ein deutliches Steigerungspotential. Auch deshalb gaben die Betreiber auf Nachfrage unterschied-

liche Ausbaupläne an. Zentraler Hinderungsgrund für einen großflächigen Ausbau ist oft eine feh-

lende Wirtschaftlichkeit des Angebots. Insbesondere in sehr ländlichen und peripher gelegenen 

Gebieten ist ein Umstieg auf Carsharing-Alternativen für viele Menschen nicht möglich, was unter 

anderem mit einer Grundabhängigkeit vom privaten Pkw begründet werden kann, die oftmals mit 

einer unzureichenden ÖPNV-Anbindung und nicht vorhandenen Mobilitätsalternativen korreliert. 

Eine räumliche Potentialanalyse zeigte auf, dass das größte Potential für ein wirtschaftliches Car-

sharing-Angebot in Gebieten mit einer höheren Einwohnerdichte in den nördlichen Kreiskommunen 

besteht. In weniger dicht besiedelten Gebieten ist hingegen absehbar kein weiterer Ausbau wirt-

schaftlich tragfähiger Angebote zu erwarten. Der Kreis sollte v. a. vernetzend aktiv werden und Car-

sharing-Betreiber und interessierte Kommunen zusammenbringen. 

Bikesharing 

Bikesharing-Angebote gibt es im Kreis Groß-Gerau bisher nur in Rüsselsheim am Main und Gins-

heim-Gustavsburg. In Bischofsheim ist ein Bikesharing-Angebot in Vorbereitung. Hohe Auslastun-

gen zeigen sich bislang in Ortskernen und an Verkehrsknotenpunkten. An dezentraleren Standor-

ten fallen diese jedoch gering aus. Die Anbieter wünschen sich ein stärkeres Bewusstsein für die 

Kosten von Mikromobilität, die Bereitschaft für eine finanzielle Unterstützung seitens der öffentli-

chen Hand, die Bereitstellung öffentlicher Flächen, eine gemeinsame Werbung für das Sharing-

System und eine Integration von Bikesharing-Angeboten in die Mobilität der Beschäftigten der Ver-

waltung und der ansässigen Unternehmen (Ankerkunden). 

Zentrale Herausforderung ist folglich auch hier, ausreichend Nutzer*innen zu gewinnen, um eine 

Wirtschaftlichkeit des Angebotes langfristig sicherzustellen. Förderliche Faktoren für eine gute Aus-

lastung sind hierbei etwa die Nähe zu regelmäßig verkehrenden ÖPNV-Anschlüssen, eine ausrei-

chende Nahversorgung vor Ort und das Vorhandensein einer großen Bevölkerungszahl im direkten 

Umfeld der Station. Im Fokus sollte zunächst der Ausbau der Radinfrastruktur stehen, um die Fahr-

radnutzung im Alltag zu attraktivieren und Wege vom MIV auf den Radverkehr verlagern zu können. 

Eine aktive Bikesharing-Unterstützung seitens des Kreises sollte sich darauf konzentrieren, ggf. 

interessierte Kreiskommunen analog zum Carsharing mit potentiellen Anbietern in Kontakt zu brin-

gen sowie ggf. bei der Beantragung von Fördermitteln zu unterstützen. 

Ridepooling/On-Demand 

Bisher gibt es mit SiGGi in Kelsterbach im Kreisgebiet nur ein On-Demand-Angebot. Dabei handelt 

es sich um ein gefördertes Pilotvorhaben, welches bisher nur testweise und temporär besteht. 

Gemäß aktuellem Anforderungsprofil zum Nahverkehrsplan Kreis Groß-Gerau muss das ÖPNV-An-

gebot nicht nur umfassender werden, sondern insbesondere über schnellere, direktere und ver-

lässlichere Produkte eine attraktive Konkurrenz zum Individualverkehr sein. In diesem Zusammen-

hang werden flexible On-Demand-Verkehre das ÖPNV-Angebot ergänzen, bzw. die Bedienung in 

nicht (mehr) erschlossenen Teilräumen übernehmen. 
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Der weitere Ausbau der On-Demand-Verkehre steht unter dem Vorbehalt einer weiteren finanziellen 

Förderung durch Dritte. 

Umstellung der Busflotte auf emissionsfreie Antriebe 

Aufgrund der Vorgaben des SaubFahrzeugBeschG gelten für ÖPNV-Unternehmen seit 2021 Be-

schaffungsquoten für emissionsarme Busse von 45 % bis zum 31.12.2025 und von 65 % bis zum 

31.12.2030. Mindestens die Hälfte der beschafften emissionsarmen Busse müssen außerdem 

emissionsfrei sein, d. h. es muss sich um batterieelektrische oder Brennstoffzellenfahrzeuge han-

deln. 

Die Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau (LNVG) setzt bereits seit 2021 einen 

mit Wasserstoff betriebenen Bus im Linienbetrieb ein und wird ab Dezember 2024 sukzessive 23 

weitere Brennstoffzellenbusse in den Fahrbetrieb integrieren. 

1.5 Maßnahmen  

Als Handlungsleitfaden für den Kreis wurden 15 konkrete Maßnahmen formuliert, die sich auf die 

folgenden drei Handlungsfelder aufteilen. 

A – Ladeinfrastruktur 

Nr. Maßnahme Priorität 

A1 
Bereitstellung von Informationen zum Ladeinfrastrukturausbau im öffentlichen Raum für 

die Kreiskommunen 
1 

A2 
Unterstützung der Kommunen bei der Veröffentlichung vorgeprüfter Standorte und der 

Suche nach interessierten Ladeinfrastrukturbetreibern 
1 

A3 
Sensibilisierung privater und halböffentlicher Flächeneigentümer für den 

Ladeinfrastrukturausbau 
1 

A4 Monitoring des Ladeinfrastrukturausbaus sowie ggf. zukünftiger verpflichtender Vorgaben 1 

A5 Ladeinfrastruktur an und auf den Kreisliegenschaften 1 

A6 Aktualisierung der Ladebedarfsprognose zur Anpassung von Maßnahmen 2 

B – Elektrifizierung des Kreisfuhrparks 

Nr. Maßnahme Priorität 

B1 Elektrifizierung des Kreisfuhrparks 1 

B2 Anpassung der Dienstanweisung 1 

B3 Ausweitung der Fahrzeugpools 2 

B4 Unterstützung der Nutzung alternativer Verkehrsmittel für Dienstwege 2 

B5 
Unterstützung der Beschäftigten bei der Nutzung alternativer Mobilitätsformen für den 

Arbeitsweg 
3 

C – Alternative Mobilitätsangebote 

Nr. Maßnahme Priorität 

C1 Förderung von Carsharing-Angeboten 1 

C2 Umstellung des ÖPNV auf emissionsfreie Antriebe  1 

C3 Förderung von Bikesharing-Angeboten 2 

C4 Ausweitung von On-Demand-Angeboten 3 
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2 Einführung 

2.1 Anlass und Aufgabe 

Neben Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung vom motorisierten Individu-

alverkehr (MIV) auf den Umweltverbund spielt die Elektromobilität eine wesentliche Rolle zur Re-

duktion der Treibhausgase (THG) im Verkehrssektor. Der Kreis Groß-Gerau verfolgt bereits seit vie-

len Jahren das Ziel, THG-Emissionen, Lärm und weitere Schadstoffemissionen auf lokaler Ebene 

zu reduzieren und Mobilität und Verkehr entsprechend nachhaltiger zu gestalten. Daraus resultiert 

u. a. die Aufgabe, kommunale Fahrzeugflotten auf Elektromobilität umzustellen und den Ausbau 

von Ladeinfrastruktur im Kreisgebiet zu unterstützen. Der kommunalen Ebene kommt bei der Um-

setzung dieser Aufgabe eine entscheidende Schlüsselrolle zu. Ebenso ist gemeinsam mit den Kom-

munen des Kreises eine Strategie zu erarbeiten, um einen bedarfsgerechten Auf- und Ausbau von 

Ladeinfrastruktur und deren sinnvolle räumliche Verteilung voranzutreiben. Der Kreis Groß-Gerau 

möchte die Elektromobilität aus den genannten Gründen fördern und den Ausbau unterstützen.  

Wichtigstes Ziel des Elektromobilitätskonzeptes für die Kommunen, den Kreis Groß-Gerau sowie 

für alle anderen Beteiligten ist es, eine Grundlage und Strategie zum Ausbau der E-Mobilität zu 

schaffen, um die aus dem Konzept gewonnenen Erkenntnisse zielgerichtet und bedarfsgerecht 

umzusetzen. Das Konzept verfolgt dabei drei wesentliche Handlungsschwerpunkte: 

• Bedarfsgerechter Ausbau und sinnvolle räumliche Verteilung öffentlich und halböffentlich 

zugänglicher Ladeinfrastruktur im Kreisgebiet, 

• Elektrifizierung der Fuhrpark-Flotte der Kreisverwaltung und Aufbau von Ladeinfrastruktur 

auf den Kreisliegenschaften, 

• Evaluation von Potentialen für neue Mobilitätsangebote im Kreisgebiet, u. a. Sharing-Ange-

bote, Ridepooling und On-Demand-Verkehre. 

Das in Zusammenarbeit mit der Mobilitätswerk GmbH erarbeitete Elektromobilitätskonzept soll 

dem Kreis und seinen Kommunen künftig als Entscheidungsgrundlage und Handlungsleitfaden 

beim Ausbau von Ladeinfrastruktur, der Elektrifizierung von Fuhrparkflotten und bei der Umsetzung 

und Etablierung von neuen Mobilitätsformen im multimodalen Verkehr dienen. 

2.2 Vorgehen 

Die Erarbeitung dieses Konzeptes orientierte sich an den oben genannten Handlungsschwerpunk-

ten. Zunächst wird im Kapitel 3 der Status Quo der Elektromobilität und angrenzender Themen im 

Kreis Groß-Gerau zusammengefasst.  

Im Kapitel 4 zur Ladeinfrastruktur wird aufbauend auf dem prognostizierten Markthochlauf der 

Elektrofahrzeuge und dem sich daraus ergebenden Strombedarf abgeleitet, welcher Ladebedarf 

im Kreisgebiet insgesamt und in den einzelnen Kommunen entsteht. Auf Basis der durchgeführten 

Befragung der Kommunen wird auf die dort vorherrschende Situation bzgl. des Kenntnisstandes 

und ggf. schon vorliegender Strategien für den Umgang mit dem Thema Ladeinfrastruktur einge-

gangen. Ergänzend werden die Ergebnisse der durchgeführten Bürger*innenbefragung vorgestellt. 

Stärker im Detail wird außerdem auf die Möglichkeiten beim Ladeinfrastrukturausbau auf den 

Kreisliegenschaften eingegangen. Ein Exkurs zur barrierefreien Ladeinfrastruktur sowie Lademög-

lichkeiten für leichte Nutzfahrzeuge und Schwerlastverkehr soll den Kreis auf diese zukünftigen 

Themen vorbereiten, bevor abschließend konkrete Empfehlungen gegeben werden, wie der Kreis 

den Ladeinfrastrukturausbau im öffentlichen, halböffentlichen, aber auch privaten Raum unter-

stützen und monitoren kann. 
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Im Kapitel 5 liegt der Fokus auf einer Analyse des Elektrifizierungspotentials des Kreisfuhrparks. 

Basierend auf einer Erhebung des Status Quo werden Empfehlungen für weitere Handlungsschritte 

ausgesprochen und auch eine Einordnung der ökologischen Wirkung sowie eine Kostenbetrach-

tung vorgenommen. 

Im Kapitel 6 stehen alternative Mobilitätsangebote des Umweltverbundes im Fokus. Dazu gehören 

Sharing-Angebote, aber auch On-Demand-Angebote als Ergänzung des ÖPNV sowie die Umstellung 

der Busflotte auf emissionsfreie Antriebe. 

Um das Erreichen der gesetzten Ziele zu unterstützen, wurden als Handlungsleitfaden für den Kreis 

abschließend im Kapitel 7 15 konkrete Maßnahmen formuliert, die sich auf die drei Handlungsfel-

der aufteilen.   
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3 Status quo 

3.1 Bestehende Planwerke 

Sowohl der Kreis-Groß-Gerau als auch das Land Hessen haben bereits Konzepte mit Klimaschutz- 

bzw. Mobilitätsbezug erstellt. Die wesentlichen Ziele bzw. Maßnahmen dieser Konzepte mit Rele-

vanz für die weitere Planung zur Förderung der Elektromobilität sowie der Sharing- und On Demand-

Angebote sind in der Tabelle 4 dargestellt. 

Tabelle 4: Bestehende Planwerke und Konzepte auf Landesebene und im Kreis Groß-Gerau 

mit Relevanz für das Elektromobilitätskonzept 

Planwerk Ziele/Maßnahmen mit Bezug zur Elektromobilität 

Hessenstrategie 

Mobilität 2035 

(2018) 

• Maßnahme: 6,9 Mio. Euro Fördermittel pro Jahr für E-Carsharing, Aufbau von 

Ladesäulen und Schulung der Kommunen 

• Fokusfeld 1 (Effiziente Infrastruktur): Flächendeckende Ladeinfrastruktur 

für E-Autos und Engagement mit Energieversorgern weiter ausbauen 

• Fokusfeld 4 (Nahmobilität und Vernetzung): Aufbau eines Netzes an Mobili-

tätsstationen, um Multimodalität und Carsharing zu fördern 

• Fokusfeld 5 (Planung und Gesetze): Überarbeitung des Hessischen Carsha-

ring-Gesetzes mit geeigneteren Rahmenbedingungen 

Integrierter Klima-

schutzplan Hessen 

2025 (2017) 

• Vorreiterrolle des Landes Hessen im Bereich klimafreundliche betriebliche 

Mobilität 

• Fortführung der Initiative "Strom bewegt" zur Förderung von Elektromobilität 

und anderen emissionsarmen, effizienten Antrieben  

• Entwicklung von Modellprojekten im Bereich flexibler und bedarfsorientier-

ter Mobilitätsangebote (Ruf-Taxis, privates Carsharing, Carpooling) 

• Unterstützung der Kommunen bei der Schaffung von Rahmenbedingungen 

für klimafreundliche Mobilitätskonzepte 

Integriertes Ver-

kehrsentwicklungs-

konzept für den 

Kreis Groß-Gerau 

(2014) 

• A6: Prüfung von Radschnellwegen zur Entlastung von MIV und ÖPNV 

• B6: Klimaschutzteilkonzept Mobilität öffentlich vorstellen und vermarkten  

• C3: Carsharing an Mobilitätsstationen fördern 

• C4: Nutzung von Mitfahrsystemen prüfen 

• D5: kommunale Fuhrparks umweltfreundlich entwickeln 

• D6: Elektroladestationen für E-Fahrzeuge und Pedelecs prüfen 

• E2: Kommunales Netzwerk "Nachhaltige Mobilität" initiieren und betreiben 

• E4: LNVG zum Mobilitätsdienstleister ausbauen  

Nahverkehrsplan 

der Lokalen Nahver-

kehrsgesellschaft 

(LNVG) (2016) 

• 10.4.4 Elektromobilität:  

o Ziel: Emissionsarme Mobilität etablieren 

o Prüfauftrag: Prüfung von möglichen Standorten für LIS unter Be-

rücksichtigung von Menschen mit Sehbehinderung 

• 10.4.2 Carsharing:  

o Ziel: Effizienzsteigerungen im Fuhrpark durch Carsharing-Nutzung  

o Maßnahme: Einrichten weiterer Carsharing-Stationen im Landkreis 

Groß-Gerau, besonders an Bahnhöfen, Informationseinrichtungen 

und wichtigen ÖPNV-Halten 

o Maßnahme: Anregen von Kooperationen mit Kunden, die Carsha-

ring dienstlich nutzen wollen (sog. Ankerkunden) 
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Strategiepapier zum 

Klimaschutz im 

Kreis Groß-Gerau 

(2020) 

• 3.3.1 (2) Ausbau der Elektromobilität am Standort der Kreisverwaltung: 

o Ersatz von Dienstfahrzeugen mit Verbrennungsmotor durch E-Fahr-

zeuge im Pool der Kreisverwaltung einschließlich Errichtung von La-

deinfrastruktur 

o Maßnahmen zu einer höheren Auslastung des Dienstfahrzeugpools 

entwickeln und umsetzen 

o Errichtung von Ladeinfrastruktur für Beschäftigte und Öffentlichkeit 

o Prüfung der Einsatz- und Praxistauglichkeit von Fahrzeugen mit 

Brennstoffzellen-Technologie im Kreis-Fuhrpark 

• 3.3.1 (4) Einrichtung und Weiterführung von Sharing-Systemen im Kreis: 

o Ausweitung des (E-)Carsharing-Angebots im Kreis: (E-)Carsharing (an 

Mobilitätsstationen) in weiteren Städten und Gemeinden sowie Er-

richtung von Ladeinfrastruktur prüfen 

o Einrichtung von (flexiblen) Mitfahrsystemen/On-Demand-Systemen: 

Einrichtung einer Online-Plattform, Inanspruchnahme von Förder-

mitteln, Sharing-Systeme medial begleiten 

Fortschreibung 

Maßnahmenkonzep-

tion des Nahver-

kehrsplans (2023) 

• Neuordnung des Netzes in Teilbereichen 

• Angebots und Taktverdichtung 

• Entwicklung neuer Schnellbusangebote 

• Ergänzung von On Demand Mobilitätsangeboten 

Mit dem vorliegenden Elektromobilitätskonzept werden die aus den Jahren 2014 bis 2020 stam-

menden Ziele und Maßnahmen auf Aktualität geprüft, fortgeschrieben und konkretisiert. 

3.2 Anzahl Pkw und Anteil Elektrofahrzeuge 

Am 01.01.2022 waren 157.332 Pkw im Kreis Groß-Gerau zugelassen (davon 89 % private und 

10 % gewerbliche Halter).1 Bei einer Einwohnerzahl von 275.807 entspricht dies einem Motorisie-

rungsgrad von 570 Pkw pro 1.000 Einwohner*innen (der Bundesdurchschnitt beträgt 583 Pkw pro 

1.000 Einwohner*innen). 

Von den 157.332 Pkw waren zum 01.01.2022 3.810 elektrifizierte Pkw (E-Pkw) im Kreis Groß-

Gerau zugelassen (verteilt auf 1.890 BEV und 1.920 PHEV), was einem E-Pkw-Anteil von 2,4 % 

entspricht. Zum Vergleich: Der bundesdeutsche Durchschnitt liegt ebenfalls bei 2,4 %. 

Bei der Planung geeigneter Mengen an Ladeinfrastruktur im Kreis Groß-Gerau müssen neben den 

Ladebedarfen der Bürger*innen auch jene der 77.820 Einpendelnden sowie der touristischen 

Übernachtungsgäste und Tagesgäste berücksichtigt werden. Die durchschnittliche Pendeldistanz 

liegt für die Auspendler*innen bei 36 km und für die Einpendler*innen bei 33 km (der bundesweite 

Durchschnitt liegt bei ca. 36 km).2 Hinzu kommen jährlich etwa 672.000 Übernachtungsgäste.3 4 

3.3 Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur 

Im Kreis Groß-Gerau befinden sich derzeit (Stand 07/2022) 201 Ladeorte mit 979 Normallade-

punkten und 35 Schnellladepunkten (vgl. Abbildung 4). 

 
1 Vgl. KBA 2022 
2 Mittlere Fahrtstrecke der Ein- und Auspendler*innen, ohne Berücksichtigung der Binnenpendler*innen 
3 Vgl. StBA (2019), berücksichtigt wurden Beherbergungsbetriebe mit 10 oder mehr Schlafgelegenheiten und deren Gäste. Für reprä-

sentativere Angaben wurden Zahlen vor der Pandemie von 2019 verwendet und keine aktuellen Zahlen. 
4 Vgl. StBA (2022): Buchungsdaten der Plattformbetreiber Airbnb, Booking, Expedia Group und TripAdvisor. Daten liegen auf Kreisebene 

vor und wurden anhand der Einwohnerzahl regionalisiert. 
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Abbildung 4: Vorhandene Ladeinfrastruktur im Kreis Groß-Gerau 

Die bisherige öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur im Kreis Groß-Gerau ist ungleichmäßig ver-

teilt. Während in Rüsselsheim am Main eine sehr hohe Abdeckung mit Lademöglichkeiten besteht, 

sind die übrigen Kommunen teilweise noch kaum mit öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur ver-

sorgt. 

Folgende Anbieter betreiben bereits im Kreis öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur.5 Dabei kann 

es sich um öffentliche oder halböffentliche Flächen handeln: 

• Allego GmbH 

• Aral Pulse 

• BürgerEnergieRheinMain eG/Inselwerke eG 

• Comfortcharge GmbH 

• Emonvia GmbH 

• EnBW Energie Baden-Württemberg AG 

• Energie Calw GmbH 

• Energieservice Rhein-Main GmbH 

• ENTEGA Energie GmbH 

• EWE Go GmbH 

• EWR AG 

• innogy eMobility Solutions GmbH/eRoaming 

• Last Mile Solutions 

• Mainova AG 

• Shell EV Charging Solutions Germany 

GmbH/Recharge 

• Stadtwerke Groß-Gerau Versorgungs GmbH 

• Stadtwerke Rüsselsheim GmbH 

• Süwag Vertrieb AG & Co. KG 

• Total Deutschland GmbH 

• Überlandwerk Groß-Gerau GmbH 

Bei 1.014 Ladepunkten und 3.810 im Kreis Groß-Gerau zugelassenen E-Pkw kommen auf einen 

öffentlich zugänglichen Ladepunkt rechnerisch 4 E-Pkw, was über dem bundesweiten Durchschnitt 

von 14 E-Pkw liegt. Basierend auf einer Routing-Analyse wurde die mittlere Distanz zur nächsten 

Ladestation berechnet, welche bei 1,2 km und damit unter dem bundesweiten Durchschnitt von 

3,9 km liegt. Bei der Deutung dieser Zahlen ist jedoch zu beachten, dass aufgrund der in der 

 
5 Stand: 01/2023, keine Garantie für Vollständigkeit 
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Abbildung 4 deutlich sichtbaren Häufung der aktuellen Ladeinfrastruktur in Rüsselsheim und Um-

gebung eine deutliche Verzerrung der Mittelwerte vorliegt. 

Die nachfolgende Tabelle 5 ordnet die Indikatoren zur Elektromobilität im Kreis Groß-Gerau in ei-

nen landes- und bundesweiten Kontext ein. 

Tabelle 5: Vergleich der Indikatoren der Elektromobilität6 

 Kreis Groß- 

Gerau 
Hessen Deutschland 

E-Pkw-Anteil in % 2,4 2,5 2,4 

Neuzulassungsanteil in % 6,3 5,6 4,3 

E-Pkw pro öffentlich zugänglichem Ladepunkt 4 16 14 

Öffentlich zugängliche Ladeorte pro 1.000 

Einwohner*innen 

0,6 0,4 0,4 

Mittlere Distanz zum nächsten öffentlich 

zugänglichen Ladeort in km 

1,2 2,5 3,9 

Einpendelnde pro 1.000 Einwohner*innen 282 293 242 

Einfamilienhausanteil in % 46 47 45 

Im Rahmen des geplanten Deutschlandnetzes sollen ca. 1.000 Schnellladestandorte errichtet wer-

den, davon 900 Standorte abseits der Autobahnen in bereits definierten Gebieten, den sogenann-

ten Suchräumen. Hierbei befindet sich ein Suchraum ganz und einer teilweise im Kreis Groß-Gerau.  

Zusätzlich wird in den nächsten Jahren auch auf halböffentlichen Flächen (insbesondere Einzel-

handel) verstärkt öffentlich zugängliche Schnellladeinfrastruktur für Kund*innen bereitgestellt wer-

den, da die Standzeiten beim Einkaufen optimal zur Ladedauer beim Schnellladen passen. Der 

Fokus des Ladeinfrastrukturausbaus im öffentlichen Raum sollte deshalb auf wohnortnahen 

Standorten sowie „Points of Interest“ (PoI, Freizeitorte wie Ausflugsziele oder Sportstätten) liegen, 

an denen aufgrund der längeren Standzeiten geringere Ladeleistungen ausreichen. So werden zu-

sätzliche Wegstrecken zum Laden (Ladesuchverkehre) vermieden. 

3.4 Private Ladeinfrastruktur 

Neben öffentlicher und (halb-)öffentlicher Ladeinfrastruktur entstehen außerdem vermehrt private 

Ladepunkte, z. B. von Privatpersonen an ihrem Wohnhaus oder Unternehmen, die Lademöglichkei-

ten für Ihre Firmenfahrzeuge, aber auch Elektrofahrzeuge der Mitarbeitenden, Kund*innen oder 

Besucher*innen anbieten möchten. Zur Ladeinfrastruktur im privaten Raum liegen keine Daten 

vor. Wallboxen mit mehr als 3,7 kW bis max. 12 kW müssen vor der Installation beim Netzbetreiber 

angemeldet werden. Modelle mit einer Ladeleistung über 12 kW sind genehmigungspflichtig. 

  

 
6 E-Pkw-Zahlen mit Stand 01.01.2022 (KBA), Anzahl Ladepunkte mit Stand August 2022 (GoingElectric, Lemnet), Pendlerzahlen vom 

31.06.2021 (Bundesagentur für Arbeit), Einfamilienhausanteil vom 31.12.2019 (Statistisches Bundesamt, Fortschreibung auf Basis 

der GWZ 2011) 



      

25 

3.5 Erneuerbare Energien 

Elektromobilität wird nur dann zur Reduktion der Treibhausgasemissionen beitragen, wenn die 

Elektrofahrzeuge mit Strom aus erneuerbaren Energien betrieben werden. Im Kreis Groß-Gerau 

sind derzeit 4.796 Erneuerbare-Energie-Anlagen (EE-Anlagen) (vgl. Abbildung 6) mit einer Gesamt-

leistung von 136 MW installiert.7 

Davon sind 4.787 Photovoltaik-Anlagen auf Hausdächern installiert, was ca. 84 Photovoltaik-Anla-

gen pro 1.000 Wohngebäude entspricht.8 Der wichtigste erneuerbare Energieträger in der Region 

mit einem Anteil von 97 % ist Solar (Dach) (vgl. Abbildung 6). Die jährlich daraus entstehenden 96 

GWh erneuerbaren Stroms entsprechen 5 % des Gesamtstromverbrauchs im Kreis Groß-Gerau von 

1.630 GWh pro Jahr. 

 

Abbildung 5: Ladeinfrastruktur und Erneuerbare-Energien-Anlagen 

 
7 Vgl. Marktstammdatenregister 2022 (Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von elektr. Energie, ohne Gewähr auf Vollständigkeit, 

Stand 04/2022) 
8 Bund: 121 PV-Anlagen pro 1.000 Wohngebäude 



      

26 

 

Abbildung 6: Leistung der Erneuerbaren-Energien-Anlagen im Kreis Groß-Gerau 

Durch den Markthochlauf der Elektromobilität und andere Einflussgrößen, wie z. B. die zuneh-

mende Bedeutung von Wärmepumpen und den Bau großer Rechenzentren, wird der Gesamtstrom-

verbrauch im Kreis Groß-Gerau in den nächsten Jahren deutlich ansteigen. Daher ist ein zeitnaher 

Ausbau der erneuerbaren Energien unabdingbar, um einen Beitrag zur Reduktion der Treibhaus-

gasemissionen zu leisten. Auf den Mehrstrombedarf durch Elektrofahrzeuge wird im Kapitel 4.1.2 

noch einmal näher eingegangen. 

Prinzipiell wünschenswert wäre in diesem Zusammenhang vor allem, wenn die Produktion regene-

rativ erzeugten Stroms in den Kommunen direkt vor Ort stattfindet. Über die Installation von Pho-

tovoltaikanlagen (z. B. in Form von Solarcarports oder kommunalen Gebäuden) kann darüber eine 

dezentrale Stromversorgung sichergestellt und der Anteil erneuerbarer Stromproduktion bereits im 

kleinräumigen Maßstab deutlich unterstützt werden.  

3.6 Alternative Mobilitätsangebote 

Im Kreis Groß-Gerau sind bereits verschiedene Carsharing-Anbieter aktiv. Auch Bikesharing wird im 

Norden des Kreisgebietes angeboten. Mit dem On-Demand-Angebot SiGGi in Kelsterbach besteht 

seit September 2022 außerdem das erste On-Demand-Angebot im Kreis Groß-Gerau. Auf den je-

weiligen Status quo bei den einzelnen Angeboten wird näher im Kapitel 6 eingegangen. 

  

160
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Leistung der Erneuerbaren-Energien-Anlagen im Kreis Groß-Gerau [in MW]

Solar (Dach) Biomasse Klärschlamm Solar (Freifläche)
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4 Ladeinfrastruktur 

4.1 Markthochlauf und Strommehrbedarf 

4.1.1 Markthochlauf Elektrofahrzeuge 

Mit dem Prognosemodell GISeLIS wurden drei verschiedene 

Szenarien für den Markthochlauf der Elektromobilität be-

stimmt. 

Tabelle 6: Rahmenbedingungen und Auswirkungen auf den Markthoch-

lauf der Elektromobilität 

  Progressives 

Szenario 

Moderates 

Szenario 

Konservatives 

Szenario  

Rahmenbedin-

gungen 

Staatliche Förderung 

von Elektrofahrzeu-

gen und Ladeinfra-

struktur 

Stark Mittel Gering 

Kraftstoffpreise Steigend Konstant Sinkend 

Ausbau der öffentli-

chen und privaten 

Ladeinfrastruktur 

Stark beschleunig-

ter Ausbau 

Leicht beschleu-

nigter Ausbau 

Weiterhin langsamer 

Ausbau 

Technische 

Aspekte 

Batteriekosten Schnell fallend Leicht fallend Konstant 

Bedeutung von 

Plug-in-Hybriden 

Anteil der Plug-in-

Hybride an den 

Neuzulassungen 

geht zugunsten von 

reinelektrischen 

Fahrzeugen bereits 

vor 2035 deutlich 

zurück 

Anteil der Plug-in-

Hybride an den 

Neuzulassungen 

geht im modera-

ten Tempo zu-

rück 

Erst 2035 werden 

keine Plug-in-Hyb-

ride mehr neu zuge-

lassen 

Nutzungsver-

halten 

Einstellung zu 

Elektromobilität 

Die Mehrheit der 

Bevölkerung er-

kennt in den 

nächsten Jahren 

zügig die Vorteile 

der Elektromobili-

tät. 

Die Vorteile der 

Elektromobilität 

überzeugen zwar 

mehr und mehr 

Menschen. Die-

ser Prozess ver-

läuft jedoch nur 

in einem modera-

ten Tempo. 

Die Mehrheit der Be-

völkerung bleibt 

noch längere Zeit ge-

genüber der Elektro-

mobilität skeptisch. 

Auswirkungen 

im Modell 

 

Markthochlauf 

Elektrofahrzeuge 

Schnell Moderat Langsam 

Anzahl Elektrofahr-

zeuge im Kreis Groß-

Gerau 2030 

65.305 51.343 38.102 

Anteil E-Pkw am Ge-

samt-Pkw-Bestand 

2030 

40 % 32 % 24 % 

Die erwartet Anzahl an E-Pkw für das moderate Szenario in den Jahren 2025, 2030 und 2035 ist 

in der folgenden Abbildung 7 und Tabelle 7 aufgeführt. Bis 2030 wird der Anteil der E-Pkw am 

Bestand im moderaten Szenario bei etwa 32 % liegen.9 

 
9 Vergleich: Durchschnitt in Deutschland: 29 %; Hessen: 31 % 
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Abbildung 7: Prognostizierte Anzahl der zugelassenen E-Pkw (im moderaten Szenario) sowie Anteil der E-Pkw am 

Gesamtbestand (für jedes Szenario) 

Durch Faktoren außerhalb des Einflusses der Kommunen oder des Kreises Groß-Gerau, wie die 

Entwicklung der Kraftstoffpreise oder politische Fördermaßnahmen, ist ein höherer oder niedrige-

rer Marktanteil möglich. Mit dem Ausbau der Ladeinfrastruktur sowie weiterer harter oder weicher 

Maßnahmen zur Förderung der Elektromobilität kann der Kreis Groß-Gerau jedoch auch Einfluss 

auf den lokalen Markthochlauf der Elektromobilität nehmen. 

Tabelle 7: Prognose der erwarteten E-Pkw (moderates Szenario) 

Jahr BEV PHEV 
Summe 

E-Pkw 

Anteil der E-Pkw am 

Pkw-Bestand 

2022 1.890 1.920 3.810 2,4 % 

2025 10.303 7.637 17.940 11,2 % 

2030 36.933 14.410 51.343 31,7 % 

2035 71.568 12.061 83.629 52,2 % 
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4.1.2 Zusätzlicher Strombedarf für E-Pkw 

Durch den Markthochlauf der Elektromobilität wird der Stromverbrauch im Kreis Groß-Gerau deut-

lich steigen. Folgende Annahmen liegen der Prognose des zusätzlichen Strombedarfes durch Elekt-

rofahrzeuge für das moderate Szenario zugrunde: 

• Es werden ausschließlich Pkw berücksichtigt, keine Lkw oder Busse. 

• Der jährliche Stromverbrauch eines BEV liegt zwischen ca. 2,6 bis 4,4 MWh und der eines 

PHEV bei ca. 1,4 bis 2,4 MWh (abhängig von Szenario und Fahrer*in). 

• Die Ladeverluste betragen im Durchschnitt 15 %.10 

In der folgenden Tabelle 8 ist für die Jahre 2022, 2025, 2030 und 2035 der zusätzliche Strombe-

darf durch das Laden von E-Pkw dargestellt. Diese Ergebnisse wurden auch der Überland-

werk Groß-Gerau GmbH (ÜWG) als Stromnetzbetreiber übermittelt und sollten beim Netzausbau 

berücksichtigt werden. 

Tabelle 8: Strom-Mehrbedarfe durch Laden von E-Pkw (moderates Szenario)11 

Jahr Strommenge in MWh 

2022 11.624 

2025 57.521 

2030 169.072 

2035 282.412 

Da der Gesamtstromverbrauch auch aufgrund anderer Faktoren, wie z. B. dem verstärkten Einsatz 

von Wärmepumpen und dem Bau großer Rechenzentren, steigen wird, ist ein zeitnaher Ausbau der 

erneuerbaren Energien unabdingbar (vgl. Kapitel 3.5). 

Je nach Auslegung der Ladeinfrastruktur ergeben sich unterschiedliche Anforderungen an das 

Stromnetz. Für die Installation von Normalladeinfrastruktur sind Kapazitäten des Niederspan-

nungsnetzes erforderlich. Für die Installation von Schnellladeinfrastruktur wird oftmals auf das Mit-

telspannungsnetz zurückgegriffen. Laut den Technischen Anschlussregeln (TAR) des Verbands der 

Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. (VDE) ist bei der Planung der Netzspannung mit 

einem Gleichzeitigkeitsfaktor von eins auszugehen. Bei der Errichtung von Ladehubs (Ladeorte mit 

mehreren Ladepunkten und höherer Wahrscheinlichkeit des gleichzeitigen Ladens) empfiehlt sich 

die Installation von Lastmanagementsystemen, um gesteuertes Laden zu ermöglichen und Last-

spitzen zu reduzieren. Zukünftige Ladeinfrastrukturbetreiber müssen frühzeitig die Netzanschlus-

sinformationen beim Netzbetreiber in Erfahrung bringen und die geplante Ladeleistung angeben. 

Der Netzbetreiber ist schließlich für die Bereitstellung des Netzanschlusses bis zum Übergabe-

punkt verantwortlich. Dieser Übergabepunkt liegt i. d. R. an der Trafostation oder direkt am Fuß der 

LIS. Etwa vier Wochen vor Inbetriebnahme einer Ladestation sollte diese bei der BNetzA gemeldet 

werden. Zukünftig kann auch die Batterie des Fahrzeuges als Zwischenspeicher so genutzt werden, 

dass eine Rückspeisung in das Stromnetz möglich ist. Diese Vehicle-to-Grid-Anwendungen sind der-

zeit nur bei wenigen Fahrzeugmodellen möglich. Mittel- und langfristig kann dadurch zu einer Sta-

bilisierung des Stromnetzes beigetragen werden.  

 
10 Eine Datenanalyse der NOW zeigte Ladeverluste von 18–20 % (vgl. NOW 2020), eine ADAC-Studie ermittelte Werte von 10–20 % (vgl. 

ADAC 2022) 
11 Für das moderate Szenario 
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4.2 Ladebedarf 

4.2.1 Use Cases für das Laden von Elektrofahrzeugen 

Nicht alle Ladevorgänge finden im öffentlichen und halböffentlichen Raum statt. Es lassen sich 

sechs übergeordnete Use Cases unterscheiden (vgl. Tabelle 9). Wo Elektrofahrzeugbesitzer*innen 

im Alltag laden, hängt von vielen Faktoren ab. I. d. R. haben die Nutzer*innen eine oder mehrere 

Ankerladesäulen, an denen sie regelmäßig laden. 

Dies kann für Mieter*innen ohne eigenen Stellplatz z. B. eine nah am Wohnort gelegene öffentliche 

Ladesäule (Anwohnerladen) sein, aber auch eine Lademöglichkeit beim Arbeitgeber (Arbeitgeber-

laden) oder auf einem Supermarktparkplatz oder an einer Freizeiteinrichtung (Gelegenheitsladen). 

Bewohner*innen von Ein- und Zweifamilienhäusern mit einem eigenen Stellplatz haben i. d. R. die 

Möglichkeit, eine eigene Wallbox zu errichten und laden bevorzugt dort (Heimladen), da der Haus-

stromtarif i. d. R. günstiger ist als die Ladetarife an öffentlichen Ladesäulen. Optimal ist das Laden 

zu Hause, wenn selbst gewonnener Strom aus einer Photovoltaik-Anlage genutzt werden kann. 

Um auf langen Strecken die Batterie innerhalb weniger Minuten für die Weiterfahrt zu laden (Zwi-

schenladen), werden Schnellladesäulen genutzt, die sich i. d. R. an Bundesstraßen und Autobah-

nen befinden. Auch viele Unternehmen setzen vermehrt auf E-Pkw als Firmenwagen, die auf den 

privaten Parkplätzen geladen werden (Flottenladen). 

Welche Ladeleistung sich an den jeweiligen Standorten eignet, ergibt sich aus der jeweils dort üb-

lichen Standzeit. An Orten, an denen üblicherweise mehrere Stunden geparkt wird, wie z. B. am 

Wohn- und Arbeitsort, reichen die an Normallladepunkten erreichbaren Ladeleistungen von i. d. R. 

maximal 22 kW aus. Die maximal mögliche Ladeleistung beim Normalladen tendiert jedoch bei den 

verfügbaren Fahrzeugmodellen eher zu 11 kW. Wenn die Batterie in möglichst kurzer Zeit geladen 

werden muss, wie dies beim Zwischenladen der Fall ist, eignen sich Schnellladesäulen, die aktuell 

Ladeleistungen von 50 bis 350 kW erreichen.  
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Tabelle 9: Use Cases für das Laden von Elektrofahrzeugen12 

(Halb-)öffentliches Laden 

Zwischenladen Anwohnerladen Gelegenheitsladen 

   
(Halb-)öffentliche Flächen mit hoher 

Ladeleistung (keine Aktivität als 

Ziel, sondern Reichweiten- 

verlängerung) 

In der Nähe des Wohnortes auf 

(halb-)öffentlichen Flächen 

(Halb-)öffentliche Flächen wäh-

rend einer Aktivität (Freizeit, 

 Einkaufen, Übernachtung, 

 Erledigung) 

50–350 kW 3,7–22 kW 3,7– ≥ 50 kW 

Privates Laden 

Arbeitgeberladen Heimladen Flottenladen 

   

Privater Stellplatz beim Arbeitgeber Privater Stellplatz am Wohnort 
Laden von gewerblichen Pkw auf 

dem Betriebsgelände 

3,7–11 kW 

 

Auch das Tankverhalten von Besitzer*innen von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor fiel schon 

immer unterschiedlich aus. Dies betrifft z. B. die Häufigkeit der Tankvorgänge, die getankte Kraft-

stoffmenge sowie die Preissensibilität. Noch deutlich vielfältiger stellt sich das Ladeverhalten der 

Elektrofahrzeug-Nutzer*innen dar. Einflussgrößen für das Ladeverhalten sind z. B.: 

• Tarif und Preissetzung an den Ladesäulen, 

• Ladegeschwindigkeit des Fahrzeuges, 

• Akkukapazität, 

• Relevanz der Batterieschonung durch niedrige Ladeleistungen (Leasing, Dienstwagen vs. 

Kauffahrzeug privat), 

• Dringlichkeit des Ladebedarfs, 

• Verfügbarkeit von Alternativen (Heimladen/Arbeitgeberladen), 

• Wegezweck (privat, dienstlich, Urlaub etc.), 

• Attraktivität des Ladesäulenumfeldes für den Vertreib der Ladeweile. 

  

 
12 Bildquellen: eigene Aufnahmen, Flottenladen: www.stadtwerkedrive.de 
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4.2.2 Prognostizierte Ladevorgänge 

Um die prognostizierte Anzahl an Ladevorgängen und darauf aufbauend im nächsten Schritt die 

Anzahl der benötigten Ladepunkte berechnen zu können, muss die Verteilung der geladenen Ge-

samtstrommenge auf die Use Cases (vgl. Kapitel 4.2) beachtet werden. Aus der folgenden Abbil-

dung 8 geht hervor, dass erwartet wird, dass zukünftig etwa zwei Drittel des Strombedarfes durch 

E-Pkw im privaten Raum gedeckt werden und somit nur ca. ein Drittel des Strombedarfes auf den 

öffentlichen und halböffentlichen Raum entfällt. Verschiebungen der Anteile der Use Cases wie 

z. B. durch einen verstärkten Ausbau des Arbeitgeberladens durch potentielle zukünftige Förder-

mittel können im Prognosemodell nicht dargestellt werden. Öffentlich zugängliche Ladeinfrastruk-

tur ist insbesondere für diejenigen Elektrofahrzeugnutzer*innen relevant, die weder zu Hause eine 

Möglichkeit zur Errichtung einer eigenen Wallbox haben noch eine Lademöglichkeit beim Arbeitge-

ber. 

 

Abbildung 8: Prognostizierter Strombedarf pro Jahr durch E-Pkw unterschieden nach Use Cases 

 (moderates Szenario) 

Zudem gibt es Ausgestaltungsmöglichkeiten bzgl. der gewählten Ladetechnologie bei den öffentlich 

zugänglichen Ladesäulen. Während beim Use Case Zwischenladen zur zügigen Reichweitenverlän-

gerung nur Schnellladen in Frage kommt, kann je nach strategischer Ausrichtung der Kommunen 

oder auch der Betreiber der Strombedarf beim Anwohner- und Gelegenheitsladen entweder durch 

Normal- oder Schnellladeinfrastruktur gedeckt werden (vgl. Tabelle 10). 

Tabelle 10: Annahmen zum Verhältnis von Normal- und Schnellladen beim Strombedarf 

 für das Anwohner- und Gelegenheitsladen 

 
Anwohnerladen Gelegenheitsladen 

AC DC AC DC 

Normalladestrategie 100 % 0 % 100 % 0 % 

Hybrid-Strategie 100 % 0 % 80 % 20 % 

Schnellladestrategie 70 % 30 % 50 % 50 % 
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Eine Hybrid-Strategie mit sowohl Schnell- als auch Normallladen ist sinnvoll, um die verschiedenen 

Bedürfnisse der Nutzer*innen zu befriedigen. Je nach individuellem Ladeverhalten und Preissen-

sitivität fallen die Präferenzen unterschiedlich aus. Alle nachfolgend dargestellten Prognoseergeb-

nisse beziehen sich auf die Hybrid-Strategie. 

Aus dem Strombedarf pro Use Case sowie der jeweiligen Ladeleistung und somit -dauer ergibt sich 

die Anzahl an Ladevorgängen für jeden Use Case. Die prognostizierte Anzahl der täglichen Lade-

vorgänge ist für das moderate Szenario und die Hybrid-Strategie in der folgenden Abbildung 9 dar-

gestellt. Bei einem höheren Schnellladeanteil beim Anwohner- und Gelegenheitsladen wären weni-

ger Ladevorgänge notwendig, da die an Schnellladepunkten durchschnittlich abgegebene Strom-

menge pro Ladevorgang deutlich höher ist. Ein Schnellladepunkt ersetzt etwa vier Normalllade-

punkte. 

Für das moderate Szenario und die Hybrid-Strategie werden im Kreis Groß-Gerau im Jahr 2030 pro 

Tag ca. 23.119 Ladevorgänge erwartet, davon ca. 7.923 auf öffentlichem und halböffentlichem 

Grund (vgl. Abbildung 9, Tabelle 11). 

 

Abbildung 9: Prognostizierte Anzahl der täglichen Ladevorgänge im Kreis Groß-Gerau 

(moderates Szenario, Hybrid-Strategie) 

Tabelle 11: Prognose der erwarteten Ladevorgänge pro Tag (moderates Szenario, Hybrid-Strategie) 

Jahr Zwischen-

laden 

Anwohner-

laden 

Gelegen-

heitsladen 

Arbeitgeber-

laden 
Heimladen Flottenladen 

2022 77 58 220 146 819 400 

2025 364 454 1.140 814 4.173 1.489 

2030 1.208 1.990 3.512 2.630 10.576 3.203 

2035 2.194 3.584 5.900 4.540 16.151 4.065 
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4.2.3 Bedarf an öffentlich zugänglichen Ladepunkten 

Zusammenfassend werden die Ergebnisse der Ladebedarfsprognose für den Kreis Groß-Gerau in 

der Tabelle 12 für das moderate Szenario und die Hybrid-Strategie vereinfacht dargestellt und da-

raus die benötigte Anzahl an öffentlich zugänglichen Ladepunkten bzw. -stationen (im halböffentli-

chen oder öffentlichen Raum) abgeleitet. 

Ausgehend von dem prognostizierten E-Pkw-Anteil, der Bevölkerungsentwicklung und dem Motori-

sierungsgrad ergibt sich die Anzahl der erwarteten E-Pkw. Daraus wiederum ergibt sich über das 

typische Fahr- und Ladeverhalten ein Ladebedarf, anhand dessen die benötige Anzahl der Lade-

punkte und -stationen abgeschätzt wird. Es wird von zwei Ladepunkten an einer Ladestation aus-

gegangen. 

Tabelle 12: Annahmen für die Ladebedarfsprognose 

(moderates Szenario, Hybrid-Strategie) 

 2025 2030 2035 

E-Pkw-Anteil in % 11,2 31,7 52,2 

Einwohner*innen 282.300 286.299 289.203 

Pkw-Bestand 159.600 161.861 160.207 

Davon E-Pkw 17.940 51.343 83.629 

Mittlere Tagesfahrleistung 

in km 
38 

Mittlerer Verbrauch in kWh 

pro 100 km 
22 

Ladeleistung AC DC AC DC AC DC 

Strombedarf an 

öffentlich zugänglicher Lade-

infrastruktur pro Tag in kWh 

30.542 12.553 111.187 41.675 198.206 75.675 

Mittlere Ladeleistung in kWh 

an öffentlich zugänglicher 

Ladeinfrastruktur 
5–1013 100 5–10 100 5–10 100 

Gesamtladedauer an 

öffentlich zugänglicher Lade-

infrastruktur pro Tag in h 

4.072 126 14.825 417 26.427 757 

Gesamte Nutzungsdauer pro 

Tag je Ladepunkt in h 
3–614 1,5 3–6 1,5 3–6 1,5 

In der Tabelle 13 sind nachfolgend die einzelnen Bedarfe an Ladeinfrastruktur innerhalb der Ge-

bietsgrenzen der Kommunen dargestellt. Daraus ergibt sich in Summe für 2025 ein Ausbaubedarf 

von weiteren 343 AC-Ladepunkten und 40 DC-Ladepunkten. 

 

 
13 Spanne entsteht durch die unterschiedlichen Werte für das Anwohner- und Gelegenheitsladen. 
14 Spanne entsteht durch die unterschiedlichen Werte für das Anwohner- und Gelegenheitsladen. 
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Tabelle 13: Bedarf an öffentlich zugänglichen Ladepunkten in den Kreiskommunen (moderates Szenario, Hybrid-Strategie) 

Name 

Pkw-Bestand 

(01.01.2022) 

Erwartete Anzahl 

an E-Pkw 

Bestehende Lade-

punkte (07/2022) 
Bedarf an Ladepunkten insgesamt 

Verbleibender Bedarf an Ladepunkten 

(Ist-Stand abgezogen) 

Gesamt BEV PHEV 
Anteil 
E-Pkw 

2025 2030 2035 
Ge-

samt 
AC DC 

2025 2030 2035 2025 2030 2035 

AC DC AC DC AC DC AC DC AC DC AC DC 

Büttelborn 9.443 111 116 2,4 % 1.014 2.910 4.757 17 6 11 27 13 101 47 180 89 21 2 95 36 174 78 

Raunheim 8.118 54 147 2,5 % 830 2.388 3.923 16 16 0 48 7 171 24 298 45 32 7 155 24 280 45 

Biebesheim 

am Rhein 
4.189 34 32 1,6 % 457 1.311 2.142 2 2 0 13 1 48 2 84 4 11 1 46 2 83 4 

Bischofs-

heim 
6.735 75 56 2,0 % 762 2.180 3.550 9 7 2 23 3 90 12 163 22 16 1 83 10 156 20 

Gernsheim 6.814 97 57 2,3 % 745 2.135 3.485 12 12 0 20 2 74 5 131 8 8 2 62 5 119 8 

Ginsheim-
Gustavsburg 

8.862 74 83 1,8 % 1.031 2.947 4.796 5 5 0 39 3 147 10 262 18 34 3 142 10 257 18 

Groß-Gerau 15.285 203 191 2,6 % 1.631 4.681 7.654 8 8 0 52 5 187 15 330 26 44 5 179 15 322 26 

Kelsterbach 9.092 74 101 1,9 % 1.014 2.904 4.734 34 32 2 53 5 188 15 322 26 21 3 156 13 290 24 

Mörfelden-

Walldorf 
20.370 227 244 2,3 % 2.512 7.161 11.594 33 27 6 104 6 380 19 658 32 77 0 353 13 631 26 

Riedstadt 14.509 192 134 2,3 % 1.506 4.331 7.105 4 4 0 41 3 146 9 259 16 37 3 142 9 255 16 

Stockstadt 

am Rhein 
3.920 28 22 1,3 % 435 1.247 2.032 4 4 0 11 1 39 2 69 4 7 1 35 2 65 4 

Trebur 8.372 99 81 2,2 % 934 2.676 4.367 6 6 0 24 2 89 5 159 9 18 2 83 5 153 9 

Nauheim 6.285 71 54 2,0 % 763 2.175 3.527 7 5 2 22 1 84 4 150 7 17 0 79 2 145 5 

Rüsselsheim 

am Main 
35.338 551 602 3,3 % 4.306 12.296 19.965 857 845 12 205 22 756 73 1.219 132 0 10 0 61 446 120 

Kreis Groß-

Gerau 
157.332 1.890 1.920 2,40% 17.940 51.343 83.629 1.014 979 35 682 74 2.500 242 4.284 438 343 40 1.610 207 3.376 403 
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4.2.4 Räumliche Verteilung des Ladebedarfes im (halb-)öffentlichen Raum 

Neben der benötigten Anzahl an Ladepunkten und deren Aufteilung nach den Use Cases spielt 

auch die räumliche Verteilung der Ladeinfrastruktur eine Rolle, damit diese bedarfsgerecht und für 

die Nutzer*innen attraktiv ist. Das genutzte Prognosemodell GISeLIS arbeitet auf Basis eines 

100x100m-Rasters und berücksichtigt Parameter wie z. B. Points of Interest (PoI), Points of Sale 

(PoS), Einwohnerdichte, Pendlerverkehr, Mobilitätsverhalten sowie soziodemografische Faktoren. 

In Abbildung 10 sind die sich daraus ergebenden Planungsräume für Ladeinfrastruktur dargestellt. 

Dort besteht je nach farblicher Abstufung ein mittlerer, hoher oder sehr hoher Ladebedarf. In diesen 

Gebieten sollten geeignete Standorte für Ladeinfrastruktur identifiziert werden. 
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Abbildung 10: Planungsräume für Ladeinfrastruktur im Kreis Groß-Gerau 
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4.3 Situation in den Kommunen 

4.3.1 Status Quo 

Vom 06.07.2022 bis 10.08.2022 wurden alle Kreiskommunen zur Teilnahme an einer Befragung 

zum Thema Elektromobilität eingeladen. Positiv festzuhalten ist die vollständige Teilnahme aller 

14 Kommunen. Dies unterstreicht die Relevanz des Themas Elektromobilität. In der Tabelle 14 

sind die wesentlichen Ergebnisse dargestellt. 

Tabelle 14: Zusammenfassung der Ergebnisse der Kommunalbefragung zur Elektromobilität 

Relevanz Elektromobilität und Ladeinfrastruktur und Status Quo 

In zehn Kreiskommunen wird dem Thema Elektromobilität eine hohe Relevanz zugeschrieben. In allen 

Kommunen ist bereits öffentliche Ladeinfrastruktur vorhanden und das Thema Elektromobilität soll zu-

künftig weiter vorangetrieben werden. 

Zukünftiger Ausbau 

Zehn Kommunen planen den Ausbau der Ladeinfrastruktur. Teilweise ist bereits bekannt, welcher Betrei-

ber den Ausbau übernehmen wird. In anderen Kommunen ist es jedoch noch unklar oder es wird noch 

eine Strategie für den Ausbau erarbeitet. In den meisten Kommunen sind jedoch Standorte bekannt, an 

denen ein hohes Potential für Ladeinfrastruktur gesehen wird. In den meisten Kommunen gibt es keine 

relevanten bau- oder denkmalschutzrechtlichen Einschränkungen, die die Errichtung von Ladeinfrastruk-

tur verhindern. 

Kenntnisstand zur Elektromobilität 

Die Kommunen wurden zu ihrem Kenntnisstand zu verschiedenen Aspekten rund um das Thema Elektro-

mobilität befragt. Es wurde klar, dass es einige Kommunen gibt, die bereits einen sehr guten Kenntnis-

stand haben, während andere sich mit dem Thema noch sehr unsicher fühlen. Besonders viele Kommu-

nen fühlen sich bei Möglichkeiten zur Sensibilisierung der Bevölkerung, Unternehmen und touristischen 

Einrichtungen noch nicht ausreichend informiert. Doch auch bei einem grundsätzlich sinnvollen Vorgehen 

bei der Deckung des zukünftig steigenden Ladebedarfes sowie dem Umgang mit Betreiberanfragen bzw. 

der Betreibersuche besteht noch Informationsbedarf. 

Umgesetzte Maßnahmen (neben öffentlicher Ladeinfrastruktur) 

Elf Kommunen setzen bereits Elektrofahrzeuge im kommunalen Fuhrpark ein. Sechs Kommunen binden 

bereits Flächeneigentümer wie z. B. den Einzelhandel oder Wohnungsunternehmen bei der Errichtung von 

Ladeinfrastruktur ein. Informationsmaterial für Bürger*innen, Unternehmen oder touristische Einrichtun-

gen zur Elektromobilität wird bislang kaum bereitgestellt. Drei Kommunen haben bereits eigene Gutachten 

oder Konzepte zur Elektromobilität erstellen lassen. 

In der Abbildung 11 sind die geäußerten Wünsche der Kommunen an den Landkreis dargestellt. 

Es wird klar, dass die Suche nach interessierten Betreibern und Hilfestellung bei der Erarbeitung 

einer Strategie für den Ladeinfrastrukturausbau die Kommunen stark beschäftigt. 
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Abbildung 11: Unterstützungsbedarf der Kommunen 

Aus den am 26.10.2022 und 22.11.2022 durchgeführten Workshops mit den Kreiskommunen 

konnten außerdem folgende wesentliche Punkte mitgenommen werden: 

• Die Unterschiede bei der Attraktivität der Kommunen für potentielle Ladeinfrastrukturbe-

treiber sind sehr groß. In einigen Kommunen fragen regelmäßig Betreiber an, während an-

dere Kommunen nur Ladeinfrastruktur bekommen, wenn sie aktiv auf Betreiber zugehen 

und die Errichtung und/oder den Betrieb finanziell bezuschussen oder sogar komplett fi-

nanzieren. 

• Es besteht eine hohe Unsicherheit bzgl. rechtssicherer Vergabemöglichkeiten, da die bis-

herige Ladeinfrastruktur bislang oft von den lokalen Stadtwerken als Grundversorger er-

richtet wurde, ohne daran explizit Bedingungen zu knüpfen. Wenn nun jedoch weitere Be-

treiber in die Kommune kommen (sollen), besteht Bedarf, Rechte und Pflichten genauer zu 

dokumentieren. 

4.3.2 Ergebnisse der Bürger*innenbefragung 

Vom 14.07. bis 14.08.2022 konnten die Bürger*innen des Kreises Groß-Gerau Standorte für Lade-

infrastruktur sowie Car- und Bikesharing-Stationen vorschlagen. Die Verbreitung erfolgte über die 

Webseite des Kreises, dessen Facebook-Seite sowie Instagram und über mehrere regionale Zei-

tungen. 
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Abbildung 12: Screenshot vom Post auf Facebook zur Verbreitung der Bürgerbefragung 

Insgesamt nahmen 248 Personen an der Umfrage teil, die insgesamt 394 Standortwünsche für 

Ladeinfrastruktur eintrugen (vgl. Abbildung 13). 



      

41 

 

Abbildung 13: Standortvorschläge für Ladeinfrastruktur aus der Bürgerbefragung 
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4.4 Ladeinfrastruktur an den Kreisliegenschaften 

4.4.1 Zugänglichkeit der Parkplätze 

Den größten Handlungsspielraum hat der Kreis an und auf seinen eigenen Liegenschaften (vgl. 

Abbildung 14). 

 

Abbildung 14: Kreisliegenschaften und Standortpotential für öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur 
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Aufgrund der Vorgaben des GEIG plant der Kreis Groß-Gerau bereits die Errichtung bzw. Vorrüstung 

von Ladestationen auf verschiedenen Kreisliegenschaften. 

Da für den Ausbau der Ladeinfrastruktur im Kreisgebiet insbesondere die zahlreichen Schulen und 

Sporthallen in den einzelnen Kommunen interessant sind, wurde der Fokus für die weitere Unter-

suchung im Rahmen der Konzepterarbeitung auf diese Liegenschaften gelegt. Dafür wurde zu-

nächst die Zugänglichkeit der jeweiligen Flächen untersucht. Das Ergebnis ist in der Tabelle 15 

dargestellt.  

An 35 Schulen bzw. Sporthallen besteht grundsätzlich die Möglichkeit zur Errichtung öffentlich zu-

gänglicher Ladeinfrastruktur, da mindestens ein Teil der Parkflächen nicht ausschließlich durch 

Dienstfahrzeuge und Beschäftigte genutzt werden kann. Dabei ist jedoch im Einzelfall zu prüfen, 

welche Beschilderung aktuell vorliegt. Eine errichtete Ladeinfrastruktur kann entweder grundsätz-

lich über den gesamten Tag allen zugänglich gemacht werden (auch wenn der restliche Parkplatz 

während der Schulzeiten sonst nur durch Lehrpersonal genutzt werden darf) oder während der 

Schulzeiten wird das Laden nur für Lehrpersonal erlaubt und außerhalb dieser Zeiten für die An-

wohner*innen freigegeben. 

Auf drei Liegenschaften wäre aufgrund der beschränkten Zugänglichkeit (z. B. Schranke oder Tor) 

keine öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur möglich, sondern nur Lademöglichkeiten für die Be-

schäftigten. An zwölf weiteren Schulen bzw. Sporthallen liegen die zugehörigen Parkflächen nicht 

auf der Kreisliegenschaft, sodass kein Handlungsspielraum durch den Kreis besteht und die Be-

reitschaft zur Bereitstellung von Flächen für Ladeinfrastruktur beim Flächeneigentümer abgefragt 

werden müsste. 

Tabelle 15: Zugänglichkeit der Parkplätze auf den Kreisliegenschaften 

Anzahl an 

Kreisliegenschaften 

Davon Schulen 

und Sporthallen 

Zugänglichkeit der 

Parkplätze 

Mögliche Ausgestaltung der 

Ladeinfrastruktur 

38 35 Öffentlich zugänglich Öffentlich zugänglich 

3 3 Nicht-öffentlich zugänglich Nur für Beschäftigte 

13 12 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 

Kein Handlungsspielraum 

 des Kreises 

4.4.2 Ladebedarf durch Anwohner*innen 

Um die Attraktivität der Kreisliegenschaften für potentielle Betreiber besser einschätzen zu kön-

nen, wurde ermittelt, an welchen Kreisliegenschaften im Umfeld ein hoher Anwohnerladebedarf 

besteht. Die Ergebnisse sind in der Tabelle 16 dargestellt. Der angegebene Bedarf an AC-Lade-

punkten ist ein rechnerisch ermittelter Wert, der die Summe des prognostizierten Ladebedarfes im 

Umfeld von 300 m vom jeweiligen Standort darstellt. Je mehr Ladeinfrastruktur in der Umgebung 

entsteht, desto geringer ist der reale Bedarf am jeweiligen Standort. Bei der Deutung der Zahlen 

ist zu beachten, dass keine näheren Informationen über die potentiellen Nutzergruppen und -zeiten 

vor Ort vorlagen, wodurch der tatsächliche Ladebedarf abweichen kann. Es erfolgte keine Einzel-

fallprüfung für jede Liegenschaft. Ein Austausch mit der jeweiligen Kommune wird angeraten. 
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Tabelle 16: Öffentlicher Ladebedarf im Umfeld der Kreisliegenschaften 

ID Kommune Name 
Öffentliche 

Zugänglichkeit 

Einwohner*innen 

(300 m Umkreis) 

Einwohner*innen in 

Mehrparteienhäusern 

(300 m Umkreis) 

Entfernung zur 

nächsten Lade- 

infrastruktur (m) 

Anzahl bestehen-

der Ladepunkte 

(300 m Umkreis) 

Bedarf an AC-Ladepunkten 

(300 m Umkreis) 

2025 2030 2035 

1 Biebesheim 
Nibelungenschule mit 

Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 1.281 316 141 2 3 10 18 

2 Bischofsheim Georg-Mangold-Schule Öffentlich zugänglich 1.837 1.134 720 0 2 10 18 

3 Bischofsheim Kreissporthalle  Öffentlich zugänglich 1.489 957 789 0 2 8 14 

4 Büttelborn 
Pestalozzischule und Kreis-
sporthalle 

Öffentlich zugänglich 1.331 541 364 0 2 8 14 

5 Büttelborn Erich-Kästner-Schule 
Parkplätze nicht auf 
Kreisliegenschaft 

851 272 1.544 0 1 4 8 

6 Büttelborn Grundschule Worfelden 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.116 577 105 2 2 9 16 

7 Gernsheim 
Johannes-Gutenberg-Schule 

und Kreissporthalle 
Öffentlich zugänglich 975 239 970 0 1 3 6 

8 Gernsheim 
Gymnasium Gernsheim mit 

Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 468 191 641 0 2 8 14 

9 Gernsheim 
Peter-Schöffer-Schule mit 

Sporthalle 

Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.194 435 67 6 3 11 19 

10 Gernsheim 
Schillerschule mit 

Gymnastikhalle 

Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.362 485 367 0 3 10 18 

11 Ginsheim-Gustavsburg Gustav-Brunner-Schule Öffentlich zugänglich 2.108 1.588 175 2 5 20 36 

12 Ginsheim-Gustavsburg IGS Mainspitze Öffentlich zugänglich 845 509 247 3 1 5 10 

13 Ginsheim-Gustavsburg Albert-Schweitzer-Schule Öffentlich zugänglich 1.034 471 991 0 3 10 18 

14 Groß-Gerau Nordschule mit Sporthalle 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
477 423 1058 0 1 5 8 

15 Groß-Gerau 
Prälat-Diehl-Schule (Standort 

Sudentenstr.) 

Nicht-öffentlich zu-

gänglich 
1.367 856 540 0 4 15 27 

16 Groß-Gerau 
Prälat-Diehl-Schule (Standort 

Berliner Str.) mit Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 1.282 676 324 0 4 14 25 

17 Groß-Gerau Goetheschule mit Turnhalle Öffentlich zugänglich 1.391 581 350 0 4 13 23 

18 Groß-Gerau 
Schillerschule (Standort 

Jahnstr.) 

Nicht-öffentlich zu-

gänglich 
1.555 563 287 2 4 15 27 

19 Groß-Gerau 
Schillerschule (Standort Auf 
Esch) mit Turnhalle 

Öffentlich zugänglich 1.068 473 527 0 1 5 10 

20 Groß-Gerau 
Berufliche Schulen des Krei-

ses Groß-Gerau 
Öffentlich zugänglich 534 293 751 0 1 5 10 

21 Groß-Gerau Kreissporthalle  Öffentlich zugänglich 648 232 633 0 2 6 10 

22 Groß-Gerau 
Luise-Büchner-Schule mit 

Turnhalle 
Öffentlich zugänglich 761 221 446 0 1 3 5 

23 Groß-Gerau Astrid-Lindgren-Schule Öffentlich zugänglich 942 260 456 0 1 3 6 

24 Groß-Gerau 
Martin-Buber-Schule mit 

Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 312 186 349 0 1 3 5 

25 Groß-Gerau Kreiskrankenhaus Öffentlich zugänglich 249 135 248 1 1 2 4 

26 Groß-Gerau Jobcenter Öffentlich zugänglich 666 537 108 1 1 6 11 

27 Groß-Gerau Kreisverwaltung Öffentlich zugänglich 1.059 735 83 1 2 7 13 

28 Groß-Gerau 
Schloss Dornberg / Kreis-

volkshochschule 

Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
588 446 670 0 4 13 23 
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ID Kommune Name 
Öffentliche 

Zugänglichkeit 

Einwohner*innen 

(300 m Umkreis) 

Einwohner*innen in 

Mehrparteienhäusern 

(300 m Umkreis) 

Entfernung zur 

nächsten Lade- 

infrastruktur (m) 

Anzahl bestehen-

der Ladepunkte 

(300 m Umkreis) 

Bedarf an AC-Ladepunkten 

(300 m Umkreis) 

2025 2030 2035 

29 Groß-Gerau Grundschule Wallerstädten 
Parkplätze nicht auf 
Kreisliegenschaft 

817 210 1.791 0 1 3 6 

30 Groß-Gerau Grundschule Dornheim Öffentlich zugänglich 140 30 2.285 0 0 1 1 

31 Mörfelden-Walldorf 
Wilhelm-Arnoul-Schule mit 

Turnhalle 

Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.036 604 189 4 5 19 32 

32 Mörfelden-Walldorf Waldenser Schule Öffentlich zugänglich 1.937 734 98 1 3 14 25 

33 Mörfelden-Walldorf 
Bertha-von-Suttner-Schule mit 

Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 7 0 813 0 0 0 0 

34 Mörfelden-Walldorf Bürgermeister-Klingler-Schule Öffentlich zugänglich 1.782 1.181 253 2 5 18 32 

35 Mörfelden-Walldorf Albert-Schweitzer-Schule 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.402 501 259 2 4 15 27 

36 Nauheim Grundschule mit Turnhalle Öffentlich zugänglich 616 173 575 0 1 5 9 

37 Raunheim 
Pestalozzischule mit Turn-

halle 
Öffentlich zugänglich 1.656 970 116 6 5 19 33 

38 Raunheim 
Anne-Frank-Schule mit Sport-

halle 
Öffentlich zugänglich 364 0 702 0 0 0 1 

39 Raunheim 
Neue Grundschule (Standort: 

neben Anne-Frank-Schule) 
Öffentlich zugänglich 536 10 688 0 0 0 1 

40 Riedstadt Grundschule Wolfskehlen 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.250 402 188 2 1 6 10 

41 Riedstadt Sporthalle Wolfskehlen Öffentlich zugänglich 1.194 312 97 2 1 4 7 

42 Riedstadt 
Grundschule Leeheim mit 

Turnhalle 
Öffentlich zugänglich 713 118 3.105 0 0 1 3 

43 Riedstadt 
Grundschule Erfelden mit 

Turnhalle 
Öffentlich zugänglich 1.291 303 389 0 1 3 6 

44 Riedstadt 
Georg-Büchner-Schule God-
delau mit Sporthalle 

Parkplätze nicht auf 
Kreisliegenschaft 

1.275 381 258 2 1 6 11 

45 Riedstadt 
Martin-Niemöller-Schule God-

delau mit Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 1.274 594 610 0 2 9 16 

46 Riedstadt 
Grundschule Crumstadt mit 

Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 1.041 251 1956 0 1 3 6 

47 Rüsselsheim 
Werner-Heisenberg-Schule 

mit Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 927 379 113 16 2 9 15 

48 Rüsselsheim 
Gustav-Heinemann-Schule 

mit Sporthalle 
Öffentlich zugänglich 961 424 68 14 3 12 21 

49 Rüsselsheim Neues Gymnasium 
Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
566 383 81 196 5 17 29 

50 Stockstadt Insel-Kühkopf-Schule Öffentlich zugänglich 1.383 330 484 0 2 9 16 

51 Trebur Grundschule im Hollerbusch Öffentlich zugänglich 1.005 367 2.153 0 1 5 9 

52 Trebur Mittelpunktschule Öffentlich zugänglich 515 69 442 0 1 3 5 

53 Trebur 
Lindenschule mit Gymnastik-

halle 

Parkplätze nicht auf 

Kreisliegenschaft 
1.223 244 362 0 2 6 11 

54 Trebur 
Grundschule Geinsheim mit 

Gymnastikhalle 

Nicht-öffentlich zu-

gänglich 
1.081 437 2.674 0 1 5 10 



      

46 

4.5 Besondere Ladeinfrastruktur 

4.5.1 Barrierefreie Ladeinfrastruktur 

Für mobilitätseingeschränkte Personen ist das Laden an heute üblicher Ladeinfrastruktur aus fol-

genden Gründen oftmals nicht bzw. nur schwer möglich: 

• hohe Bordsteinkanten, 

• zu hoch angebrachte Displays, 

• zu geringe Stellplatzbreite für das Rangieren mit Rollstühlen, 

• zu schwere Kabel. 

Insofern ist der Ausbau barrierefreier Ladeinfrastruktur essenziell für eine Teilhabe aller Menschen 

an der Elektromobilität. Abgeleitet aus den oben genannten Problemen sind folgende Aspekte wich-

tig: 

• stufenlose Erreichbarkeit der Ladesäule, 

• ausreichende Bewegungsfläche, 

• angemessene Höhe der Bedienelemente der Ladesäule. 

Nachfolgend werden die Anforderungen an barrierefreie Ladeinfrastruktur sowie mögliche Lö-

sungswege erläutert. 

ANFORDERUNGEN AN BARRIEREFREIE LADEORTE 

Bisher gibt es keine gesetzlichen Vorgaben zur Errichtung von öffentlich zugänglicher Ladeinfra-

struktur, die Anforderungen an die Barrierefreiheit definieren. Jedoch enthält die DIN-Norm 18040-

3 zum Barrierefreien Bauen Gestaltungsmuster für Bedienelemente im öffentlichen Verkehrsraum. 

Diese DIN-Norm ist rechtlich jedoch nicht bindend. 

Auf Basis der DIN-Norm 18040-3 Barrierefreies Bauen sowie aufbauend auf dem Austausch mit 

Behindertenbeauftragten verschiedener Regionen können folgende Anforderungen an barriere-

freie Ladeinfrastruktur festgehalten: 

• Erreichbarkeit: 

o Stufenlose Erschließung der Ladesäule möglich  

o Maximale Bordhöhe eines daneben angelegten Gehwegs: 3 cm  

• Bewegungsfläche 

o Freifläche von 1,50 m um die Ladesäule (um Rangieren mit dem Rollstuhl und dem 

Ladekabel zu ermöglichen) 

• Stellplatz 

o Breite: mind. 2,50 m breit, idealerweise 3,50 m 

o Kontrastreiche Markierung  

o Idealerweise beleuchtete Bewegungsflächen 

• Untergrund 

o Oberfläche: fest, eben, erschütterungsarm, berollbar und rutschfest 

o Längsneigung: max. 3 %, Querneigung: max. 6 % 

• Anfahrschutz 

o Maximale Höhe von Pfosten und Pollern: 90 cm  

o Stark kontrastierende und taktil wahrnehmbare Pfosten 
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• Bedienelemente 

o Höhe der Bedienelemente: zwischen 0,85 m und 1,05 m 

o Unterfahrbarkeit der Ladesäule: 0,15–0,35 m 

o Aufzuwendende Kräfte bei Touch-Sensorik: 2,5–5 N 

o Angeschlagene Ladekabel mit Kabelmanagement (zur Optimierung der Kabelfüh-

rung) 

• Steuerung und Displays 

o Steuerungselemente: taktil unterscheidbar 

o Fernsteuerung (via App) ist möglich  

Diese Kriterien stellen einerseits Anforderungen an die Kommunen, welche für die Bodenarbeiten 

und -markierungen zuständig sind, andererseits auch an die Betreiber, welche die Hard- und Soft-

ware für die einzusetzende Ladeinfrastruktur barrierefrei bereitstellen müssten. Nicht an jedem 

Standort können alle Anforderungen umgesetzt werden. 

EMPFOHLENES VORGEHEN 

Die Kreiskommunen sollten aufbauend auf dem für 2023 von der NOW angekündigten Leitfaden 

zum barrierefreien Laden erheben, wie viele der bereits bestehenden Ladesäulen zu diesem Zeit-

punkt bereits vollständig oder in Teilen die Anforderungen für Barrierefreiheit erfüllen. Hierzu zäh-

len beispielsweise jene Ladestationen, die entlang abgesenkter Bordsteinkanten errichtet wurden 

oder einen ausreichend großen Bewegungsradius von mindestens 0,9 m enthalten, sodass es auch 

für Rollstuhlfahrer*innen möglich ist, zu laden. Diese können beispielsweise in einem Online-Portal 

oder auf der Homepage der Kommunen und des Kreises als barrierefrei/-arm gekennzeichnet wer-

den. 

Auf dieser Grundlage aufbauend sollte eine anteilige Zielgröße für barrierefreie Ladeinfrastruktur 

in den Kommunen festgelegt werden. Diese kann sich, wie oben beschrieben, an der DIN-Norm 

18040-3 Barrierefreies Bauen orientieren oder eine räumliche Quote, wie bspw. mindestens zwei 

barrierefreie Ladepunkte je Kommune enthalten. Mit voranschreitendem Markthochlauf und ggf. 

größerer Nachfrage nach barrierefreien E-Stellplätzen kann diese Zielgröße angepasst werden. Die 

o. g. Anforderungen sind mit dem angekündigten Leitfaden zu barrierefreier Ladeinfrastruktur ab-

zugleichen und in einer Gestaltungsvorlage festzuhalten. Standorte, an denen barrierefreie Ladein-

frastruktur entstehen soll, werden als solche gekennzeichnet und mit potentiellen Betreiber*innen 

über Lösungsansätze gesprochen. Sofern keine Betreiber*innen barrierefreie Modelle anbieten, 

sollte durch die Kommunen und ggf. den Kreis geprüft werden, ob eine Mitfinanzierung barriere-

freier Ladeorte als Ausschreibung erfolgen sollte. Da das Thema aktuell noch nicht flächendeckend 

behandelt wird und es nur wenige bzw. unzureichende Best-Practice-Anwendungen gibt, sollte der 

Kreis mittelfristig prüfen, wie andere Kreise und Kommunen mit diesem Thema umgehen.  

Grundsätzlich bietet sich auch die verstärkte Förderung einer barrierefreien Gestaltung von E-Stell-

plätzen entlang von größeren Parkplätzen an. Ein Vorteil vieler Ladeplätze auf größeren Parkplät-

zen besteht darin, dass weniger Hürden (z. B. hohe Bordsteinkanten) überwunden werden müssen, 

da die Parkfläche i. d. R. ebenerdig gestaltet ist. Zudem sind die Platzverhältnisse und Stellplatz-

breiten oftmals großzügiger ausgelegt, als dies bei öffentlichen Parkflächen, die straßenbegleitend 

angeordnet sind, der Fall ist.  
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4.5.2 Ladeinfrastruktur für leichte Nutzfahrzeuge und Schwerlastverkehr 

Elektromobilität beginnt aktuell, sich zunehmend auch im Schwerlastverkehr durchzusetzen. Der 

Markthochlauf verläuft ca. 10 Jahre zeitversetzt hinter dem Hochlauf der E-Pkw. Es wird jedoch 

eine deutlich höhere Dynamik der weiteren Entwicklung erwartet. 

Der entstehende Ladebedarf muss in Abhängigkeit von den Betriebsabläufen entweder auf dem 

jeweiligen Betriebsgelände oder aber zum Teil auch an geeigneten Standorten zum Zwischenladen 

gedeckt werden. Dabei gibt es andere Anforderungen an die notwendige Ladeinfrastruktur. Ab dem 

Frühjahr 2023 will die Bundesregierung eine Förderrichtlinie zur Errichtung von Lkw-Ladesäulen 

auf dem Betriebsgelände veröffentlichen. Ergänzend soll bis Ende 2023 eine Ausschreibung eines 

initialen Ladenetzes für E-Lkw an Autobahnen erfolgen. 
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4.6 Empfehlungen zur Unterstützung des Ladeinfrastrukturausbaus durch 

den Kreis 

Die Kommunen sind nicht die einzigen Akteure mit einer relevanten Rolle beim Ausbau der Ladein-

frastruktur. Nachfolgend wird erläutert, wie der Kreis die Kommunen, aber auch andere relevante 

Akteure beim Ladeinfrastrukturausbau unterstützen kann. 

4.6.1 Bereitstellung von Informationen zum Ladeinfrastrukturausbau im öffentlichen 

Raum für die Kreiskommunen 

Da die Kommunen über den öffentlichen Raum verfügen und den Ausbau steuern sollten, wurden 

bereits im Rahmen der Erarbeitung des Ladeinfrastrukturkonzeptes für den Kreis folgende Infor-

mationsangebote für die Kreiskommunen umgesetzt: 

• Jeder Kommune wurde ein individuelles Factsheet zur Verfügung gestellt (vgl. Abbildung 

17). Darin wird zunächst der Status quo bezogen auf E-Pkw und öffentlich zugängliche La-

deinfrastruktur dargestellt. Außerdem sind die Ergebnisse der Ladebedarfsprognose mit-

hilfe des Prognosemodells GISeLIS für die Jahre 2025, 2030 und 2035 dargestellt, d. h. 

der prognostizierte Strombedarf durch E-Pkw, die prognostizierte Anzahl an Ladevorgängen 

in der Kommune, die rechnerisch benötigte Anzahl an Ladepunkten und die räumliche Ver-

teilung des Ladebedarfes. 

 

Abbildung 15: Factsheet mit individueller Bedarfsprognose 
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• Im Oktober und November 2022 wurden zwei Workshops mit den Kreiskommunen durch-

geführt. 

o Im ersten Workshop am 26.10.2022 wurde den Kommunen der Status Quo sowie 

der Markthochlauf der Elektromobilität nähergebracht, die Rolle der Kommune 

beim Ladeinfrastrukturausbau definiert und aufgezeigt, dass es wichtig ist, zu-

nächst ein Leitbild für den Ladeinfrastrukturausbau zu entwickeln und innerhalb 

der Verwaltung und Politik abzustimmen. 

o Der zweite Workshop am 22.11.2022 fokussierte sich darauf, wie Ladeinfrastruk-

turbetreiber gefunden werden können, welche Vergabe- und Genehmigungsmög-

lichkeiten grundsätzlich bestehen und wie eine adäquate Beschilderung vorgenom-

men werden kann.  

• Aufbauend auf den Inhalten der beiden Workshops wurde ein Leitfaden zum Ladeinfra-

strukturausbau (vgl. Abbildung 3) erarbeitet, der ein konkretes empfohlenes Vorgehen auf-

zeigt. Die Kommunen sollten zunächst auf einen Ausbau der Ladeinfrastruktur durch ei-

genwirtschaftlich handelnde Betreiber ohne finanzielle Zuschüsse hinwirken. Dafür wird 

empfohlen, anhand der zur Verfügung gestellten Factsheets geeignete Standorte für Lad-

einfrastruktur zu identifizieren und als Sondernutzung für interessierte Betreiber zur Errich-

tung von Ladeinfrastruktur bereitzustellen. Um Ladeinfrastrukturbetreiber auf die Kom-

mune und das Ausbauinteresse aufmerksam zu machen, sollten die Standorte in das Flä-

chenTOOL der NOW GmbH eingetragen werden. Der Leitfaden enthält außerdem u. a. Mus-

terlösungen für einen Kriterienkatalog zur Bewertung von potentiellen Ladeinfrastruktur-

standorten, zur Ausgestaltung der Sondernutzungssatzung sowie zur Anordnung und Be-

schilderung von E-Stellplätzen. 

 

Abbildung 16: Leitfaden zum Ladeinfrastrukturausbau 
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4.6.2 Unterstützung der Kommunen bei der Suche nach einem Ladeinfrastrukturbetrei-

ber für vorgeprüfte Standorte 

Wie bereits erläutert, sollten Kommunen grundsätzlich zunächst versuchen, Ladeinfrastrukturbe-

treiber zu gewinnen, die ohne finanzielle Zuschüsse Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum aus-

bauen und eigenwirtschaftlich betreiben. Dafür wird empfohlen, vorgeprüfte Standorte als Son-

dernutzung zu veröffentlichen. 

Die Tabelle 17 fasst die im Leitfaden (vgl. Kapitel 4.6.1) ausführlich beschriebenen 11 Schritte 

zusammen und benennt mögliche Unterstützungsleistungen durch den Kreis. 

Tabelle 17: Empfohlenes Vorgehen für den Ladeinfrastrukturausbau für die Kommunen 

und Unterstützung durch den Kreis 

Umsetzungsschritt der 

Kommunen 
Unterstützung durch den Kreis 

Interne Zuständigkeit klären - 

Betreiberinteresse erfragen 

• Ansprechpersonen bei potentiellen Ladeinfrastrukturbetreibern und 

grundlegende Informationen zum Angebot in Erfahrung bringen, regel-

mäßiges Bereitstellen der Informationen für die Kommunen 

• Vernetzungsveranstaltungen mit Betreibern initiieren 

Leitbild entwickeln 
• Muster-Beschlussvorlage mit möglichem Leitbild bereitstellen (im Leit-

faden bereits enthalten) 

Standortvoraussetzungen für 

Ladeinfrastruktur festlegen 
• Im Muster-Kriterienkatalog für potentielle Standorte bereitstellen (im 

Leitfaden bereits enthalten) 

Anordnung von E-Stellplätzen 

festlegen 
• Musterskizzen zur Anordnung von E-Stellplätzen mit 

Abmessungen zur Verfügung stellen (im Leitfaden bereits enthalten) 

Standorte identifizieren 
• Ggf. Vermittlung von Kommunen an Dienstleister, der die Standortaus-

wahl übernimmt 

Rahmenbedingungen für die 

Genehmigung der 

Sondernutzung festlegen 

• Muster-Richtlinie mit Vorgabe zur Genehmigung der Sondernutzung 

bereitstellen (im Anschluss durch die Kommunen anzupassen)  

Standorte ins FlächenTOOL 

eintragen und bewerben 

• Auf Wunsch der Kommunen: Eintragen der Flächen ins FlächenTOOL 

durch den Kreis 

• Pressemitteilung veröffentlichen und auf Standorte hinweisen 

• Ggf. direkte Ansprache potentieller Ladeinfrastrukturbetreiber 

• Ggf. Rolle des ersten Ansprechpartners für Betreiber übernehmen 

• Feedback der Betreiber zum Verfahren an Kommunen weitergeben 

• Muster für Informationsangebote für Kommunen bereitstellen  

Anträge prüfen und 

genehmigen 
• Möglichkeiten für die Antragsstellung und Genehmigung aufzeigen (im 

Leitfaden bereits enthalten) 

Beschilderung und Auswei-

sung vornehmen 
• Muster für eine korrekte Beschilderung bereitstellen (im Leitfaden be-

reits enthalten) 

Monitoring durchführen 

• Evaluation des Erfolgs des Verfahrens 

• Prüfung einer Ausschreibung von nicht realisierten Standorten mit einer 

wichtigen Funktion im kreisweiten Ladeinfrastrukturnetz 

• Aktualisierte Factsheets mit der Ladebedarfsprognose erstellen las-

sen und den Kommunen bereitstellen (spätestens 2027) 
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In den meisten kleineren Kreiskommunen wird die größte Herausforderung das Finden eines inte-

ressierten Ladeinfrastrukturbetreibers sein. Diesen Kommunen wird bislang die Bereitstellung von 

Ladeinfrastruktur oft nur bei Zahlung einer monatlichen Betriebsgebühr oder sogar als Vollfinan-

zierung angeboten. 

Der Kreis sollte das konkrete Interesse bei den Kommunen zur durch den Kreis koordinierten Su-

che nach interessierten Ladeinfrastrukturbetreibern für ins FlächenTOOL eingetragene Standorte 

abfragen. Zielgruppe sind dabei weniger die größeren Kommunen mit eigenen Elektromobilitäts-

konzepten, sondern die kleineren Kommunen mit Schwierigkeiten bei der selbstständigen Anspra-

che von Betreibern. Eine Auftaktveranstaltung wird empfohlen. 

Aufgrund seiner Rolle als Ansprechstelle für interessierte Betreiber erhält der Kreis einen sehr gu-

ten Überblick über das Interesse der Betreiber und die Realisierbarkeit der Standortwünsche der 

Kommunen. Ab 2025/26 sollte evaluiert werden, in welchen Kommunen nach wie vor ein hoher 

verbleibender Ladebedarf besteht und wo keine realistische Chance auf einen wirtschaftlichen Be-

trieb durch einen Betreiber besteht. Für diese Kommunen bzw. Ortsteile sollte der Kreis prüfen, ob 

eine Ausschreibung von Errichtung (und ggf. auch Betrieb) sinnvoll ist, um vor dem Hintergrund der 

Daseinsvorsorge ein kreisweites Grundangebot an Ladeinfrastruktur bereitzustellen. 

4.6.3 Ladeinfrastruktur auf den Kreisliegenschaften 

Als Flächeneigentümer hat der Kreis Groß-Gerau beim Thema Ladeinfrastruktur den größten direk-

ten Handlungsspielraum auf den kreiseigenen Liegenschaften. Für den Ausbau der Ladeinfrastruk-

tur ist einerseits das GEIG zu beachten und andererseits auch eine strategische Übererfüllung der 

gesetzlichen Vorgaben zu prüfen. 

VORGABEN DES GEIG ZUR BEREITSTELLUNG VON LADEINFRASTRUKTUR 

Das Gesetz zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für Elektromo-

bilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG)) verpflichtet Eigentümer*innen von 

Wohn- und Nichtwohngebäuden zur Errichtung von Lade- und Leitungsinfrastruktur an Stellplätzen, 

wenn bestimmte Schwellenwerte erfüllt werden. Für die Nichtwohngebäude auf Kreisliegenschaf-

ten sind folgende Vorgaben relevant:15 (vgl. Tabelle 18) 

• Bei neu zu errichtenden Nichtwohngebäuden mit mehr als sechs Stellplätzen muss mindestens je-

der dritte Stellplatz mit Leitungsinfrastruktur ausgestattet werden. Zusätzlich muss mindestens ein 

Ladepunkt errichtet werden. (§ 7 GEIG) 

• Bei größeren Renovierungen bestehender Nichtwohngebäude16 mit mehr als zehn Stellplätzen, wel-

che den Parkplatz oder die elektrische Infrastruktur des Gebäudes umfassen, muss mindestens je-

der fünfte Stellplatz mit Leitungsinfrastruktur ausgestattet werden. Zusätzlich muss mindestens ein 

Ladepunkt errichtet werden. (§ 9 GEIG) 

• Bei bestehenden Nichtwohngebäuden mit mehr als 20 Stellplätzen muss nach dem 01. Januar 

2025 ein Ladepunkt errichtet werden. (§ 10 GEIG) 

• Zudem gibt das GEIG den Eigentümer*innen mehrerer betroffener Gebäude die Möglichkeit, die Er-

richtung von Ladepunkten und Verlegung von Leitungsinfrastruktur an einer oder mehreren Liegen-

schaften zu bündeln (§ 10 Absatz 2). Insbesondere für Kommunen erscheint dies interessant, wenn 

zahlreiche Liegenschaften im Stadtgebiet verteilt sind, da hier ein planerischer Freiraum gewährt 

wird. Laut GEIG muss dabei dem bestehenden und zukünftig zu erwartenden Ladebedarf an der 

jeweiligen Liegenschaft Rechnung getragen werden. Liegt ein räumlicher Zusammenhang der Ge-

bäude vor, ist § 12 GEIG (Quartiersansatz) zu berücksichtigen, bei welchem die gemeinsame Aus-

stattung von Stellplätzen mit Leitungsinfrastruktur und Ladepunkten an zusammenhängenden Ge-

bäuden geregelt ist. 

 
15 Vgl. NOW GmbH 2022 (Leitfaden zur Vergabe und Genehmigung von Ladeinfrastruktur für kommunale Akteure) 
16 Umfasst Renovierungen eines Gebäudes, bei der mehr als 25 % der Oberfläche der Gebäudehülle der Renovierung unterzogen wer-

den. 
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Tabelle 18: Schwellenwerte für die Ausstattung von Wohn- und Nichtwohngebäuden mit Ladeinfrastruktur17 

Schwellen-

werte 

Wohngebäude Nichtwohngebäude 

Zu errichten Renovierung Zu errichten Renovierung Bestand 

Stellplätze Mehr als 5 Mehr als 10 Mehr als 6 Mehr als 10 Mehr als 20 

Leitungs- 

infrastruktur 
Jeder Jeder Jeder 3. Jeder 5. – 

Ladepunkte – – Mind. 1 Mind. 1 
Mind 1. 

(ab 2025) 

 

Die erforderliche Leitungsinfrastruktur muss dabei eine geeignete Leitungsführung aufweisen, die 

den geltenden elektro-, bau- und datentechnischen Vorschriften entspricht. Explizit erwähnt wer-

den dabei Leerrohre, Kabelschutzrohre, Bodeninstallationssysteme oder Kabelpritschen. Ebenfalls 

muss Raum für den Zählerplatz, Messsysteme und Schutzelemente für das Lademanagement vor-

gehalten werden (§ 4 GEIG). Ein Ladepunkt hingegen muss den gesetzlichen Mindestanforderun-

gen an Aufbau und Betrieb entsprechen und rechtzeitig dem Netzbetreiber mitgeteilt werden (§ 5 

GEIG). Das GEIG nimmt darüber hinaus keine weiteren Konkretisierungen vor, etwa, was die Zu-

gänglichkeit, den Zeitpunkt der Inbetriebnahme oder konkrete Mindestanforderungen von Lade-

punkten betrifft. Die vorgenommenen Planungen oder Vereinbarungen sind gemäß des GEIG der 

zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Auch an dieser Stelle wird nicht weiter ausgeführt, 

auf welche Behörde dies zutrifft und inwiefern genau die Umsetzung an betroffenen Gebäuden 

durch diese Behörde kontrolliert wird. 

Das GEIG macht keine Vorgaben, für welche Nutzergruppe die geforderten Ladepunkte zugänglich 

sein müssen. Sofern ein Ladepunkt nicht nur von Dienstfahrzeugen genutzt, sondern auch für das 

Laden von Privatfahrzeugen der Beschäftigten des Kreises zur Verfügung stehen soll, bestehen 

grundsätzlich drei Optionen für die Ausgestaltung der Zugänglichkeit: 

a) Ladeinfrastruktur darf lediglich durch Beschäftigte des Kreises genutzt werden. Dritte ha-

ben keinen Zugang. 

b) Ladeinfrastruktur wird primär für alle Beschäftigten am jeweiligen Standort bereitgestellt, 

die während der Dienstzeiten laden. Außerhalb dieser Dienstzeiten ist diese dann auch für 

die Öffentlichkeit nutzbar. Dies ist nur möglich, wenn die Zugänglichkeit der betroffenen 

Parkflächen außerhalb der Dienstzeiten für Dritte gewährleistet ist (keine Schranken o. ä., 

passende Beschilderung). 

c) Ladeinfrastruktur ist grundsätzlich zu jeder Zeit für alle Nutzergruppen zugänglich, dabei 

auch für die Beschäftigten des Kreises. Eine Nutzer-Priorisierung erfolgt nicht. In diesem 

Fall müssen die Flächen durchgängig öffentlich zugänglich sein.  

 
17 Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) 
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EMPFOHLENES VORGEHEN 

Um die entstehenden Kosten zur Erfüllung der Vorgaben des GEIG für den Kreis möglichst gering 

zu halten, wird folgendes Vorgehen empfohlen: 

Tabelle 19: Empfehlungen für die Errichtung von Ladeinfrastruktur an den Kreisliegenschaften 

Vorbereitende Handlungsschritte 

• Für jede Liegenschaft erfassen: 

o Anzahl der bestehenden Stellplätze und deren Zugänglichkeit (öffentlich zugänglich 

ja/nein, nicht auf Kreisliegenschaft sowie Beschilderung) für Dienstfahrzeuge, Privatfahr-

zeuge von Beschäftigten und die Öffentlichkeit 

o Geplante Bau- oder Renovierungsmaßnahmen 

o Bereits vorhandene Ladeinfrastruktur 

→ Ermittlung der Anzahl zu errichtender Ladepunkte bzw. Vorrüstungen nach den Vorga-

ben des GEIG 

• Ermittlung des heutigen und ggf. zukünftigen Ladebedarfes an den Kreisliegenschaften durch 

Dienstfahrzeuge 

Pflicht: Bestandsgebäude mit Parkfläche (über 20 Stellplätze) und verpflichtendem Ladepunkt ab 2025 

• Eintragung der Kreisliegenschaften mit öffentlich zugänglichen Parkflächen ins FlächenTOOL 

o Ziel: öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur ohne finanzielle Beteiligung des Kreises 

o Regionale Betreiber gezielt auf diese Flächen aufmerksam machen 

o Pachtvertrag zwischen Ladeinfrastrukturbetreiber und Kreis (Verzicht auf Erhebung einer 

Pachtgebühr erhöht potentielle Wirtschaftlichkeit für den Ladeinfrastrukturbetreiber) 

o Gut sichtbare Stellplätze auswählen 

• Verbleibende Liegenschaften, für die sich bis Mitte 2024 kein Betreiber findet 

o Ausschreibung der Errichtung öffentlich zugänglicher Wallboxen mit 1–2 Ladepunkten 

(nur Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke, Betrieb erfolgt ohne Zuschuss des Kreises 

durch den Ladeinfrastrukturbetreiber, kein Rückfluss der Einnahmen) 

o Entscheidung über Nutzergruppe: nur für Dienstfahrzeuge; Beschäftigte oder auch für die 

Öffentlichkeit 

o Je nach Beschilderung der Parkflächen: Beschränkung der Nutzung während der Dienst-

zeiten auf die Beschäftigten oder ganztägige Zugänglichkeit durch die Öffentlichkeit 

Pflicht: Neubauten oder Renovierungen von Nichtwohngebäuden, die auch Parkflächen oder elektrische 

Infrastruktur betreffen 

• Ladepunkte und Leitungsinfrastruktur/Leerrohre entsprechend der Vorgaben des GEIG in Aus-

schreibung für den Neubau bzw. die Renovierung integrieren (Umsetzung wie oben beschrieben)  

→ sinnvolle Platzierung entscheidend für Zugänglichkeit für potentielle Nutzer*innen 

• Ggf. ergänzende Aktivitäten, die nicht durch das GEIG vorgegeben sind  

Optional als nächster Schritt: Verstärkte Bereitstellung von Ladeinfrastruktur für Kreisbeschäftige 

• Herausforderung: viele Landesbeschäftigte an Kreisliegenschaften tätig (v. a. Lehrkräfte) 

→ Gemeinsame Finanzierung von Ladeinfrastruktur für Beschäftigte durch Land und Kreis 

• Alternative: Crowd-Funding-Lösung, falls weder durch Land oder Kreis ausreichend Budget für La-

deinfrastruktur für Beschäftigte vorgesehen ist 

• Ggf. Befragung der Kreis- und Landesbeschäftigten an Liegenschaften zu Mobilitätsverhalten und 

Elektromobilität, um konkreten Ladebedarf genauer abschätzen zu können 
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4.6.4 Sensibilisierung privater und halböffentlicher Flächeneigentümer für den Ladein-

frastrukturausbau 

Etwa zwei Drittel des Ladebedarfes durch Elektrofahrzeuge werden im privaten Raum gedeckt. Re-

levante Akteure sind dabei v. a. Unternehmen mit ihren eigenen Flotten und als Arbeitgeber, Ak-

teure der Wohnungswirtschaft bzw. die Bürger*innen selbst. Zusätzlich gibt es viele private, aber 

öffentlich zugängliche Flächen (z. B. Einzelhandelsflächen und Baumärkte, aber zum Teil auch 

sonstige zentral gelegene Unternehmensparkplätze), die für Ladeinfrastrukturbetreiber sehr attrak-

tiv sind. 

Um den Ladeinfrastrukturausbau auf privaten und halböffentlichen Flächen zu fördern, sollte der 

Kreis deshalb zielgruppenspezifisches Informationsmaterial auf der Kreishomepage bereitstellen. 

Um Aufwand und Kosten zu sparen, bieten sich FAQs an, in denen die häufigsten Fragen zu einem 

Thema beantwortet werden und für weiterführende Informationen auf bestehende Angebote, Über-

sichten und Leitfäden des Kreises oder vom Land Hessen verlinkt wird. Folgende Inhalte werden 

empfohlen, können jedoch bei Bedarf oder neuen Entwicklungen ergänzt werden: 

• Best-Practices zu Ladelösungen für bestimmte Einsatzzwecke, 

• Verweis auf die lokalen Fachbetriebe zur Beratung und Installation von Ladelösungen (auch 

in Kombination mit PV-Anlagen), 

• Aufruf zur Eintragung geeigneter öffentlich zugänglicher Flächen ins FlächenTOOL, 

• Informationen zum Wallbox-Sharing, 

• Hinweise auf aktuelle Förderrichtlinien. 

Sobald diese Informationen zusammengetragen und auf der Homepage bereitgestellt wurden, soll-

ten bereits vorhandene Newsletter oder Veranstaltungen genutzt werden, um die Informationen 

der jeweiligen Zielgruppe zugänglich zu machen: 

• Unternehmen: Wirtschaftsförderung, IHK und WHK, 

• Tourismuseinrichtungen: Tourismusverbände, 

• Beherbergungs- und Gastronomiebetriebe: DEHOGA Hessen, 

• Wohnungswirtschaft: Südwestdeutsche Wohnungswirtschaft e.V. 

• Bürger*innen: Pressemitteilung, Social Media, Informationskampagne 

Auch die Vorstellung von Inhalten im Rahmen von thematisch ähnlichen Aktionstagen (z. B. Mobi-

lität, Klimaschutz, Smart City) wird empfohlen, um mehr Akteure zu erreichen und für den Ladeinf-

rastrukturausbau zu sensibilisieren. Dies ist v.a. für die Ansprache der Bürger*innen relevant. Kos-

tenfreie Testangebote zur Elektromobilität und Ladeinfrastruktur im Rahmen von Aktionstagen bie-

ten sich an, um Unerfahrene niederschwellig an das Thema heranzuführen. 

Im Rahmen der Konzepterstellung wurde als Hinweis auf das FlächenTOOL bereits folgender Infor-

mationstext an die Unternehmen im Kreis Groß-Gerau versendet. 

Viele Unternehmen verfügen auf ihren Liegenschaften über Parkflächen, die sich für die Errichtung öffentli-

cher Ladeinfrastruktur eignen. Wir möchten Sie deshalb auf das FlächenTOOL der Nationalen Leitstelle La-

deinfrastruktur hinweisen. Mit dem FlächenTOOL können geeignete Liegenschaften zur Installation von La-

deinfrastruktur auf einer interaktiven Karte vermerkt werden. Ziel ist es, Anbieter*innen von Liegenschaften 

mit Investor*innen zu vernetzen, um den Ausbau von Ladeinfrastruktur zu beschleunigen. 

Falls Sie Interesse am Aufbau von öffentlicher Ladeinfrastruktur an Ihrem Unternehmensstandort haben, 

können Sie auf der Webseite des FlächenTOOLs einen Account anlegen und in wenigen Schritten Ihre Lie-

genschaft mit zusätzlichen Informationen als Polygon in der Karte hinterlegen. Betreiber*innen von Ladein-

frastruktur haben im Anschluss die Möglichkeit, auf Sie zuzukommen, um sich mit Ihnen über eine mögliche 

Installation von Ladeinfrastruktur am angegebenen Standort auszutauschen. 
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Parkflächen sind besonders für die Errichtung öffentlicher Ladeinfrastruktur geeignet, wenn sie: 

   … an Orten liegen, an denen sich viele Menschen über einen längeren Zeitraum aufhalten, 

   … eine gute Verkehrsanbindung haben, 

   … in dicht besiedelten Gebieten mit Mehrfamilienhäusern zu finden sind, 

   … möglichst rund um die Uhr für die Nutzer*innen zugänglich sind. 

Wie können Sie davon profitieren, wenn Sie Parkflächen für öffentliche Ladeinfrastruktur zur Verfügung 

stellen? 

• Über die Sichtbarkeit in Ladeinfrastruktur-Apps werden neue Kund*innen, Gäste oder auch poten-

tielle Mitarbeitende auf Ihr Unternehmen aufmerksam.  

• Aktiver Beitrag zur Mobilitätswende 

• Der Großteil des Aufwandes liegt beim Betreiber der Ladeinfrastruktur. Üblicherweise müssen Sie 

nur für die Markierung und Beschilderung der Flächen sorgen und können die Konditionen für die 

Flächennutzung mit den interessierten Betreibern frei verhandeln. 

Alle weiteren Informationen finden Sie auf der Webseite des FlächenTOOLs: https://flaechentool.de/ Wir 

laden Sie ein, diese Gelegenheit zu nutzen, um eigene Vorteile aus dem Ausbau der Ladeinfrastruktur zu 

ziehen und gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zur Mobilitätswende und somit auch zum Klimaschutz im 

Kreis Groß-Gerau zu leisten. 

4.6.5 Monitoring des Ladeinfrastrukturausbaus im Kreis sowie ggf. zukünftiger verpflich-

tender Vorgaben 

Um zukünftig fundierte Entscheidungen für weitere Maßnahmen zur Förderung des Ladeinfrastruk-

turausbaus in den Kommunen treffen zu können, sollte der Kreis ein mindestens jährliches Moni-

toring des Ladeinfrastrukturausbaustandes in den Kommunen vornehmen und dieses mit der Ent-

wicklung der Anzahl zugelassener Pkw sowie des Anteils an Elektrofahrzeugen abgleichen. 

Sofern der Ausbau der öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur in bestimmten Kommunen deut-

lich hinter dem Bedarf (vgl. Kapitel 4.2.3) zurückbleibt, sollte wie im Kapitel 4.6.1 beschrieben, 

eine finanzielle Unterstützung des Ausbaus in diesen Kommunen vor dem Hintergrund der Daseins-

vorsorge geprüft werden. 

Der Kreis sollte außerdem neue Entwicklungen bzgl. Rechtlicher Vorgaben oder Empfehlungen zum 

Ladeinfrastrukturausbau auf Bundes- oder Landesebene im Blick behalten und relevante Informa-

tionen an die Kommunen weiterreichen. Dies betrifft beispielsweise das Thema Barrierefreiheit, 

sofern in der Zukunft verbindliche Vorgaben beispielsweise zum Anteil an barrierefreien Ladesäu-

len oder Empfehlungen zur Beschilderung veröffentlicht werden. 

4.6.6 Aktualisierung der Ladebedarfsprognose zur Anpassung von Maßnahmen 

Aufgrund des dynamischen Marktumfeldes, wechselnder Förderbedingungen und technischer Ent-

wicklungen kann die tatsächliche Entwicklung des E-Pkw-Bestands von der im Kapitel 4.1.1 prog-

nostizierten Entwicklung abweichen. Auch das Ladeverhalten (Ladeorte, Häufigkeit der Ladevor-

gänge) kann sich mit der zunehmenden Verbreitung von Elektromobilität verändern. 

Vor diesem Hintergrund sollte der Kreis die Ladebedarfsprognose und die zugehörigen Factsheets 

für die Kreiskommunen alle 3 bis 5 Jahre durch einen Dienstleister aktualisieren lassen, um die 

realen Entwicklungen des E-Pkw-Bestandes und das ggf. veränderte Ladeverhalten zu berücksich-

tigen. 

In diesem Zuge sollte ab ca. 2025/27 auch eine Ladebedarfsanalyse für leichte Nutzfahrzeuge 

und Schwerlastverkehr durchgeführt werden, da sich die Anforderungen an Ladeinfrastruktur bzgl. 

der Ausgestaltung und räumlichen Verfügbarkeit teilweise deutlich von Pkw unterscheiden. 

  

https://flaechentool.de/
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5 Elektrifizierung des Kreisfuhrparks 

5.1 Rahmenbedingungen 

Die Elektrifizierung des kommunalen Fuhrparks stellt eine wichtige Schlüsselmaßnahme dar, um 

einen Beitrag zu den nationalen und internationalen Klimaschutzzielen zu leisten. 

In der Clean Vehicles Directive (CVD)18 sind für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union bis 

2025 bzw. 2030 einzuhaltende Mindestquoten für die Beschaffung emissionsarmer und -freier 

Fahrzeuge bei der öffentlichen Auftragsvergabe festgelegt.  

• Als sauber (emissionsarm) gelten Fahrzeuge, wenn sie u. a. alternative Kraftstoffe, wie 

Strom, Wasserstoff, Erdgas, Biomethan oder Flüssiggas verwenden. Es handelt sich also 

um Fahrzeuge, die keine Null-Emissionen aufweisen. 

• Als emissionsfrei gelten Fahrzeuge ohne Verbrennungsmotor, die weniger als 1 g CO2/kWh 

ausstoßen, bspw. Elektro- oder Brennstoffzellenfahrzeuge. 

Am 9. Juni 2021 wurde das Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz beschlossen und so die CVD 

in deutsches Recht umgesetzt. Die entsprechenden Maßnahmen sind seit dem 2. August 2021 

anzuwenden. Dadurch werden bei der öffentlichen Auftragsvergabe verbindliche Mindestquoten 

für die Beschaffung emissionsarmer und -freier Pkw, leichter und schwerer Nutzfahrzeuge sowie 

Busse im ÖPNV vorgegeben. Für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge ergeben sich verbindliche Beschaf-

fungsquoten von 38,5 % an sauberen Fahrzeugen in der Neubeschaffung. Konventionell durch Ver-

brennungsmotoren angetriebene Fahrzeuge liegen aktuell über dem anvisierten Grenzwert von 

50 g CO2/km für saubere Fahrzeuge. Neue Kleinfahrzeuge erreichen teilweise sogar Emissions-

werte von 84 g CO2/km. Dies bedeutet, dass eine Einhaltung der Grenzwerte nur durch alternative 

Antriebstechnologien erfolgen kann. Die Richtlinie hat nur Relevanz für Fahrzeuge, die über die 

Verwaltung beschafft werden. Landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche sowie Fahrzeuge, die 

speziell für die Verrichtung von Arbeiten konstruiert und gebaut werden (z. B. Straßeninstandhal-

tung, Winter- und Reinigungsdienst, Rettungswesen, Feuerwehr, Polizeibehörden), sind von den 

Beschaffungsquoten, zumindest vorerst, ausgenommen. 

Den größten Effekt, um den CO2-Verbrauch der Flotte zu reduzieren, bieten vollelektrisch betrie-

bene Fahrzeuge (Battery Electric Vehicle (BEV)), die mit Ökostrom bzw. regenerativen Energien be-

trieben werden. Dazu gehören auch Wasserstofffahrzeuge. Deren Markthochlauf verläuft jedoch 

deutlich verzögert. Neben Herausforderungen hinsichtlich der Energieeffizienz, einer ausreichen-

den Tankstelleninfrastruktur und weiterer Punkte werden aktuell kaum Serienfahrzeuge mit Brenn-

stoffzellenantrieb produziert. Daher kann eine Minderung der Emissionen mittelfristig nur in größe-

rem Umfang als Ersetzung durch BEV und passend eingesetzte Plug-in-Hybride (PHEV) erreicht wer-

den. Erdgasfahrzeuge können ebenfalls zur Reduzierung der Emissionen beitragen, jedoch ist der 

Einfluss nur geringfügig, da die Fahrzeuge durchschnittlich mehr als 95 g CO2/km emittieren. Im 

Vergleich zu Verbrennern schneiden diese Fahrzeuge jedoch besser ab und stellen eine gute Alter-

native dar, sollten keine geeigneten elektrischen Fahrzeuge am Markt zur Verfügung stehen. 

Auch PHEV mit einem durchschnittlichen CO2-Verbrauch von 50 g/km im Flottenmix bieten gegen-

über rein konventionellen Antrieben, die durchschnittlich deutlich über 95 g, im Idealfall 84 g 

CO2/km emittieren, gute Einsparungen. Prinzipiell kann jedes Fahrzeug durch einen PHEV ersetzt 

werden. Um die NEFZ-Verbräuche (Neuer Europäischer Fahrzyklus) von durchschnittlich 50 g 

CO2/km rechnerisch zu erreichen, müssen ca. 60 bis 70 % der Fahrten eines PHEV rein elektrisch 

sein. Dafür bedarf es auch eines passenden Fahrprofils, um die CO2-Reduzierung der Flotte zu er-

zielen. Aufgrund der begrenzten Reichweite und spezifischer Nutzungsanforderungen kann nicht 

jedes Fahrzeug durch ein Fahrzeug mit vollelektrischem Antrieb ersetzt werden. 

 
18 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Union (2009) 
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Neben der Reichweite muss besonders bei Nutzfahrzeugen auf die notwendige Zuladung und An-

hängelast geachtet werden. Vor allem Fahrzeuge mit Anhängerkupplung werden noch nicht ausrei-

chend am Markt angeboten. Zwar sind die relevanten Kriterien „Drehmoment“ und „ausreichend 

hohes Gewicht“ für die Bereitstellung von Anhängerkupplungen bei vollelektrischen Fahrzeugen 

erfüllt. Dennoch stellt die tatsächliche Verfügbarkeit entsprechender Fahrzeugmodelle derzeit noch 

eine Ausnahme dar. 

Mit dem Integrierten Verkehrsentwicklungskonzept aus dem Jahr 2014 sowie dem Strategiepapier 

zum Klimaschutz im Kreis Groß-Gerau und dem Ausruf des Klimanotstands von 2020 legte die 

Kreisverwaltung den Fokus auf Nachhaltigkeit sowie die Reduktion von CO2 und Lärm. Nicht zuletzt 

daraus entstand die Aufgabe, die Fuhrparkflotte der Kreisverwaltung schrittweise auf Elektromobi-

lität umzustellen. 

5.2 Ziel der Fuhrparkanalyse 

Im Rahmen der Fuhrparkanalyse wurde der Fokus auf Fahrzeuge aus dem Fuhrpark der Kreisver-

waltung und auf dienstlich genutzte Privatfahrzeuge gelegt. Diese beiden Einheiten stellen den 

Großteil der dienstlichen Mobilität in der Kreisverwaltung dar und sind demnach für die höchsten 

Treibhausgasemissionen innerhalb der dienstlichen Mobilität verantwortlich (vgl. Abbildung 17). 

Eine Analyse von Daten zur Nutzung des ÖPNV und von Fahrrädern bzw. Pedelecs fand nicht statt. 

 

Abbildung 17: Überblick über die dienstliche Mobilität pro Jahr im Landkreis Groß-Gerau 

5.3 Status Quo 

Die Grundlage bildet die Datenerfassung von Fahrprofilen der einzelnen Fahrzeuge auf Basis von 

Fahrtenbucheinträgen und fahrzeugspezifischen Angaben. Diese wurden mittels Fragebogen erho-

ben und zusammen mit den Fahrtenbüchern softwaregestützt analysiert und ausgewertet. Dabei 

lagen für alle dargestellten Fahrzeuge Fahrtenbuchdaten von Mai 2021 bis April 2022 vor. Für 

jedes Fahrzeug wurde mithilfe einer Detailanalyse mit der Fuhrparkanalysesoftware eOptiFlott das 

Elektrifizierungspotential bestimmt und bewertet. Anhand der Ergebnisse wurden Handlungsemp-

fehlungen abgeleitet, die im Rahmen eines Workshops vorgestellt und diskutiert wurden. 

Der Fuhrpark der Kreisverwaltung Groß-Gerau bestand im April 2022 aus 3219 Fahrzeugen, welche 

an zwei Standorten abgestellt werden (vgl. Abbildung 18). Am Landratsamt werden sechs Poolfahr-

zeuge und ein Carsharing-Fahrzeug zur Nutzung aller Beschäftigten vorgehalten. Zudem können 

zwei Elektrofahrräder für dienstliche Wege gebucht werden. 

 
19 Zusätzlich werden zwei Fahrzeuge vom Landrat und ein Fahrzeug vom ersten Kreisbeigeordneten genutzt, für welche auf Wunsch 

keine Fuhrparkanalyse durchgeführt wurde.  
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Abbildung 18: Betrachtete Fahrzeuge und Fuhrparkstandorte 

2019 wurden 17 Fahrzeuge am Landratsamt durch Varianten mit vollelektrischem Antrieb ersetzt 

und sind seither täglich im Einsatz. Mit der Beschaffung der Elektrofahrzeuge wurde der Parkplatz 

am Landratsamt großzügig für Ladeinfrastruktur ertüchtigt. Dabei wurden 18 Ladepunkte für 

Dienstfahrzeuge, sechs Ladepunkte für Bedienstete und vier öffentlich zugängliche Ladepunkte 

aufgebaut. Bei der Ertüchtigung wurde der Netzanschluss so dimensioniert, dass künftig für jedes 

Dienstfahrzeug je ein Ladepunkt und bis zu sechs Ladepunkte für Bedienstete mit 3,7 kW unkri-

tisch betrieben werden können. Die übrigen Verwaltungsfahrzeuge werden mit konventionellem 

Antrieb, neun mit Benzin und fünf mit Diesel, betrieben. Alle vollelektrischen Fahrzeuge wurden 

gekauft, das Fahrzeug der Poststelle wird als Sponsoringfahrzeug bereitgestellt und die übrigen 

Fuhrparkfahrzeuge werden auf zwei bis drei Jahre geleast. Künftig wird eine Umstellung hin zu 

einem vollständig geleasten Fuhrpark angestrebt.  

Die Tabelle 20 zeigt die Verwaltungsfahrzeuge mit den entsprechenden durchschnittlichen Jahres-

laufleistungen, aufgeteilt nach Standort und Fachbereich.  
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Tabelle 20: Fahrzeugüberblick 

Standort  Fachbereich 

A
n

za
h

l 

D
ie

n
s
tf

a
h

rz
e

u
g
e

 

Ø
 J

a
h

re
s
la

u
fl

e
is

tu
n

g
 

(i
n

 k
m

) 

Landratsamt 

Wilhelm-Seipp-Str. 4-13 

 

Zentrale Dienste (IT & Post) 2 8.450 

Zentrale Dienste (Pool) 4 7.202 

Zentrale Dienste (Pool + CS) 2 6.279 

Gebäudemanagement 8 7.628 

Gesundheit und Verbraucherschutz 5 9.193 

Jugend und Familie 5 11.350 

Soziale Sicherung 3 8.435 

Regionalentwicklung, Bauen, Wirtschaft 

und Umwelt 
2 7.221 

  ∑ 31  Ø 8.444 

Berufliche Schulen 

Darmstädter Straße 90 
Berufliche Schulen 1 3.099 

 ∑ 32 Ø 8.276 

Zudem wurden von den Bediensteten aus allen Fachbereichen im Jahr 2021 mit als Dienstfahrzeug 

anerkannten Privat-Pkw 248.000 km für dienstliche Wege zurückgelegt. Die mit Abstand höchste 

durchschnittliche Jahreslaufleistung von ca. 11.300 km weisen die Fahrzeuge aus dem Fachbe-

reich Jugend und Familie auf. Demgegenüber verzeichnet das Fahrzeug der Beruflichen Schulen 

Groß-Gerau mit knapp 3.000 km die geringste durchschnittliche Jahreslaufleistung. Die durch-

schnittliche Jahreslaufleistung aller eingesetzten Fahrzeuge liegt knapp über 8.200 km und ist im 

Vergleich zu ähnlichen Fuhrparks leicht über dem Mittelwert (zwischen 7.000 und 9.000 km). Dies 

spiegelt vor allem den regionalen Einsatz der Fahrzeuge im gesamten Landkreis wider (vgl. Abbil-

dung 19). 
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Abbildung 19: Häufigkeit der gefahrenen Strecken 

Den in Abbildung 19 dargestellten Anteilen liegen die bereitgestellten Fahrtenbücher von 32 Fahr-

zeugen (vgl. Tabelle 20) zugrunde. 98 % aller erfassten Fahrten sind kürzer als 150 km und liegen 

damit überwiegend im Bereich marktüblicher Realreichweiten von derzeit verfügbaren Elektrofahr-

zeugen. Ein Auszug der aktuell am Markt verfügbaren vollelektrischen Pendants der derzeit in der 

Verwaltung genutzten Fahrzeuge und deren Realreichweiten wird in Abbildung 20 und Abbildung 

21 gegeben. 

 

Abbildung 20: Marktüberblick mit Reichweite vollelektrischer Pendants (Pkw, Auszug) 
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Abbildung 21: Marktüberblick mit Reichweite vollelektrischer Pendants (Nutzfahrzeuge, Auszug) 

Vollelektrische Reichweiten sind somit eine unkritische Größe zur Bestimmung von Ersetzungspo-

tentialen der Verwaltungsfahrzeuge. Die seltenen Langstrecken, vor allem bei den Fahrzeugen aus 

dem Fachbereich Jugend und Familie, müssen genauer betrachtet werden. 

5.4 Elektrifizierungspotential 

Die Fahrdaten wurden softwaregestützt analysiert, sodass unter Annahme von Reichweitenrestrik-

tionen und Ladeleistung bestimmt werden kann, welches Elektrifizierungspotential die einzelnen 

Fahrzeuge aufweisen. Während der Standzeiten werden Ladevorgänge simuliert und es wird ge-

prüft, ob der Ladezustand für die Folgefahrt ausreichend ist. Um die Einführung vollelektrischer 

Fahrzeuge im Fuhrpark unproblematisch zu realisieren, wird von konservativen Annahmen im Rah-

men der Elektrifizierung ausgegangen, welche sich im Zeithorizont an die sich entwickelnden Rah-

menbedingungen anpassen (vgl. Tabelle 21).  

Tabelle 21: Reichweitenszenarien im Zeithorizont 

Fahrzeugklasse 

Vollelektrische Reichweite und Ladeort 

Heute 

(2022) 

Kurzfristig 

(bis 2023) 

Mittelfristig 

(bis 2025) 

Langfristig 

(bis 2030) 

Pkw 

Laden am 

Standort 

(3,7 kW) 

Reichweite 

< 250 km + maximal 1x 

pro Monat 

Zwischenla-

den an 

öffentlicher 

LIS 

Reichweite  

< 400 km 

Schnell- 

ladenetz 

 

Zwischen- 

laden auf 

Strecken  

> 400 km/ 

> 300 km 

Hochdachkombi 

Reichweite 

< 150 km 

Reichweite  

< 300 km Transporter 

(Kleinbus und Kasten) 
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Für vollelektrische Pkw wird aktuell eine Reichweite von 250 km im Realbetrieb angenommen (vgl. 

Tabelle 21, abgeleitet aus Abbildung 20), die Realreichweite von vollelektrischen Nutzfahrzeugen 

liegt aktuell bei 150 km (vgl. Tabelle 21, abgeleitet aus Abbildung 21). Dabei wird berücksichtigt, 

dass die Akkus Leistungsverluste über die Lebensdauer aufweisen und die Reichweiten auch vom 

Fahrverhalten der Nutzer*innen sowie von der Jahreszeit abhängig sind. Zur Ladung der Fahrzeuge 

am Standort wird im Rahmen der Analyse eine Leistung von 3,7 kW unterstellt. Wenn mindestens 

60 % der zurückgelegten Strecken pro Fahrzeug unter 50 km liegen (dies trifft auf Teile des Ver-

waltungsfuhrparks zu (76 %)), ist ein ökologisch sinnvoller Einsatz von PHEV-Modellen anstelle kon-

ventionell angetriebener Fahrzeuge möglich. Eine Substitution durch vollelektrische Varianten 

weist jedoch eine wesentlich höhere ökologische Wirkung auf und ist daher zu bevorzugen. Das 

Angebot an PHEV-Modellen beschränkt sich aktuell auf Fahrzeuge aus den Klassen Kompaktwagen 

bis SUV. Nachfolgend werden die Detailergebnisse der Fuhrparkanalyse, fahrzeugscharf in den je-

weiligen Fahrzeugklassen, dargestellt. Dabei werden nur Fahrzeuge ohne vollelektrischen Antrieb 

abgetragen. 

Tabelle 22: Detailanalyse Kleinwagen 

1x Kleinwagen Fachdienst 
Notwendige Reichweite 

(Fahrprofil, in km) 

(Aktuelle)  

elektrische Eignung 
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Opel Corsa 

(GG-F156) 
Gesundheitsamt 100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Das Fahrzeug aus dem Gesundheitsamt bietet aufgrund des hohen Anteils an Strecken bis 50 km 

(89 %) das Potential, künftig durch ein PHEV ersetzt zu werden. Da die maximalen Strecken (100 

km) unter den am Markt verfügbaren vollelektrischen Reichweiten (250 km) liegen, ist eine voll-

elektrische Ersetzung zu wählen. 
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Tabelle 23: Detailanalyse Kompaktwagen 

8x Kompakt- 

wagen 
Fachdienst 

Notwendige Reichweite 

(Fahrprofil, in km) 

(Aktuelle)  

elektrische Eignung 
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Opel Ampera 

(GG-E8000) 

Berufliche Schulen 

GG 
100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Opel Astra 

(GG-F155) 
Veterinärwesen 

250 

(+ 5x Zwischenladen p.A.) 
✓ (✓) 

Kurzfristig 

(2023) 

Opel Astra 

(GG-F159) 
Veterinärwesen 250 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Opel Crossland 

(GG-F161) 
BSD 

250 

(+ 3x Zwischenladen p.A.) 
✓ (✓) 

Kurzfristig 

(2023) 

Opel Crossland 

(GG-F192) 

Gebäudemanage-

ment 
250 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Opel Crossland 

(GG-F193) 
ASD 

400 

(+ 9x Zwischenladen p.A.) 
(✓) (✓) 

Mittelfristig 

(2025) 

Opel Crossland 

(GG-F194) 
ASD 

300 

(+ 10x Zwischenladen 

p.A.) 

(✓) (✓) 
Mittelfristig 

(2025) 

Opel Astra 

(GG-F196) 
Gesundheitsamt 100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Zwei von acht geführten Fahrzeugen können nur mittelfristig ersetzt werden, da erst ein erfolgter 

Markthochlauf (ausreichend Realreichweite in Höhe von 300 bzw. 400 km) in Verbindung mit we-

nigen öffentlichen Ladevorgängen notwendige Langstrecken elektrifiziert werden können. Zwei wei-

tere Fahrzeuge können durch wenige öffentliche Ladevorgänge kurzfristig elektrifiziert werden. Alle 

vier Fahrzeuge liegen nur knapp über der empfohlenen Schwelle von 60 % Streckenanteil bis 50 

km (hier 62–71 %) und eignen sich daher nur bedingt für einen teilelektrischen Ersatz in Form von 

Plug-in-Hybriden. Die übrigen Fahrzeuge eignen sich für einen direkten vollelektrischen Ersatz. 
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Tabelle 24: Detailanalyse Hochdachkombi 

5x Hochdach-

kombi 
Fachdienst 

Notwendige Reichweite 

(Fahrprofil, in km) 

(Aktuelle)  

elektrische Eignung 
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Ford Transit Curier 

(GG-F169) 
IT & Post 100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Opel Combo 

(GG-F197) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 

150 

(+ 7x Zwischenladen p.A.) 
✓ (✓) 

Kurzfristig 

(2023) 

Opel Combo 

(GG-F198) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 
100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

VW Touran 

(GG-F199) 

Asyl und  

Zuwanderung 

150 

(+ 3x Zwischenladen p.A.) 
✓ (✓) 

Kurzfristig 

(2023) 

Opel Combo 

(GG-F204) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 
100 ✓ ✓ 

Sofort 

(2022) 

Die im Einsatz befindlichen Fahrzeuge können unkompliziert elektrifiziert werden. Lediglich ein 

Fahrzeug der Handwerker-Einsatzgruppe und das Fahrzeug aus dem Fachdienst Asyl und Zuwan-

derung benötigen dabei selten Zwischenladungen an öffentlicher Ladeinfrastruktur. Die künftige 

Elektrifizierung der Fahrzeuge wird in keinem Fall durch fahrzeugspezifische Anforderungen, bei-

spielsweise notwendige Nutzlasten oder Anhängerbetrieb, behindert. 

Tabelle 25: Detailanalyse Transporter 

1x Transporter Fachdienst 
Notwendige Reichweite 

(Fahrprofil, in km) 

(Aktuelle)  

elektrische Eignung 
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Opel Movano 

(GG-F201) 

Handwerker-  

Einsatzgruppe 

150 

(+ 9x Zwischenladen p.A.) 
✓ (✓) 

Kurzfristig 

(2023) 

Das geführte Fahrzeug kann kurzfristig unter dem Einsatz von wenigen Zwischenladungen an öf-

fentlicher Ladeinfrastruktur elektrifiziert werden. Am Markt werden zudem ausreichend vollelektri-

sche Varianten mit Kastenaufbau angeboten. Ein die Elektrifizierung behindernder Anhängerbe-

trieb wird zudem nicht gefordert.  



      

66 

5.5 Empfehlungen 

Die Tabelle 26 fasst die Detailergebnisse zusammen und gibt einen geordneten Blick auf die Anzahl 

der ersetzbaren Fahrzeuge im Zeithorizont je Fahrzeugklasse. Die Summe der ersetzbaren Fahr-

zeuge stellt das maximal mögliche Elektrifizierungspotential der Verwaltungsfahrzeuge dar, abge-

glichen mit der zu erwartenden Marktentwicklung vollelektrischer Varianten. 

Tabelle 26: Zusammenfassung Elektrifizierungspotential 

Fahrzeugart Anzahl 
D
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Zeithorizont Elektrifizierung 

(frühester Ersetzungszeitpunkt für vollelektrischen Antrieb) 
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Kleinwagen 11 10 1    

Kompaktwagen 11 3 4 2 2  

Hochdachkombi/Van 8 3 3 2   

Transporter 2 1  1   

Summe 32 17 8 5 2 0 

Die Umsetzung der gezeigten Substitutionspotentiale wird schrittweise empfohlen. In einem nächs-

ten Schritt wird daher das ermittelte Elektrifizierungspotential (abhängig von vollelektrischer Eig-

nung und (erwarteter) Marktverfügbarkeit vollelektrischer Modelle) mit zu erwartenden Ersetzungs-

zeitpunkten der Bestandsfahrzeuge verschnitten. Da bei allen konventionell angetriebenen Fahr-

zeugen im Fuhrpark die Leasinglaufzeit im Jahr 2023 endet, sollen identifizierte Substitutionspo-

tentiale zeitnah genutzt werden. Die beiden Fahrzeuge mit einer mittelfristigen Elektrifizierung 

(2025) sollen daher erst im nächsten Turnus vollelektrisch ersetzt werden. 

Im Rahmen des Workshoptermins zur Verifizierung der Ergebnisse wurden 13 von 15 Fahrzeuge 

identifiziert, die im Jahr 2023 als teil- oder vollelektrische Fahrzeuge ersetzt werden. Eine Übersicht 

der gewählten Antriebsart kann Tabelle 27 entnommen werden. 
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Tabelle 27: Übersicht gewählter Antriebsarten ab 2023 

Fahrzeugart 
Fahrzeugtyp und 

Kennzeichen 
Fachbereich Antriebsart ab 2023 

Kleinwagen 
Opel Corsa 

(GG-F156) 
Gesundheitsamt Teilelektrisch 

Kompaktwagen 

Opel Ampera 

(GG-E8000) 
Berufliche Schulen GG Vollelektrisch 

Opel Astra 

(GG-F155) 
Veterinärwesen Teilelektrisch 

Opel Astra 

(GG-F159) 
Veterinärwesen Teilelektrisch 

Opel Crossland 

(GG-F161) 
BSD Teilelektrisch 

Opel Crossland 

(GG-F192) 
Gebäudemanagement Vollelektrisch 

Opel Crossland 

(GG-F193) 
ASD Teilelektrisch 

Opel Crossland 

(GG-F194) 
ASD Teilelektrisch 

Opel Astra 

(GG-F196) 
Gesundheitsamt Teilelektrisch 

Hochdachkombi 

Ford Transit Curier 

(GG-F169) 
IT & Post Vollelektrisch 

Opel Combo 

(GG-F197) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 
Vollelektrisch 

Opel Combo 

(GG-F198) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 
Vollelektrisch 

VW Touran 

(GG-F199) 

Asyl und  

Zuwanderung 

Ohne Änderung; 

Benzin 

Opel Combo 

(GG-F204) 

Handwerker- 

Einsatzgruppe 
Vollelektrisch 

Transporter 
Opel Movano 

(GG-F201) 

Handwerker-  

Einsatzgruppe 
Vollelektrisch 

Das gesetzte Ziel für 2026 stellt dabei eine weitere Elektrifizierung des Fuhrparks dar. Durch steti-

gen Erfahrungszuwachs im Hinblick auf Elektromobilität im dienstlichen Alltag bei den Bedienste-

ten sollen die teilelektrischen (Plug-in-Hybridfahrzeuge) zum Großteil durch vollelektrische Varian-

ten ersetzt werden können. Die Analysen zeigen, dass dieses Ziel realistisch umsetzbar ist. Die 

ebenfalls damit geplante Umstellung der Beschaffung von Elektrofahrzeugen auf Leasingwagen 

wird empfohlen. So können zeitnah Entwicklungen am Markt, bspw. mit Blick auf höhere vollelekt-

rische Reichweiten, bedarfsgerechte Batteriegrößen, Preissenkungen oder technische Neuerungen 

genutzt werden. 

Hinsichtlich der Ladeinfrastruktur als Grundvoraussetzung für die Elektrifizierung wird eine Strate-

gie zur 1:1-Verteilung zwischen Fahrzeugen und Ladepunkten empfohlen. Der Ausbau sollte min-

destens analog zur Fahrzeugbeschaffung erfolgen. Eine sich ergebende Kostendegression (An-

schluss-, Tiefbau- oder Einrichtungskosten) durch den Ausbau bzw. die Vorbereitung in Form von 

Leerrohren zum Ausbau mehrerer Ladepunkte wurde bereits bei der ersten Standortertüchtigung 

genutzt und ist beim weiteren Ausbau des Standortes zu nutzen. 
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Die auszubauenden Ladepunkte sollen zudem eine Reihe von Anschaffungskriterien erfüllen: 

• Erwerb von 11 kW-Wallboxen mit angeschlagenem Kabel ohne Eichrechtskonformität  

o Der Kauf von Wallboxen ist einer Miete oder einem Leasing vorzuziehen, da dies 

über die zu erwartende Nutzungsdauer (maximal zehn Jahre) kosteneffizienter ist. 

Auf regelmäßige Prüfungen hinsichtlich Funktion und Sicherheit ist zu achten. 

o 11 kW-Wallboxen garantieren im Vergleich zu Wallboxen mit einer Ladeleistung von 

3,7 kW eine zukunftssichere Beschaffung bei geringfügig erhöhten Kosten. Bei ei-

ner Ladeleistung von 3,7 kW wird die Einsatzbereitschaft der künftigen Elektrofahr-

zeuge im Verwaltungsfuhrpark erfüllt (Ladezeiten über acht Stunden, nächtliches 

Laden).  

o Angeschlagene Kabel erleichtern die Ladevorgänge und erhöhen den Komfort bei 

jedem Ladevorgang. 

o Eichrechtlich konforme Ladepunkte sind nicht erforderlich, wenn keine dritten oder 

Privatfahrzeuge von Beschäftigten geladen werden. Da nur Verwaltungsfahrzeuge 

an diesen Ladepunkten geladen werden sollen, d. h. kein öffentliches bzw. Gäste- 

oder Mitarbeiterladen an diesen Ladepunkten möglich ist, ist kein eichrechtlich 

konformer Aufbau notwendig. 

• Steuerungsmöglichkeit über Back-End (Software) je Ladepunkt mittels Open Charge Point 

Protocol (OCCP) (mindestens Version 1.6) 

o Statische und dynamische Leistungsbegrenzung der Ladepunkte auf 4 kW senken 

Ladelastspitzen, welche durch gleichzeitiges Laden mehrerer Elektrofahrzeuge her-

vorgerufen werden. So wird die notwendige Anschlussleistung (pro Standort) verrin-

gert, was zu ökologischen und ggf. ökonomischen Vorteilen innerhalb des Betriebs 

führt.  

o Die bestehende Ladeinfrastruktur ist auf eine Steuerungsmöglichkeit zu prüfen. 

• Gewährleistung einer Zugangsbeschränkung (bspw. mittels Radio-Frequency Identification 

(RFID))  

o Fahrzeugspezifische Auswertungsfunktionen bieten die Grundlage für künftiges 

Monitoring und Auswertungen zur Effizienz der Verwaltungsfahrzeuge.  

Der Großteil der Wallboxen relevanter Hersteller decken diese Bedarfskriterien ab und sind für die 

geplante Nutzung geeignet. Die bestehende Dimensionierung des Netzanschlusses ist am Standort 

des Landratsamtes ausreichend, am Standort der Beruflichen Schulen jedoch unbekannt. Vor dem 

Ausbau ist daher eine genaue Prüfung durchzuführen, da ein Ausbau mit hohen Kosten verbunden 

ist. Es ist daher in jedem Fall mit dem Netzbetreiber die verfügbare Netzkapazität zu prüfen, vor 

allem in Hinblick auf bereits angestoßene Planungen zum Ausbau öffentlicher LIS. 

• Am Landratsamt sollen bis 2026 alle Fahrzeuge teil- oder vollelektrisch ersetzt werden. Am 

Standort müssen 115 kW Peaklast ermöglicht werden (31 x 3,7 kW). 

• Am Standort der Beruflichen Schulen Groß-Gerau wird ein Fahrzeug bis 2026 vollelektrisch 

ersetzt werden. Am Standort muss 4 kW Peaklast ermöglicht werden (1 x 3,7 kW). 

Erfahrungsgemäß kann durch den Einsatz eines Ladelastmanagements die Peaklast je Standort 

um bis zu 50 % gesenkt werden (verminderte Ladeleistung außerhalb der Dienstzeit, softwarege-

stütztes Laden mit bekannten Startzeiten der Fahrzeuge verringert (dynamisch) die Ladeleistung 

pro Fahrzeug auf ein Minimum). Planbare Einsätze sind in der Verwaltung gut abbildbar (geregelter 

Arbeitsbeginn und typische Arbeitszeit), wodurch dieser Vorteil genutzt werden sollte. Im Rahmen 

der Analyse wurde eine maximale Reduktion der Peaklast auf ca. 30 kW (–55 %) am Landratsamt 

(beim Einsatz von 31 vollelektrischen Fahrzeugen analog den erfassten Fahrtenbuchdaten) festge-

stellt (vgl. Abbildung 22). 
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Abbildung 22: Lastprognose Landratsamt bei vollständiger Elektrifizierung des Fuhrparks 

5.6 Ökologische Wirkung 

Wie in Tabelle 27 aufgeführt, wird zeitnah ein Großteil der Fahrzeuge mindestens teilelektrifiziert 

und bis 2026 ein vollelektrischer Fuhrpark angestrebt. Durch die Verschneidung aus der erhobe-

nen Jahreslaufleistung, der Antriebsart und den jeweiligen Emissionswerten20 kann die ökologische 

Wirkung pro Jahr abgeleitet werden (vgl. Abbildung 23). 

 
20 Diese werden zur Ermittlung ökologischer Effekte innerhalb der unternehmenseigenen Software für Fuhrparkanalysen (eOptiFlott) 

genutzt und daher nicht detailliert aufgeführt. Die Emissionswerte setzen sich aus durchschnittlichen Verbräuchen (je Fahrzeug-

klasse) und der Vorkettenemissionen der verwendeten Treibstoffe bzw. des Stroms zusammen. 
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Abbildung 23: Ökologische Bilanz (in Zeitscheiben) 

Im Ergebnis können durch die vollständige Elektrifizierung des Verwaltungsfuhrparks 8,5 t (- 22 %) 

bis 37,3 t (- 95 %) CO2 pro Jahr eingespart werden.21 Des Weiteren kann der Ausstoß von bis zu 

25 kg (- 91 %) NOX verhindert werden. Die Einsparungseffekte durch den Einsatz von Plug-in-Hybrid-

Fahrzeugen (Zeitscheibe 2023) verringern die CO2-Emissionen bereits signifikant. Dabei wird ein 

vollelektrischer Fahranteil von mindestens 60 % unterstellt. Künftig ist weiterhin 100 % Ökostrom 

zum Betrieb des Fuhrparks zu verwenden, um positive ökologische Effekte zu heben. 

5.7 Kostenbetrachtung 

Für die Elektrifizierung der Verwaltungsfahrzeuge ist mit höheren Anschaffungskosten zu rechnen, 

die meist 1,4- bis 1,7-mal höher sind als bei konventionellen Fahrzeugen. Es ist zudem zu erwarten, 

dass die gezeigten Mehrkosten innerhalb der Anschaffung mit zunehmendem Markthochlauf sin-

ken und sich ein Vollkosten-Vorteil der Elektrofahrzeuge gegenüber Verbrennern einstellen wird. 

Dieser besteht bereits im Rahmen der variablen Kosten der Fahrzeuge. In Tabelle 28 werden die 

ermittelten Mehrkosten bei Umsetzung der gezeigten Ersetzungspotentiale (nach dem Ersetzungs-

plan) abgetragen. Bei Einhaltung der abgeleiteten Ersetzungszeitpunkte ist pro Jahr mit bis zu 

5.300 € (+ 18,8 %) Mehrkosten zu rechnen. Die gezeigten Kosten beinhalten die Fahrzeugbeschaf-

fung, den für den Betrieb der Fahrzeuge notwendigen Ladeinfrastrukturaufbau (AfA Abschreibung 

über 10 Jahre) und die notwendigen Treibstoffe (Benzin, Diesel, Strom) inkl. Deren Preisentwick-

lung im zeitlichen Verlauf. Die Kostenannahmen sind Tabelle 29 zu entnehmen. Flotten- oder Kom-

munalrabatte wurden nicht berücksichtigt. 

 
21 Deutscher Strommix 2020 vs. 100 % Ökostrom 
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Tabelle 28: Kostenrechnung bei vollständiger Umsetzung des Elektrifizierungspotentials im Zeithorizont 

Kosten bei Umset-

zung des Elektrifizie-

rungspotentials 

(ohne Förderung) 

Zeithorizont  

Status Quo 2023 2025 2027 2028 

28.096 € 28.997 € 31.653 € 32.940 € 33.377 € 

Mehrkosten - + 3,2 % + 12,7 % + 17,2 % + 18,8 % 

Anteil vollelektri-

scher Fahrzeuge  
14 % 29 % 71 % 86 % 100 % 

Künftig können die Anschaffungsmehrkosten vollelektrischer (Nutz-)Fahrzeuge durch Fördermittel 

reduziert werden. Dabei ist grundsätzlich auch der Aufbau notwendiger Ladeinfrastruktur förder-

bar. Daher sollten vor den jeweiligen Beschaffungen die Fördermöglichkeiten von Bund und Land 

geprüft werden. Im letzten Förderaufruf zur Förderrichtlinie Elektromobilität wurden bei vollelektri-

schen Fahrzeugen der Fahrzeugklasse M1 (hier zutreffend) Investitionsmehrausgaben in Höhe von 

90 % gefördert. Ein aktueller Aufruf besteht derzeit nicht. Mit weiteren Förderaufrufen ist jedoch zu 

rechnen, da die Förderrichtlinie bis 2025 verlängert wurde.  

Die zugrundeliegenden Kostenannahmen sind den nachfolgenden Tabellen zu entnehmen. 
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Tabelle 29: Kostenannahmen Teil 1  

Kostenannahmen Pkw Hochdachkombi 

Fahrzeugeigenschaften 

Antrieb Elektro 
Konven- 

tionell 
Elektro 

Konven- 

tionell 

Haltedauer (Kauf) (in Jahren) 10 10 

Ø Laufleistung pro Monat (in km) 233 818 

Fahrzeugkosten 

Ø Anschaffungskosten (Kauf)22 34.500 € 22.500 € 31.000 € 20.000 € 

Restwert (20 %) 6.900 € 4.500 € 6.200 € 4.000 € 

Fixkosten (pro Monat) 

Kfz-Steuer - 16,10 € - 16,10 € 

Versicherung 53,00 € 43,33 € 53,00 € 51,67 € 

Abgas- und Hauptuntersuchung 1,60 € 3,05 € 1,60 € 3,05 € 

Wartungs- und Instandhaltungskosten (pro Monat) 

Inspektionskosten 10,67 € 12,50 € 10,67 € 12,50 € 

Betriebskosten 

Verbrauch (l/km bzw. kWh/100 km) 20,0 5,5 20,0 5,8 

Externe Kraftstoffkosten (Tankstelle, 

öffentliche Ladeinfrastruktur) (€/l; €/kWh) 
- 1,60 € - 1,60 € 

Interne Kraftstoffkosten (private 

Ladeinfrastruktur) (€/l; €/kWh) 
0,40 € - 0,40 € - 

Kosten für LIS (Wallbox bis 11 kW) 

Anschaffungskosten (einmalig) 1.523,00 € - 1.523,00 € - 

Inbetriebnahme (einmalig) 304,60 € - 304,60 € - 

Instandhaltung (monatlich) 2,53 € - 2,53 € - 

Summe der Kosten pro Monat 

Variable Kosten 20 € 33 € 43 € 88 € 

Fixkosten 65 € 75 € 65 € 75 € 

Fahrzeuganschaffung  

(Einbeziehung Restwert) 
230 € 150 € 207 € 133 € 

Kosten LIS (auf zehn Jahre verteilt) 18 € 0 € 18 € 0 € 

Summe pro Monat 333 € 258 € 333 € 297 € 

Summe pro Jahr  3.996 € 3.096 € 3.997 € 3.561 € 

Fahrzeuganschaffung  

(Einbeziehung Restwert, 40 %-Förderung) 
115 € - 103 € - 

Summe pro Jahr (40 % Förderung) 2.616 € - 2.757 € - 

  

 
22 Bei Förderung werden die Gesamtanschaffungskosten zu 40 % gefördert. 
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Tabelle 30: Kostenannahmen Teil 2  

Kostenannahmen Kleinbus  Transporter (Pritsche) 

Fahrzeugeigenschaften 

Antrieb Elektro 
Konven- 

tionell 
Elektro 

Konven- 

tionell 

Haltedauer (Kauf) (in Jahren) 10 10 

Ø Laufleistung pro Monat (in km) 120 596 

Fahrzeugkosten 

Ø Anschaffungskosten (Kauf)23 53.500 € 36.000 € 55.000 € 31.000 € 

Restwert (20 %) 10.700 € 7.200 € 11.000 € 6.200 € 

Fixkosten (pro Monat) 

Kfz-Steuer - 16,10 € - 16,10 € 

Versicherung 62,50 € 51,67 € 69,97 € 56,67 € 

Abgas- und Hauptuntersuchung 1,60 € 3,05 € 1,60 € 3,05 € 

Wartungs- und Instandhaltungskosten (pro Monat) 

Inspektionskosten 11,25 € 15,00 € 14,08 € 18,33 € 

Betriebskosten 

Verbrauch (l/km bzw. kWh/100 km) 23,0 9,6 27,0 12,5 

Externe Kraftstoffkosten (Tankstelle, öffentli-

che LIS) (€/l; €/kWh) 
- 1,60 € - 1,60 € 

Interne Kraftstoffkosten (private LIS) 

(€/l; €/kWh)  
0,40 € - 0,40 € - 

Kosten für LIS (Wallbox bis 11 kW) 

Anschaffungskosten (einmalig) 1.523,00 € - 1.523,00 € - 

Inbetriebnahme (einmalig) 304,60 € - 304,60 € - 

Instandhaltung (monatlich) 2,53 € - 2,53 € - 

Summe der Kosten pro Monat 

Variable Kosten 17 € 33 € 46 € 138 € 

Fixkosten 75 € 86 € 85 € 94 € 

Fahrzeuganschaffung  

(Einbeziehung Restwert) 
357 € 240 € 367 € 207 € 

Kosten LIS (auf zehn Jahre verteilt) 18 € 0 € 18 € 0 € 

Summe pro Monat 467 € 359 € 516 € 438 € 

Summe pro Jahr  5.599 € 4.311 € 6.193 € 5.260 € 

Fahrzeuganschaffung  

(Einbeziehung Restwert, 40 %-Förderung) 
178 € - 183 € - 

Summe pro Jahr (40 % Förderung) 3.459 € - 3.993 € - 

  

 
23 Bei Förderung werden die Gesamtanschaffungskosten zu 40 % gefördert. 
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Für den Aufbau von Ladeinfrastruktur am Standort des Landratsamtes und der Beruflichen Schulen 

sind folgende Kostenpositionen einzuplanen: 

 

Abbildung 24: Kostenabschätzung Ladeinfrastrukturausbau Landratsamt 

 

Abbildung 25: Kostenabschätzung Ladeinfrastrukturausbau Berufliche Schulen Groß-Gerau 
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5.8 Betriebliches Mobilitätsmanagement 

Maßnahmen zum betrieblichen Mobilitätsmanagement müssen zusammen gedacht werden, d. h. 

neben der Elektrifizierung des Fuhrparks gilt es auch, Alternativen zum MIV zu schaffen und zu 

stärken. Der Pkw wird als Verkehrsmittel nicht schlecht dargestellt oder benachteiligt, Ziel ist es 

einzig, die Nutzung der Alternativen attraktiver zu gestalten. Der Förderung des Umweltverbundes 

kommt dabei eine hohe Relevanz zu, um nachhaltige Mobilitätsverbesserungen zu erzielen. Wei-

terhin sind kommunikative und organisatorische Maßnahmen von großer Bedeutung, da Mobilität 

ein Gewohnheitsthema ist und es viel Sensibilisierung bedarf, um Gewohnheiten zu verändern. 

Den größten Effekt, um den CO2-Verbrauch der dienstlichen Mobilität im Bereich des motorisierten 

Individualverkehrs (MIV) mit Privat-Pkw zu reduzieren, bieten BEV, welche mit Ökostrom aus erneu-

erbaren Energiequellen betrieben werden (wenn die zurückgelegten Strecken eine Verlagerung auf 

Rad- oder Fußverkehr nicht zulassen). Dienstliche Fahrten mit Privatfahrzeugen und Fahrten mit 

Dienstfahrzeugen sind der Ökobilanz des Landkreises zuzurechnen und liegen demnach in der Ver-

antwortung der Verwaltung. Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist nur durch eine Ver-

lagerung der mit Privat-Pkw durchgeführten Dienstfahrten auf den Fuhrpark oder den Umweltver-

bund (bestehend aus Fußverkehr, Radverkehr, ÖPNV, Sharing) effektiv möglich. 

Die Datenlage über die Nutzung von Privat-Pkw beschränkt sich auf die im Zeitraum 2021 angefal-

lenen dienstlichen Wege, wobei nur das Gesamtvolumen in Kilometer pro Jahr bereitgestellt wer-

den konnte. Demnach können weder konkrete Aussagen zu einzelnen Streckenlängen noch die 

Anzahl der eingesetzten Fahrzeuge oder der abgerechneten Beschäftigten getroffen werden. Auch 

eine Aufstellung nach Fachbereichen ist nicht abbildbar.  

Aktuell steht den Dienstfahrzeugen der Verwaltung ein etwa gleichgroßes Volumen an Wegen mit 

dienstlich genutzten Privat-Pkw gegenüber. Dies ist u. a. auch dem Umstand geschuldet, dass die 

Art und Rangfolge der Verkehrsmittelwahl bei Dienstfahrten und Dienstreisen nicht klar geregelt 

sind. So sagt beispielsweise die Dienstanweisung zur Benutzung der kreiseigenen Dienstfahrzeuge 

lediglich aus, dass Dienstfahrzeuge nur benutzt werden dürfen, wenn deren Einsatz zweckmäßiger 

ist als die Benutzung anderer Verkehrsmittel. Die Anbindung und Taktung des ÖPNV am Landrats-

amt sind ausreichend attraktiv, viele Ziele jedoch eher schwer erreichbar. Eine Verlagerung dienst-

licher Wege auf zwei Pedelecs am Landratsamt findet bereits statt. Im Folgenden werden Möglich-

keiten zur weiteren Verlagerung der mit Privat-Pkw absolvierten dienstlichen Wege dargestellt und 

eine Strategie zur Umsetzung empfohlen. 

VERLAGERUNG AUF VOLLELEKTRISCHE FAHRZEUGE 

Dienstliche Fahrten, die mit Privat-Pkw absolviert werden, werden aktuell nur schlecht auf Be-

standsfahrzeuge des Fuhrparks verlagert. Um die dienstliche Mobilität nachhaltiger gestalten zu 

können, wird empfohlen, langfristig den Fahrzeugpool der für alle Beschäftigten nutzbaren Fahr-

zeuge auszuweiten und somit das fachbereichsübergreifende Angebot an frei buchbaren Fahrzeu-

gen zu erhöhen. Der Fahrzeugpool soll in Kombination mit dem Umweltverbund die Nutzung von 

Privat-Pkw für Dienstfahrten langfristig ersetzen. Die Nutzung von Poolfahrzeugen anstelle von Pri-

vat-Pkw für Dienstfahrten stellt zudem eine beeinflussbare Maßnahme für das Erreichen der Kli-

maneutralität (Reduktion der Emissionen durch Einsatz vollelektrischer Fahrzeuge) dar. Um Unsi-

cherheiten bei den Beschäftigten abzubauen, werden regelmäßige Schulungstermine bzw. Test-

fahrten (insbesondere für neue Mitarbeiter*innen) zum Umgang mit Elektrofahrzeugen empfohlen. 

Zur Verlagerung dienstlicher Fahrten mit Privat-Pkw auf einen zentralen Fahrzeugpool bestehen 

grundlegend zwei Herangehensweisen. Einerseits kann dies durch eine eigens beschaffte Fahr-

zeugflotte und deren Organisation durch die Verwaltung erfolgen (Inhousing). Andererseits können 

die komplette Organisation und die Bereitstellung bzw. der Betrieb der Fahrzeuge über einen ex-

ternen Dienstleister erfolgen (Outsourcing). 
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Durch die eigene Beschaffung (Inhousing) ist die Bereitstellung von vollelektrischen Fahrzeugen 

bedarfsgerecht, schnell und unproblematisch umsetzbar, wobei ökologische Vorteile im Rahmen 

dienstlicher Mobilität genutzt werden. Je nach Anzahl der anzuschaffenden Fahrzeuge ist der Ein-

satz eines/einer Mobilitätsmanager*in notwendig, welche*r vorrangig für den Aufbau des Pools 

und das Vorantreiben einer nachhaltigen Mobilität in der Kreisverwaltung zuständig ist. Die öffent-

liche Wahrnehmung soll zudem durch eine Folierung der Poolfahrzeuge im Corporate-Design des 

Kreises verstärkt werden. 

Beim Outsourcing werden sowohl die Fahrzeuge als auch die Software von einem externen Dienst-

leister, hier: Carsharing-Anbieter, zur Verfügung gestellt, wodurch alle Aufwendungen, wie z. B. die 

Beschaffung von Fahrzeugen und zugehöriger Ladeinfrastruktur, der Betrieb, die Reinigung oder 

die Wartung in der Verantwortung des Dienstleisters liegen. Dabei ist die künftige Bereitstellung 

und Nutzung von vollelektrischen Fahrzeugen zu beachten, um die Einsparung von Treibhausgasen 

bei der Verlagerung von dienstlichen Wegen zu erzielen.  Am Landratsamt ist bereits book-n-drive 

als Carsharing-Anbieter vorhanden, welcher jedoch nur langfristig den Einsatz der geforderten An-

triebsart leisten kann. Demnach sind alternative Carsharing-Anbieter kurzfristig anzusprechen und 

eine neue Station aufzubauen. Dabei ist eine Folierung der Carsharing-Station und der entspre-

chenden Fahrzeuge im Corporate-Design der Stadt oder des Landkreises dienlich, um die öffentli-

che Wahrnehmung zu verstärken. Die Nutzung von Carsharing-Fahrzeugen wird erfahrungsgemäß 

pro Miete basierend auf Zeit- und Kilometerpreisen abgerechnet. Zur Schaffung einer Carsharing-

Station eines neuen Anbieters wird eine Ankernutzung der Verwaltung notwendig sein. Dabei wird 

die Buchung für Dritte während der üblichen Dienstzeit verhindert und die (dienstliche) Nutzung 

vertraglich über ein Mindestkontingent abgenommener Kilometer festgelegt. So wird innerhalb der 

Initiierungsphase ein kostendeckender Betrieb (Mindestumsatz von ca. 7.800 € pro Jahr und Fahr-

zeug) für den Anbieter garantiert. Vollelektrische Fahrzeuge aus einem Carsharing-Verbund kosten 

im Schnitt 4,90 € pro Stunde und 0,20 € pro Kilometer. Im Schnitt24 tritt rechnerisch bei 52 Fahr-

ten pro Monat und Fahrzeug eine Kostendeckung ein. 

VERLAGERUNG AUF PEDELECS/FAHRRAD 

Die Verlagerung von Dienstfahrten auf Pedelecs ist grundsätzlich gut abbildbar, da sich dienstliche 

Wege der Verwaltung zum Teil auf kurze Strecken innerhalb des Stadtgebiets von Groß-Gerau be-

schränken. Genauer liegt jede fünfte dienstliche Fahrt (21 %) im Bereich bis 15 km (Hin- und Rück-

weg) und kann somit mit einem Pedelec durchgeführt werden, ohne im Vergleich zum Pkw Nach-

teile beim Zeitaufwand zu verursachen (vgl. Abbildung 19). Da bereits zwei Pedelecs am Landrats-

amt genutzt werden können, ist deren Akzeptanz bereits fortgeschritten und damit verbundene 

Vorgänge (Buchung, Nutzung, Wartung) etabliert. Dies hilft beim künftigen Ausbau des Pedelec-

Angebotes, da die bisherigen Nutzer*innen eine Vorbildfunktion für andere Beschäftigte einneh-

men werden und bestehende Prozesse adaptiert werden können. Die Pedelecs im Bestand wurden 

vor ca. zwei Jahren beschafft und bieten sich daher nur für eine mittelfristige Ersetzung an.  

Es wird empfohlen, die Anzahl der Dienst-Pedelecs zu erhöhen. Zusätzlich sollten am Landratsamt 

(Wilhelm-Seipp-Str. 4-13) vier Pedelecs beschafft werden, um den hohen Anteil der Kurzstrecken 

(unter 15 km) auf diese zu verlagern. Die Pedelec-Nutzung bietet die Möglichkeit einer Zeiterspar-

nis im Vergleich zum Pkw, da die Parkplatzsuche entfällt. Dieser Zeitvorteil besteht vorwiegend bei 

innerstädtischen Fahrten. Bei Überlandfahrten kann es aufgrund der i. d. R. weit zurückzulegenden 

Strecken ggf. zu einem zeitlichen Nachteil kommen, sodass für jede Fahrt genau abgewogen wer-

den muss, ob ein Pedelec oder ein Kfz genutzt wird. 

  

 
24 Eine durchschnittliche innerstädtische Fahrt dauert zwei Stunden und ist 15 km lang, wodurch Kosten von 12,80 € entstehen. 
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Für die Pedelec-Nutzung sollten folgende Voraussetzungen an den Standorten geschaffen werden:  

• Unterschiedliche Rahmengrößen für verschiedene Körpergrößen um die grundlegende 

Nutzbarkeit bei allen Beschäftigten zu garantieren. 

• Eingangsnahe Bereitstellung von ebenerdigen Abstellanlagen mit (Gitter-)Türen 

• Installation von Schlüsseln für Fahrradschloss und Abstellort im Schlüsselkasten 

• Integration der Diensträder in webbasierte Buchungsplattform 

• Wartung und Instandhaltung durch einen Dienstleister mithilfe eines Wartungsvertrags 

• Intensive Bewerbung des Angebots und Sensibilisierung bei den Beschäftigten insbeson-

dere im Frühjahr bis Herbst 

Die geschätzten Kosten für die Beschaffung und den Betrieb der Pedelecs sind nachfolgend auf-

geführt:  

Tabelle 31: Gesamtkosten Pedelecs 

Kostenpunkte  Kosten pro Pedelec pro Jahr 

Anschaffung 

Abschreibung und Werteverzehr 

3.186 € 

797 € (4 Jahre) 

Wartung 250 € 

Zubehör (Helme, Taschen, Warnwesten) 35 € 

Summe pro Jahr (ohne Förderung)  1.082 € 

Es entstehen zusätzliche Kosten von 4.328 € pro Jahr für vier zusätzliche Pedelecs. Des Weiteren 

bietet ein Fahrrad-Leasing Angebot (z. B. JobRad) für die Mitarbeitenden einen guten Anreiz, auch 

Wege zur Arbeit mit dem Fahrrad zurückzulegen. 

VERLAGERUNG AUF DEN ÖPNV 

Die Nutzung des ÖPNV im dienstlichen Rahmen ist vor allem durch den zeitlichen Mehraufwand 

(Anbindung, Linienführung, Taktung, Umsteigezeiten) bei gleichzeitig geringerer Flexibilität (Verbin-

dung mehrerer dienstlicher Ziele, Mitnahme von Gegenständen oder weiteren Beschäftigten) ge-

genüber der Nutzung eines Privat-Pkw unattraktiver, sofern dienstliche Ziele im Umfeld liegen. 

Dienstliche Ziele, welche außerhalb der Stadt Groß-Gerau liegen, sollen vorrangig mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln erreicht werden. Dazu ist eine Erreichbarkeitsanalyse durchzuführen und entste-

hende Zeitverluste durch die Nutzung des ÖPNV als Verkehrsmittel sollten herausgestellt werden. 

Sofern der ÖPNV auf dem Arbeitsweg eingesetzt wird, da sich dieser im dienstlichen Kontext als 

brauchbar herausgestellt hat, entstehen positive Nebeneffekte. Neben dienstlichen Wegen werden 

somit auch private Wege nicht mehr nur mit dem Privat-Pkw durchgeführt und effektiv nachhaltiger. 

Eine seltenere dienstliche Nutzung des Privat-Pkw bei gleichzeitiger Verlagerung weiterer Fahrten 

auf den Umweltverbund entsteht. Alle Beschäftigten des Landkreises haben bereits die Möglich-

keit, ein Jobticket sehr günstig zu erwerben. Eine weitere Möglichkeit, den ÖPNV zu bewerben, ist 

das Anbringen von Abfahrtsmonitoren mit Echtzeit-Fahrgastinformation am Dienstort sowie eine 

Integration im Intranet. Ein guter Standort ist der Eingangsbereich des Landratsamtes, wo Besu-

cher ebenfalls adressiert werden können. 
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MITHILFE EINER GEÄNDERTEN DIENSTANWEISUNG SOLLTEN DIE BESCHÄFTIGTEN FÜR EINE NACHHALTIGERE 

MOBILITÄT SENSIBILISIERT WERDEN 

Neue Nutzungsabläufe und gesetzte Ziele müssen den Beschäftigten klar kommuniziert werden. 

Um das Ziel der Beschäftigtensensibilisierung zu erreichen, bietet es sich an, die Dienstanweisung 

entsprechend zu ändern. Hier sollte festgelegt werden, dass die angestrebte Verkehrsmittelwahl 

der Beschäftigten mit abnehmender Priorität folgende Reihenfolge einnimmt: zu Fuß, mit dem 

Fahrrad, mit dem ÖPNV, mit Fuhrparkfahrzeugen, mit Carsharing-Fahrzeugen, mit Privatfahrzeu-

gen. Es ist unbedingt darauf zu achten, dass keine Gleichstellung zwischen Privat- und Dienstfahr-

zeugen besteht. Es sollten klare Grenzen der einzelnen Verkehrsmittel aufgezeigt werden, um die 

Bedeutung des Mobilitäts-Controllings zu unterstreichen. Die Eignung der jeweiligen Verkehrsmittel 

unter energetischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten sollte dargestellt und auch der Einfluss 

von Witterungsverhältnissen klar diskutiert werden. 
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6 Alternative Mobilitätsangebote 

6.1 Carsharing 

6.1.1 Eignung von Carsharing 

Carsharing verfolgt den Zweck, über eine geteilte Fahrzeugnutzung weniger Fahrzeuge zu benöti-

gen und eine verbesserte Auslastung der Fahrzeuge Kosten einzusparen. Daraus ergeben sich für 

die Kommunen zahlreiche Vorteile:  

• Kosten/Flächen: Es müssen weniger Stellplätze bereitgestellt bzw. unterhalten werden. 

• Daseinsvorsorge: Es wird ein zusätzliches Mobilitätsangebot für Menschen ohne eigenen 

Pkw bereitgestellt. 

• Klimaschutz: Wenn Menschen keinen eigenen Pkw besitzen und nur für wenige Fahrten 

auf Carsharing-Fahrzeuge zurückgreifen, werden in der Regel mehr Wege zu Fuß, mit dem 

Fahrrad oder mit dem ÖPNV zurückgelegt. 

Die Eignung von Carsharing für die Erzielung dieser Effekte kann je nach Raumstruktur stark vari-

ieren. Die Grundherausforderung von Carsharing liegt darin, genügend Nutzer*innen für die Fahr-

zeuge zu gewinnen, um nach der Etablierung der Fahrzeuge langfristig eine wirtschaftliche Auslas-

tung zu erzielen. Die Schwelle für die Wirtschaftlichkeit eines Carsharing-Fahrzeugs hängt neben 

dem Fahrzeug selbst auch von den übrigen Betriebskosten ab. Als Richtwert wird ein monatlicher 

Umsatz von 600 € angestrebt, was je nach Tarifgestaltung ca. 100–150 Nutzungsstunden im Mo-

nat entspricht. Dies ist in ländlichen Räumen mit einer geringen Bevölkerungs- und Bebauungs-

dichte schwieriger als in größeren Städten, da im unmittelbaren Einzugsgebiet der Fahrzeuge we-

niger Menschen wohnen. Hinzu kommt, dass ein Großteil der Bevölkerung täglich, beispielsweise 

für den Arbeitsweg, auf ein Auto angewiesen ist, da das Angebot öffentlicher Verkehrsmittel oft sehr 

rudimentär ausfällt und Wege für nichtmotorisierten Verkehr vielfach zu lang oder zu schlecht aus-

gebaut sind. Sobald eine tägliche Fahrzeugnutzung notwendig ist, insbesondere in Kombination 

mit langen Standzeiten entfernt von der Sharing-Station, kann ein Carsharing-Fahrzeug für die Nut-

zer*innen gegenüber einem privaten Pkw keinen Kostenvorteil erzielen. Entsprechend ist die Aus-

wahl geeigneter Kund*innen gering und eine ausreichende Nutzung der Fahrzeuge durch eine spe-

zifische Abfrage für ausgewählte Standorte erforderlich. 

Trotz der beschriebenen Schwierigkeiten gibt es eine Vielzahl erfolgreich umgesetzter Carsharing-

Initiativen im ländlichen Raum. Zu den bekanntesten gehört das Dörpsmobil in Schleswig-Holstein, 

das inzwischen auf 29 Fahrzeuge, verteilt über das Bundesland, angewachsen ist. Dies zeichnet 

sich durch hohes ehrenamtliches Engagement vor Ort und eine landesweite Koordinierungsstelle 

aus. Für den Aufbau von neuen Carsharing-Systemen steht ein umfangreicher Leitfaden zur Verfü-

gung.25 

Einen ersten Hinweis auf adäquate Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung in einer 

Kommune kann folgende Checkliste bieten. Dabei ist zu beachten, dass dies selbstverständlich 

keine Pflichtkriterien sind. Eine Umsetzung auch ohne diese Rahmenbedingungen ist möglich, je-

doch anspruchsvoller. 

  

 
25 https://www.doerpsmobil-sh.de/downloads 
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Förderlich für eine langfristig wirtschaftliche Umsetzung sind dabei diese Faktoren: 

• SPNV/ÖPNV-Anschluss mit stündlicher Anbindung, 

• Ausreichende Nahversorgung innerhalb der Kommune, sodass alltägliche Einkäufe auch 

ohne Auto getätigt werden können, 

• Einzugsgebiet von >1.500 Menschen im 500 m Radius der Station, 

• Mindestens 50 interessierte Personen im Umkreis der Station, 

• Interessierte Ankerkunden (kommunale Verwaltungen, Vereine, Unternehmen) im Umkreis 

der Station. 

6.1.2 Status Quo 

Aktive Carsharing-Betreiber im Landkreis Groß-Gerau sind book-n-drive, ENTEGA E-Carsharing, mo-

bileeee, mikar Carsharing, Stadtmobil Carsharing Rhein-Main und Carré Mobility. Diese wurden per 

E-Mail zum Status Quo sowie Ausbauplänen und Unterstützungsbedarfen befragt:26 

• book-n-drive verfügt über eine Fahrzeugflotte von sechs Verbrenner-Pkw und vier E-Pkw im 

Landkreis Groß-Gerau, die an zehn Stationen ausgeliehen werden können. Darunter befin-

den sich vier Stationen in Ginsheim-Gustavsburg und jeweils zwei in Groß-Gerau und Raun-

heim sowie jeweils eine in Rüsselsheim und Bischofsheim (je ein Stellplatz). Nach einer 

kostenlosen Anmeldung auf der Webseite des Betreibers können die Fahrzeuge über die 

Website oder die unternehmenseigene Carsharing-App gebucht werden. Je nach Kunden-

typ gibt es für die Nutzung unterschiedliche Tarife (Basic/Abo). Für eine häufige Nutzung 

eignet sich ein Abonnement, für das ein monatlicher Grundpreis fällig wird, aber der Kilo-

meterpreis geringer ausfällt als im Basic-Tarif. Für Unternehmen bietet book-n-drive Son-

derkonditionen an. 

• ENTEGA E-Carsharing bietet im Kreisgebiet an einer Station im Stadtzentrum Gernsheims 

ein Carsharing-Fahrzeug an. Neben den Nutzungsgebühren für Zeit und Strecke, die für 

Entega-Kunden niedriger ausfallen als für Nichtkunden, werden einmalige Kosten für eine 

Registrierung fällig. 

• mobileeee bietet im Kreisgebiet Groß-Gerau an sieben Stationen in Mörfelden-Walldorf je-

weils einen E-Pkw an. Für die Nutzung des stationsgebundenen Angebots ist eine kosten-

freie Registrierung in der App des Betreibers erforderlich. Mobileeee bietet drei unter-

schiedliche Tarife an (easy, eco, efficient). Während im Basis-Tarif keine monatliche Gebühr 

gezahlt werden muss, fällt der Preis für die Selbstbeteiligung im Schadensfall sowie der 

Preis pro Stunde und Kilometer höher aus als in den Abo-Tarifen. Für Unternehmen und 

Kommunen bietet mobileeee individuelle, bedarfsgerechte Lösungen an. 

• Mikar Carsharing bietet an einer Station auf einem öffentlichen, von der Kommune bereit-

gestellten Stellplatz in Trebur ein Verbrenner-Fahrzeug (Kleinbus) an. Im Gegensatz zu den 

anderen Carsharing-Stationen im Landkreis, i.d.R. an zentralen Standorten gelegen, wird 

dieses Fahrzeug außerhalb des Ortskerns an einer Schule und einem Sportverein verliehen. 

Für die Nutzung ist eine einmalige kostenfreie Registrierung via App oder Website erforder-

lich. Das Fahrzeug kann im Anschluss ebenfalls über die App oder Website gebucht werden. 

Es fällt für die Nutzung keine Grundgebühr an, sondern lediglich eine Zeit- und Kilometer-

pauschale. 

  

 
26 Stand: 09/2022 
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• Stadtmobil Carsharing Rhein-Main verfügt in Kelsterbach über einen E-Pkw. Zur Nutzung 

ist eine aktuell kostenfreie Registrierung beim Anbieter erforderlich. Die Fahrzeugbuchung 

ist auf der Internetseite und in der App kostenfrei, für telefonische Buchungen fallen hin-

gegen geringfügige Gebühren pro Vorgang an. Angeboten werden die drei Tarife Classic, 

Easy und RMV, welche sich in ihren Konditionen (u. a. Grundgebühren, Nutzungskosten) 

voneinander unterscheiden. Laut Betreiber ist der Classic-Tarif besonders bei häufigerer 

Nutzung angedacht, der Easy-Tarif hingegen für Gelegenheitsnutzer*innen und der RMV-

Tarif für Kund*innen des öffentlichen Nahverkehrs. 

• Carsharing Carré befindet sich aktuell in der Aufbauphase und verfügt im Landkreis Groß-

Gerau über je einen E-Pkw an zwei Stationen in Rüsselsheim. Es gibt einen Minutentarif, 

bei dem zwischen aktiver Nutzung (Fahren) und passiver Nutzung (Parken) differenziert 

wird. Für einen ganzen Tag oder ein Wochenende werden Pauschaltarife angeboten. 
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Abbildung 26: Carsharing-Angebote im Kreis Groß-Gerau27 

 
27 Stand: 04/2023 
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6.1.3 Ausbaupläne der Carsharing-Betreiber 

Die im Landkreis Groß-Gerau ansässigen Carsharing-Anbieter wurden schriftlich zu ihrer aktuellen 

Fahrzeugflotte, ihrer Auslastung, ihrer Nutzergruppen sowie ihren zukünftigen Ausbauplänen be-

fragt. Die teilnehmenden Unternehmen waren book-n-drive, ENTEGA E-Carsharing, mobileeee, mi-

kar Carsharing und Carré Mobility. 

Folgende zentrale Erkenntnisse lassen sich aus der Befragung ableiten: 

Insgesamt besteht Steigerungspotential in der Auslastung der Fahrzeuge. Im direkten Vergleich 

zwischen Verbrenner- und Elektrofahrzeugen werden Verbrennerfahrzeuge besser angenommen. 

Zu den Nutzergruppen konnten die Anbieter wenig Auskunft geben. Essenziell für die Nutzung sind 

eine einfache, schnelle und digitale Bedienung per App, ein vielseitiges Flottenangebot sowie eine 

günstige und leicht verständliche Preisgestaltung. 

Seitens der Betreiber bestehen unterschiedliche Ausbaupläne. Ein Betreiber stellt zeitnah zwei wei-

tere E-Carsharing-Fahrzeuge bereit. Auch ein weiteres Unternehmen sieht einen Ausbau des Ange-

bots in naher Zukunft vor. Drei der genannten Betreiber haben derzeit keine konkreten Ausbau-

pläne für den Kreis Groß-Gerau. Dies ist u. a. darauf zurückzuführen, dass Standorte an Verkehrs-

knotenpunkten in Städten für den Ausbau gegenüber ländlichen Gebieten bevorzugt werden.  

Derzeit bestehen im Landkreis Groß-Gerau keine Kooperationen mit weiteren Akteuren wie bspw. 

mit ÖPNV-Betreibern. Die Anbieter zeigten sich aber durchaus interessiert daran bzw. stehen be-

reits in Kontakt mit Verkehrsbetrieben.  

Wichtige Voraussetzungen für den Ausbau des Angebots im Kreis Groß-Gerau sehen die Betreiber 

in der Bereitstellung von Stellplätzen für E-Fahrzeuge im öffentlichen Straßenraum sowie in einer 

stärkeren Bewerbung des Angebots durch die Kommunen. Auch die Schaffung weiterer Vorteile für 

Nutzer*innen, wie z. B. kostenloses Parken für Carsharing-Fahrzeuge in bewirtschafteten Zonen, 

wäre von Vorteil. Einzelne Betreiber wünschen sich finanzielle Unterstützung seitens der Kommu-

nen, insbesondere in der Startphase des Angebots. Wünschenswert wäre darüber hinaus eine stär-

kere Bewerbung des Angebots durch die Kommunen. Auch kann die Nutzung von Carsharing-Fahr-

zeugen durch die kommunalen Verwaltungen auf Dienstfahrten im Sinne ihrer Vorbildfunktion zu 

einer wachsenden Beliebtheit bei der Bevölkerung beitragen. Als weiterer Ansatzpunkt wird die ge-

meinsame Förderung von Projekten mit den Kommunen und lokalen Akteuren aus der Wirtschaft 

genannt. 

6.1.4 Beteiligung 

BÜRGER*INNEN 

Aus der Befragung der Bürger*innen geht hervor, dass grundsätzlich Interesse an (E-)Carsharing 

im Landkreis Groß-Gerau besteht. Dieses ist jedoch nicht näher quantifizierbar, da es sich nicht um 

eine repräsentative Umfrage handelte. Folgende Wünsche der Bürger*innen lassen sich aus der 

Befragung entnehmen: 

• Erweiterung des Angebots, 

• Schaffung von Vorteilen bei der Nutzung von Carsharing (Vergünstigungen, kostenloses 

Parken), 

• Verknüpfung mit weiteren Verkehrsmitteln (E-Bike, E-Roller, ÖPNV), 

• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit (Info-Veranstaltungen, VHS-Kurse, Stände auf Festen 

und Messen), 

• Ausübung der Vorbildfunktion durch die Kommunen, 

• Regelmäßige, zuverlässige Wartung der Carsharing-Fahrzeuge. 
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In der Abbildung 27 sind die im Rahmen der Bürgerbefragung im Juli/August 2022 geäußerten 

Standortwünsche dargestellt. 

 

Abbildung 27: Standortvorschläge für Carsharing aus der Bürgerbefragung 
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UNTERNEHMEN 

Unter den befragten 202 Unternehmen zeigen mehr als zwei Drittel (64 %) derzeit kein Interesse 

an Carsharing-Angeboten. Viele der Unternehmen verfügen bereits über eine eigene Fuhrparkflotte, 

weshalb Carsharing für sie keine Option darstellt (vgl. Abbildung 28). Hier gilt es zu untersuchen, 

ob eine Ankernutzung mit den Unternehmen und Bürger*innen in der Umgebung sinnvoll sein 

könnte.  

 

Abbildung 28: Carsharing auf Dienstwegen 

Für 46 der 202 befragten Unternehmen, die primär dem Dienstleistungssektor zuzuordnen sind, 

ist denkbar, künftig Carsharing für ihre Dienstfahrten zu nutzen. Dies betrifft insbesondere die 

Städte Mörfelden-Walldorf, Groß-Gerau und Kelsterbach. 

6.1.5 Räumliche Potentialanalyse 

Bei der durchgeführten Nutzwertanalyse (Scoring-Modell) war das Ziel, Gebiete mit der höchsten 

Eignung für stationsbasiertes Carsharing zu identifizieren. Zielgröße ist dabei die maximale Auslas-

tung der Fahrzeuge, also eine Nutzenmaximierung aus Sicht des Betreibers. 

Im Ergebnis werden Gebiete (als 100x100m-Raster) mit einem Score von 0 bis 1 ausgegeben, 

welche anschließend als Potentialräume mit mittlerer, hoher und sehr hoher Eignung zusammen-

gefasst werden. Ob der Betrieb eines stationsbasierten Carsharings in einem konkreten Gebiet in 

der Praxis ungeeignet ist (z. B. aufgrund fehlende Abstellmöglichkeiten oder Präsenz einer Autover-

mietung) kann dabei nicht geprüft werden. Diese Ausschlusskriterien müssen durch eine Einzelfall-

Prüfung kontrolliert werden, sofern eine Umsetzung erfolgen soll. 

Bei der Nutzwertanalyse werden die drei Hauptgruppen von Carsharing-Nutzer*innen, multimodale 

Nutzer*innen, Anwohner*innen und Ankernutzer*innen, separat betrachtet und anschließend mit 

einer individuellen Gewichtung zusammengefügt. Für den Kreis Groß-Gerau wurde auf Basis von 

Erfahrungswerten eine Gewichtung von 45 % Anwohner*innen, 30 % Ankernutzer*innen und 25 % 

multimodale Nutzung angenommen. Für die einzelnen Nutzergruppen sind unterschiedliche Indi-

katoren als relevante Einflussgrößen zu benennen. Diese sind in Abbildung 29 ersichtlich.  

8
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Abbildung 29: Übersicht zu Indikatoren der Carsharing-Potentialanalyse 

In der Abbildung 30 sind die Potentialräume für Carsharing im Kreis Groß-Gerau dargestellt. Erwar-

tungsgemäß befindet sich das höchste Potential in Gebieten mit einer höheren Einwohnerdichte in 

den nördlichen Kreiskommunen. 

 

Abbildung 30: Ergebnisse der Carsharing-Potentialanalyse 
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6.1.6 Empfohlenes Vorgehen bei der Etablierung eines Carsharing-Angebotes 

Der Kreis sollte aufbauend auf dem im Kapitel 6.1.2 dargestellten Status quo regelmäßig neue 

Carsharing-Angebote im Kreisgebiet erfassen und mit den Anbietern in Kontakt kommen. 

Kommunen, die bislang nicht über ein Carsharing-Angebot verfügen, sollten zunächst das Interesse 

an einem solchen Angebot in der Bevölkerung bzw. bei möglichen Ankernutzern genauer abfragen. 

Folgende Aspekte sind abzufragen: 

• Generelles Interesse an einem Angebot, 

• Lokalisierung des Angebotsinteresses, 

• Zeiten, 

• Fahrzeuge, 

• Tarifliche Konditionen, 

• Persönliches Engagement. 

Eine vom Kreis koordinierte Durchführung der Befragung wird empfohlen, wenn mehr als fünf Kom-

munen zeitgleich an einer Befragung interessiert sind. Eine Kombination der Befragung mit einer 

Informationskampagne zum Carsharing kann die Aufmerksamkeit für das Thema und die Rücklauf-

quote erhöhen. 

Bereits im Vorfeld der Befragung können potentiell geeignete Standorte auf Basis der durchgeführ-

ten geodatenbasierten Potentialanalyse (vgl. Kapitel 6.1.5) vorausgewählt werden. Sollten sich bei 

den Befragungen Orte mit erhöhter Nachfrage (mehr als 50 Interessent*innen im 500-m-Radius 

oder Ankerkunden) ergeben, sollte in einem weiteren Schritt die angestrebte Nutzung konkretisiert 

werden, um eine Abschätzung der voraussichtlichen Fahrzeugauslastung vornehmen zu können. 

Hierfür ist es wichtig, eine höhere Verbindlichkeit als bei der ersten Befragungsrunde herzustellen. 

Dies kann beispielsweise erreicht werden, indem eine direkte Ansprache der Interessent*innen 

erfolgt und ein weiterer Planungs-/Umsetzungshorizont aufgezeichnet wird.  

Sobald in den Kommunen nähere Informationen zum konkreten Nutzungsinteresse an Carsharing 

seitens der Bevölkerung sowie ggf. von Ankernutzern vorliegen, wird empfohlen, dass der Kreis 

eine Austauschveranstaltung initiiert. In diesem Rahmen können interessierte Carsharing-Anbieter 

ihre Angebote vorstellen und Kommunen einerseits den Anbietern konkrete Fragen stellen und sich 

andererseits untereinander zu ihren bisherigen Erfahrungen und Plänen austauschen. Der Kreis 

sollte Expertise zu aktuell verfügbaren Fördermitteln einbringen und die Kommunen ggf. bei der 

Beantragung unterstützen. In Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden Mitteln, kann der 

Kreis auch eine eigene Anschubfinanzierung zur Schließung der Wirtschaftlichkeitslücke in Kom-

munen ohne bestehendes Carsharing-Angebot prüfen. Es wird jedoch empfohlen, vorab diesbezüg-

lich mit dem Land Hessen Kontakt aufzunehmen und abzustimmen, ob eine derartige Förderung 

ggf. landesweit denkbar wäre. 
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6.2 Bikesharing 

6.2.1 Eignung von Bikesharing 

Bikesharing verfolgt den Zweck, über eine geteilte Nutzung von Fahrrädern Wege innerhalb von 

Kommunen flexibel mit dem Rad zurücklegen zu können oder besondere Fahrradtypen, wie z. B. 

Lastenräder, für Erledigungen anzubieten. Die Grundidee des Carsharings, weniger Fahrzeuge zu 

benötigen und über eine verbesserte Auslastung der Fahrzeuge Kosten einzusparen, gilt ebenso 

beim Bikesharing. Für die Kommunen ergeben sich daraus zahlreiche Vorteile:  

• Umwelt: Bikesharing erhöht die Präsenz und das Angebot, in den Kommunen Fahrrad zu 

fahren und dadurch weniger Wege mit dem Pkw zurückzulegen. 

• Daseinsvorsorge: Es wird ein zusätzliches Mobilitätsangebot für Menschen ohne eigenen 

Pkw bereitgestellt. Im Falle von Lastenrädern können einige Erledigungen mit dem Fahrrad 

durchgeführt werden, für die unter anderen Umständen ein Pkw nötig wäre. 

• Multimodalität: Durch Bikesharing kann der ÖPNV attraktiver werden, weil die Erreichbar-

keit von Haltestellen verbessert werden kann. 

6.2.2 Status Quo und Ausbaupläne der Bikesharing-Betreiber 

Bislang ist Bikesharing im Landkreis Groß-Gerau nur in Rüsselsheim und Ginsheim-Gustavsburg 

vorhanden. Voraussichtlich ab Herbst 2023 wird auch in Bischofsheim ein Bikesharing-Angebot 

eingeführt. Eine Übersicht der bisher bestehenden Standorte ist der Abbildung 31 zu entnehmen. 

 

Abbildung 31: Bikesharing-Angebote im Kreis Groß-Gerau28 

 
28 Stand: 04/2023 
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Aktive Betreiber sind die Mainzer Verkehrsgesellschaft und nextbike. Diese wurden per E-Mail zum 

Status Quo sowie Ausbauplänen und Unterstützungsbedarfen befragt:29 

• Die Mainzer Verkehrsgesellschaft verfügt über 11 Bikesharing-Standorte mit rund 100 

Stellplätzen und 70 Fahrrädern in Ginsheim-Gustavsburg. Im Jahr 2023 werden an neun 

weiteren Standorten in Bischofsheim 62 Stellplätze realisiert. Bislang ist die Auslastung in 

den Ortskernen, insbesondere an Verkehrsknotenpunkten wie dem Bahnhof Gustavsburg, 

hoch. An dezentraleren Standorten ist sie gering. Seit Oktober 2022 sind zudem 25 E-Bikes 

in das meinRad-System eingebunden. Weiterhin finden sich in der Fahrradflotte auch E-

Lastenräder, wobei im Kreis Groß-Gerau bisher nur am Standort Bebelstraße/Stresemann-

straße in Ginsheim-Gustavsburg ein Lastenrad mit Motorenunterstützung ausgeliehen wer-

den kann. Eine zukünftige Ausweitung des Angebots ist zu erwarten. 

• Nextbike ist bisher nur in Rüsselsheim aktiv und betreibt in Kooperation mit der Hochschule 

Rhein-Main insgesamt 145 Fahrräder sowie zwei Lastenräder, welche die Studierenden der 

Hochschule zu Sonderkonditionen nutzen können. In Raunheim wurden zusätzlich 25 Fahr-

räder zwischen dem Bahnhof und dem Pinta Beach bis September 2022 getestet. Die Rä-

der stehen im öffentlichen und halböffentlichen Raum. 

Die beiden Bikesharing-Unternehmen im Landkreis Groß-Gerau verweisen auf folgende Punkte für 

eine erfolgreiche zukünftige Zusammenarbeit zwischen den Kommunen, dem Landkreis und den 

Sharing-Anbietern: 

• Stärkeres Bewusstsein für die Kosten von Mikromobilität, 

• Bessere Zusammenarbeit bei der Entwicklung des Systems, 

• Politischer Wille und finanzielle Mittel zum Betrieb des Systems, 

• Bereitstellung von Flächen an verkehrstechnisch sinnvollen Standorten, 

• Gemeinsame Werbung für das System, 

• Nutzung der Systeme durch Beschäftigte der Verwaltung als Ankernutzer und Vorbild, 

• Integration des Bikesharing-Systems in Jobtickets oder Firmentarife. 

  

 
29 Stand: 09/2022 
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6.2.3 Ergebnisse der Bürgerbefragung 

In der Abbildung 32 sind die im Rahmen der Bürgerbefragung im Juli/August 2022 geäußerten 

Standortwünsche dargestellt. 

 

Abbildung 32: Standortvorschläge für Bikesharing aus der Bürgerbefragung 
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6.2.4 Empfohlenes Vorgehen  

Die Grundherausforderung von Bikesharing liegt wie beim Carsharing darin, genügend Nutzer*in-

nen für die Fahrzeuge zu gewinnen, um nach der Etablierung der Fahrzeuge langfristig eine wirt-

schaftliche Auslastung zu erzielen. Im Gegensatz zum Carsharing liegen die Kosten für eine zu 

niedrige Auslastung des Systems jedoch in einem moderaten Bereich, da die jährlichen Aufwen-

dungen für ein Fahrrad ca. 600 € betragen. Mit den üblichen Preisstrukturen von rund 2–4 € pro 

Stunde bedeutet dies eine jährliche Nutzung von ca. 200 Stunden. Für Pedelecs (ca. 3.000 €) und 

Lastenpedelecs (ca. 4.000 €) liegen die Kosten höher. 

Förderlich für eine gute Auslastung von Bikesharing-Angeboten sind folgende Faktoren: 

• Nähe zu einem SPNV/ÖPNV-Anschluss mit stündlicher Anbindung, 

• Ausreichende Nahversorgung innerhalb der Kommune, sodass alltägliche Einkäufe auch 

ohne Auto getätigt werden können, 

• Einzugsgebiet von >1.500 Menschen im 500-m-Radius der Station, 

• Mindestens 50 interessierte Personen im Umkreis der Station, 

• Interessierte Ankerkunden (kommunale Verwaltungen, Vereine, Unternehmen) im Umkreis 

der Station. Insbesondere eignen sich große Unternehmensansiedlungen mit hohen Be-

schäftigtenzahlen wie beispielsweise in Rüsselsheim oder der Stadt Groß-Gerau. 

• Nähe zu Standorten der Hochschule RheinMain oder größeren Schulen und Bildungsein-

richtungen im Kreis. 

Bikesharing-Angebote können i. d. R. nur in dicht besiedelten Gebieten kostendeckend betrieben 

werden. Selbst in Großstädten sind häufig Zuschüsse seitens der Kommune notwendig. In ländli-

chen Räumen mit einer geringen Bevölkerungs- und Bebauungsdichte eignen sich Bikesharing-

Angebote nur im Ausnahmefall, da im unmittelbaren Einzugsgebiet der Fahrzeuge i.d.R. weniger 

Menschen wohnen und ein Großteil der Bevölkerung für alltägliche Wege ausschließlich den eige-

nen Pkw nutzt. Dem Kreis Groß-Gerau wird deshalb für eine sinnvolle Verwendung der finanziellen 

Mittel des Kreises empfohlen, den Fokus eher auf den Ausbau der Radinfrastruktur zu legen, damit 

Wege vom MIV auf das eigene Fahrrad verlagert werden können. 

Um an Bikesharing interessierte Kreiskommunen dennoch mit potentiellen Anbietern in Kontakt zu 

bringen und mögliche Angebote zu diskutieren, kann der Kreis eine Austauschveranstaltung initi-

ieren, in deren Rahmen Bikesharing-Anbieter den Kommunen ihre Angebote vorstellen können. 

Auch bei der Beantragung von Fördermitteln kann durch den Kreis unterstützt werden. 
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6.3 Ridepooling und On-Demand-Angebote 

6.3.1 Eignung von Ridepooling und On-Demand-Angeboten 

On-Demand-Mobilitätslösungen umfassen sämtliche Verkehre, die auf Abruf für die Mobilitätsteil-

nehmer*innen erreichbar sind und demnach eine Alternative zum Individualverkehr darstellen kön-

nen. Aus planerischer Sicht bestehen beim On-Demand-Verkehr vor allem dann Potentiale, wenn 

mit ihm das Ziel verfolgt wird, eine enge Verknüpfung mit den öffentlichen Verkehrsmitteln herzu-

stellen und Mobilitätsbedarfe außerhalb der Betriebszeiten und Abdeckungsräume klassischer 

Nahverkehrsangebote zu bedienen. So können diese insbesondere in weniger dicht besiedelten 

Regionen Anwendung finden, in denen ein Ausbau des Nahverkehrsangebotes (Bus- und Bahnli-

nien) wirtschaftlich wenig verhältnismäßig für Betreiber und Kommune erscheint. 

Die Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes 2021 schaffte unter anderem rechtliche 

Grundlagen für bedarfsgesteuerten Verkehre wie Linienbedarfsverkehre und gebündelte Bedarfs-

verkehre, sodass eine rechtssichere Auslegung dieser On-Demand-Lösungen für Kommunen und 

beteiligte Unternehmen keine Hürde mehr darstellt. 

Bei On-Demand-Verkehren sind verschiedene Formen zu unterscheiden. Zu den häufigsten Ange-

boten zählen hierbei Anruf-Sammeltaxis, Rufbusse, Sammelbusse, Bürgerbusse und Multibusse. 

Aufgrund der Vielzahl an unterschiedlichen Benennungen und Variationen im Angebot wird sich 

folgend nur auf diese fünf Angebotsformen beschränkt. Anruf-Sammeltaxis verkehren meist außer-

halb der Haupt-Bedienzeiten des klassischen ÖPNV-Linienangebots zu Zeiten schwachen Verkehrs-

aufkommens nach meist festgelegten Fahrplänen. Jedoch geschieht dies nur auf Abruf bei entspre-

chendem Bedarf, wobei teils auch frei wählbare Adressen im Zielgebiet möglich sind. Rufbusse 

sind demgegenüber in der Regel ohne konkrete Linienführung, aber mit definierten Zielhaltestellen 

ausgestattet, während Sammelbusse von festgelegten Haltestellen insbesondere zu bestimmten 

Zielen oder Anlässen (z. B. Großveranstaltungen) fahren. Bei Bürgerbussen handelt es sich meist 

um ehrenamtliche Fahrer*innen, die Strecken ohne Bedienung durch den ÖPNV-Linienverkehr ab-

decken und vor allem Personen mit eingeschränkten Mobilitätsmöglichkeiten verkehrliche Teil-

habe ermöglichen sollen. Multibusse hingegen fahren abseits davon nur nach vorheriger Anmel-

dung bei bestehendem Bedarf zu festgelegten Haltestellen. 

Eng in Verbindung mit On-Demand-Verkehren steht auch das Ridepooling, welches die Bündelung 

von Fahrtanfragen verschiedener Mobilitätsteilnehmer*innen beschreibt. Dabei werden, anders 

als bei klassischen On-Demand-Angeboten, Fahrten mit ähnlichen Routen zusammengelegt, so-

dass Fahrgäste im selben Fahrzeug einen Teil der Fahrtstrecke gemeinsam zurücklegen und sich 

zudem auch den Fahrpreis teilen. Bei Ridepooling handelt es sich meist um kommerzielle Ange-

bote, was dieses von Ridesharing und Fahrgemeinschaften abgrenzt, die auch private Mitfahrgele-

genheiten ohne wirtschaftlichen Hintergrund umfassen können. Weiterhin sind Ridepooling-Ange-

bote i. d. R. nur über digitale Kanäle wie eigene Apps für mobile Endgeräte oder Websites buchbar.  

Ridepooling hat wie andere On-Demand-Lösungen das Potential, das Mobilitätsangebot in Quartie-

ren zu verbessern, die durch Nahverkehrsangebote nicht oder nicht ausreichend bedient werden 

und die Daseinsvorsorge vor allem für mobilitätseingeschränkte Personen zu verbessern. Durch 

die Bündelung von Strecken mit ähnlichen Fahrzielen können jedoch vor allem Kosten gesenkt und 

ökologische Belastungen über die Einsparung zusätzlicher Emissionen vermindert werden.  
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6.3.2 Status Quo 

Im Kreis Groß-Gerau besteht mit SiGGi in Kelsterbach seit September 2022 ein On-Demand-Ange-

bot der Lokalen Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau (LNVG) im Rahmen des bis Ende 

2024 laufenden Pilotvorhaben On-Demand-Mobilität für die Region Frankfurt/RheinMain (On-

DeMo) zur Schadstoffreduktion und sauberen Luft im öffentlichen Raum, welches durch das BMDV 

und das Wirtschaftsministerium Hessen gefördert wird. SiGGi umfasst vier elektrische Kleinbusse, 

welche abseits des Gewerbegebiets Mönchhof das gesamte Stadtgebiet ohne Abfahrtszeiten und 

Streckenverläufe bedienen.  

Der Ein- und Ausstieg ist an vorhandenen Bushaltestellen sowie einer größeren Zahl an virtuellen 

Haltestellen möglich, die noch näher an den Start- und Zielorten der Fahrgäste gelegen sind. Die 

Buchung ist nach einmaliger Registrierung über die RMV On-Demand-App oder mittels telefonischer 

Buchung nach persönlicher Registrierung an vorgegebenen Registrierungsstellen kostenfrei mög-

lich. In der App kann in Echtzeit der Status des Shuttles eingesehen werden, wobei der Abfahrts-

punkt i. d. R. innerhalb von 30 Minuten erreicht werden soll. Fahrgäste des RMV zahlen pro Bu-

chung lediglich einen Komfortzuschlag. Für Personen ohne RMV-Fahrkarte wird zusätzlich ein 

Grundpreis berechnet. Die Betriebszeiten des On-Demand-Shuttles umfassen 09-24 Uhr von Sonn-

tag bis Donnerstag und an Feiertagen sowie 09-02 Uhr von Freitag bis Samstag und vor Feiertagen. 

Optionen wie die Mitnahme von Fahrrädern oder Personen im Rollstuhl sind derzeit nicht möglich. 

Abseits des neuen Angebots in Kelsterbach finden sich im Kreis Groß-Gerau zum aktuellen Stand 

keine weiteren im Einsatz befindlichen On-Demand-Mobilitätslösungen. Die Erfahrungswerte aus 

dem Pilotprojekt sollen jedoch dazu dienen, zu eruieren, inwiefern On-Demand-Angebote auch in 

anderen Teilen des Kreises als dauerhaftes Standbein zur Ergänzung des ÖPNV etabliert werden 

können.   

Hierzu werden entsprechende Angebote in der Maßnahmenkonzeption des Nahverkehrsplans 

Kreis Groß-Gerau, Handlungsfeld Netz und Fahrplan, verankert. 

6.3.3 Einschätzung des Potentials 

Gemäß aktuellem Anforderungsprofil zum Nahverkehrsplan Kreis Groß-Gerau muss das ÖPNV-An-

gebot (vgl. Abbildung 33) nicht nur umfassender werden, sondern insbesondere über schnellere, 

direktere und verlässlichere Produkte eine attraktive Konkurrenz zum Individualverkehr sein. In 

diesem Zusammenhang werden flexible On-Demand-Verkehre das ÖPNV-Angebot ergänzen, bzw. 

die Bedienung in nicht (mehr) erschlossenen Teilräumen übernehmen. Der weitere Ausbau der On-

Demand-Verkehre steht unter dem Vorbehalt einer weiteren finanziellen Förderung durch Dritte. 
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Abbildung 33: ÖPNV- und SPNV-Netz mit Abfahrtshäufigkeiten an Haltestellen 

6.3.4 Empfehlungen 

Die Umsetzung von On-Demand-Angeboten sollte gemäß der Fortschreibung Maßnahmenkonzep-

tion des Nahverkehrsplans vorangetrieben werden.  
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6.4 Umstellung des ÖPNV auf emissionsfreie Antriebe 

6.4.1 Hintergrund 

Die Umstellung des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) auf alternative, emissionsarme bzw. 

emissionsfreie Antriebe ist ein wichtiger Baustein, um die verkehrsbedingten CO2-Emissionen zu 

senken. Dabei stehen die ÖPNV-Betreiber vor großen Herausforderungen. Neben der Entscheidung 

für die geeignete Antriebstechnologie und damit verbundenen ökonomischen Herausforderungen 

sind die Schaffung der Lade- oder Tankinfrastruktur, die Schulung des Personals, die Anpassung 

der Linienplanung und die Einbindung in die Betriebsabläufe wesentliche Aspekte, die zu berück-

sichtigen sind. 

Mit dem Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahrzeugBeschG) sind den ÖPNV-Unter-

nehmen außerdem rechtliche Rahmenbedingungen gesetzt. Am 20. Januar 2021 wurde der Ge-

setzentwurf zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2009/33/EG (Clean Vehicles Directive (CVD)30) be-

schlossen und in Form des SaubFahrzeugBeschG ins nationale Recht überführt. Aus dem Saub-

FahrzeugBeschG ergeben sich für Deutschland Beschaffungsquoten für emissionsarme Busse von 

45 % bis zum 31.12.2025 und von 65 % bis zum 31.12.2030 (vgl. Abbildung 34). Mindestens die 

Hälfte der beschafften emissionsarmen Busse müssen außerdem emissionsfrei sein:31 

• Als sauber (emissionsarm) gelten Fahrzeuge, wenn sie u. a. alternative Kraftstoffe, wie 

Strom, Wasserstoff, Erdgas, Biomethan oder Flüssiggas verwenden. Es handelt sich also 

um Fahrzeuge, die keine Null-Emissionen aufweisen. 

• Als emissionsfrei gelten Fahrzeuge ohne Verbrennungsmotor, die weniger als 1 g CO2/kWh 

ausstoßen, bspw. Elektro- oder Brennstoffzellenfahrzeuge. Emissionsfreie Fahrzeuge sind 

somit eine Teilgruppe der sauberen (emissionsarmen) Fahrzeuge. 

 

 

Abbildung 34: Mindestbeschaffungsquoten im ÖPNV32 

6.4.2 Status quo 

Der Ausbau der H2-Mobilität im Kreis Groß-Gerau bestimmt den ÖPNV in den nächsten Jahren. 

Nachdem bereits seit 2021 ein mit Wasserstoff betriebener Bus testweise im Linienbetrieb einge-

setzt wird, nehmen ab Dezember 2024 weitere 23 Brennstoffzellenbusse sukzessive den Fahrbe-

trieb im Linienverkehr des Kreises Groß-Gerau auf. Die Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis 

Groß-Gerau (LNVG) beschafft in einem ersten Schritt 15 Solobusse und 8 Gelenkbusse, die sich im 

Einsatz durch eine hohe Verlässlichkeit und Sparsamkeit auszeichnen. 

  

 
30 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Union (2009) 
31 Vgl. Ley (2019) 
32 Vgl. BMDV (2022) 

65,0%

45,0%

35,0%

55,0%

Zeitraum:

01.01.2026 -

31.12.2030

Zeitraum:

02.08.2021 -

31.12.2025

sauber keine Vorgaben

22,5 %

32,5 %
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Für den ÖPNV-Regelbetrieb, ein besonders maßgeblicher Punkt, stellt die Reichweite von bis zu 

450 km dar, sodass diese Antriebstechnologie gegenüber einem traditionellen Dieselbus nahezu 

vergleichbare Einsatzbedingungen bietet. Die Betankung dieser Fahrzeuge erfolgt zunächst am Be-

triebsstandort Groß-Gerau. 

Der Aufbau der Voraussetzungen für die Brennstoffzellentechnologie Antriebstechnologie basiert 

auf einem Masterplan für den Einsatz alternativer Antriebstechnologien im Linienverkehr im Kreis 

Groß-Gerau und ist im Anforderungsprofil des gültigen Nahverkehrsplans niedergelegt. Die Planun-

gen sehen eine nachhaltige Umstellungsstrategie mit dem Ziel vor, bis spätestens zum Jahr 2030 

eine weitgehend emissionsfreie Busflotte im ÖPNV aufzubauen und die Verkehrsleistungen nach-

haltig auszuweiten. Hierzu werden weitere Fahrzeuge beschafft und die entsprechende Wasser-

stoffversorgung im Süden und Norden des Kreisgebietes entwickelt. 

Mit dem Ausbau des ÖPNV-Angebotes und dem entsprechenden Fahrgastwachstum leistet der 

ÖPNV mit der Umstellung auf Brennstoffzellenbusse einen signifikanten Beitrag zur Emissionsre-

duktion im Verkehrssektor des Kreises Groß-Gerau. 

6.4.3 Empfehlungen 

In den nächsten Jahren sollte die sukzessive Umstellung der Busflotte auf emissionsfreie Antriebe 

fortgesetzt werden. Die eingeschlagene Strategie zum Einsatz von Brennstoffzellenbussen sollte 

dabei weiterverfolgt werden. Sofern relevante neue technische oder wirtschaftliche Entwicklungen 

eintreten, die einen signifikanten Einfluss auf den potentiellen Einsatz von batterieelektrischen 

oder Brennstoffzellenbussen im Kreisgebiet haben, ist die bisherige Strategie zu überprüfen.  
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7 Maßnahmen 

7.1 Hinweise zur Maßnahmenumsetzung 

Die empfohlenen Maßnahmen für die drei in diesem Konzept betrachteten Handlungsfelder sollen 

der Kreisverwaltung in den nächsten Jahren als Leitfaden zur Förderung der Elektromobilität die-

nen.  

Im Handlungsfeld Ladeinfrastruktur liegt der Schwerpunkt darauf, die Kommunen dabei zu unter-

stützen, den Ausbau der Ladeinfrastrukturausbau im öffentlichen Raum voranzutreiben. Außerdem 

sollte der Kreis die Rolle des Informationsbereitstellers und Vernetzers einnehmen. Relevante Ziel-

gruppen sind beim Thema Ladeinfrastruktur die verschiedenen Flächeneigentümer – sowohl im 

halböffentlichen als auch privaten Raum. Eine zielgruppengerechte Ansprache und Bereitstellung 

von Informationsmaterial soll dazu beitragen, den Ladeinfrastrukturausbau auf diesen Flächen vo-

ranzutreiben, damit dort ein möglichst großer Anteil des Ladebedarfes gedeckt wird. Auf seinen 

eigenen Liegenschaften muss der Kreis aufgrund der Vorgaben des GEIG ebenfalls die Errichtung 

von Ladeinfrastruktur prüfen. Ein eigenwirtschaftlicher Betrieb durch einen privatwirtschaftlichen 

Ladeinfrastrukturbetreiber und ein Öffnen der relevanten Flächen für die Anwohner*innen außer-

halb der Nutzungszeiten ist anzustreben. 

Auch wenn der Kreisfuhrpark im Verhältnis zum Gesamtfahrzeugbestand im Kreis Groß-Gerau ei-

nen nur sehr geringen Anteil darstellt, sollte der Kreis seinen Handlungsspielraum nutzen, um die 

Elektrifizierung des Kreisfuhrparks voranzutreiben. Es gilt, im direkten Umfeld des eigenen Verwal-

tungshandelns aktiv zu werden und das Thema Elektromobilität innerhalb der Kreisverwaltung und 

der mit den Verwaltungsmitarbeiter*innen in Kontakt kommenden Bevölkerung möglichst präsent 

zu machen. Neben der Umstellung des Fuhrparks sollten jedoch durch die Anpassung der Dienst-

anweisung für Dienstwege auch die Alternativen zum Pkw stärker in den Fokus gesetzt werden. 

Die alternativen Mobilitätsangebote, wie Car- und Bikesharing sowie On-Demand-Angebote, sollen 

unabhängig davon, ob sie elektrisch betrieben werden oder nicht, zur Reduzierung des MIV beitra-

gen. Sofern keine finanzielle Förderung von Angeboten seitens des Kreises angedacht ist, hat der 

Kreis hier nur einen begrenzten Handlungsspielraum. Seine Aufgabe ist dabei v. a., die Kommunen 

mit potentiellen Sharing-Anbietern zusammenzubringen. Die sukzessive Umstellung der Busflotte 

auf emissionsfreie Antriebe entsprechend der zeitlichen Vorgaben des SaubFahrzeugBeschG liegt 

ebenso wie die Ausweitung von On-Demand-Angeboten in der Verantwortung der LNVG. 

Die Bewertung der Priorität einer Maßnahme erfolgte im Verhältnis zu den jeweils übrigen Maßnah-

men im Handlungsfeld, jedoch nicht handlungsfeldübergreifend. Es wird empfohlen, dass der Kreis 

in Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden personellen Kapazitäten zunächst das Hand-

lungsfeld Ladeinfrastruktur angeht, bei dem die höchste Dringlichkeit und ein starker Unterstüt-

zungsbedarf bei den Kommunen gesehen wird. Die weitere Elektrifizierung des Kreisfuhrparks so-

wie ergänzende Maßnahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements sollten ebenfalls wie die 

Förderung alternativer Mobilitätsangebote zeitnah angegangen werden, jedoch mit nachgeordne-

ter Relevanz zum Thema Ladeinfrastruktur.
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7.2 Maßnahmenübersicht und Umsetzungsplan 

A – Ladeinfrastruktur 

 

Ziel: 

• Zügiger bedarfsgerechter Ausbau der Ladeinfrastruktur 

• Aktive Unterstützung der Kommunen beim Ladeinfrastrukturausbau im öffentlichen Raum 

• Unterstützung des Ladeinfrastrukturausbaus im halböffentlichen und privaten Raum 

 

Nr. Maßnahme Umsetzungsschritte 

Priorität 

im Hand-

lungsfeld 

Umsetzung 

Akteure/Beteiligte 

Nähere 

Erläuterungen 

im Konzept 

2
0

2
3

/2
4

 

2
0

2
5

 

2
0

2
6

 

2
0

2
7

 

A
b

 2
0

2
8

 

A1 

Bereitstellung von 

Informationen zum 

Ladeinfrastruktur-

ausbau im öffentli-

chen Raum für die 

Kreiskommunen 

• Bereitstellung von individuellen Factsheets zum Ladebedarf 

in jeder Kommune 

• Durchführung von Informationsveranstaltungen 

• Bereitstellung eines Leitfadens zum Ladeinfrastrukturausbau 

im öffentlichen Raum 

1      
Kreis Groß-Gerau, 

Kommunen 

Vgl. Kapitel 

4.6.1 

A2 

Unterstützung der 

Kommunen bei der 

Veröffentlichung 

vorgeprüfter Stand-

orte und der Suche 

nach interessierten 

Ladeinfrastruktur-

betreibern 

• Unterstützung der Kommunen bei der Strategiefindung und 

Leitbildentwicklung für den Ladeinfrastrukturausbau  

• Abfrage konkreter Standortwünsche bei den Kommunen und 

Eintragen der Standortwünsche ins FlächenTOOL 

• Unterstützung der Kommunen bei der Gestaltung eines trans-

parenten Genehmigungsprozesses für Ladeinfrastruktur im 

öffentlichen Raum 

• Proaktive Ansprache von Ladeinfrastrukturbetreibern 

• Evaluation des Erfolgs des Verfahrens 

• Prüfung einer Ausschreibung von nicht realisierten, aber für 

das kreisweite Ladeinfrastrukturnetz wichtigen Standorten 

1      

Kreis Groß-Gerau, 

Kommunen, 

Ladeinfrastruktur- 

betreiber 

Vgl. Kapitel 

4.6.2 

A3 

Sensibilisierung 

privater und halböf-

fentlicher Flächen- 

eigentümer für den 

Ladeinfrastruktur-

ausbau 

• Bereitstellung von zielgruppenspezifischem Informationsma-

terial auf der Kreishomepage als FAQ 

• Aufruf zur Eintragung geeigneter öffentlich zugänglicher Flä-

chen ins FlächenTOOL 

• Verbreitung der Informationen über Newsletter 

• Aktionstage mit kostenfreien Testangeboten zu den Themen 

Elektromobilität und Ladeinfrastruktur für die Bürger*innen 

1      

Kreis Groß-Gerau, Wirt-

schaftsförderung, IHK, 

WHK, Tourismusver-

bände, DEHOGA Hes-

sen, Wohnungswirt-

schaft, Bürger*innen 

Vgl. Kapitel 

4.6.4 
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A4 

Monitoring des Lad-

einfrastrukturaus-

baus sowie ggf. zu-

künftiger verpflich-

tender Vorgaben 

• Monitoring der Entwicklung der E-Pkw sowie des Ladeinfra-

strukturausbaus und Abgleich mit Bedarfsprognose 

• Evaluierung des Erfolgs der Veröffentlichung von Standorten 

im FlächenTOOL 

• Ggf. Nachsteuern, siehe Maßnahme A1 

• Verteilen von Informationen zu neuen rechtlichen Vorgaben 

(z. B. beim Thema barrierefreier Ladeinfrastruktur) an die 

Kommunen 

1      Kreis Groß-Gerau 
Vgl. Kapitel 

4.6.5 

A5 

Ladeinfrastruktur 

an und auf den 

Kreisliegenschaften 

• Analyse der Kreisliegenschaften: Stellplatzanzahl, Zugänglich-

keit, bereits vorhandene Ladeinfrastruktur geplante Bau- oder 

Renovierungsmaßnahmen  

• Ermittlung der Anzahl zu errichtender Ladepunkte bzw. Vor-

rüstungen nach den Vorgaben des GEIG 

• Eintragung der Kreisliegenschaften mit öffentlich zugängli-

chen Parkflächen ins FlächenTOOL 

• Ab Mitte 2024: Ausschreibung der verbleibenden Ladepunkte 

zur Erfüllung der Vorgaben des GEIG bei Bestandsgebäuden 

1      Kreis Groß-Gerau 
Vgl. Kapitel 

4.6.3 

A6 

Aktualisierung der 

Ladebedarfsprog-

nose zur Anpassung 

von Maßnahmen 

• Prüfung auf Aktualität und ggf. Aktualisierung dieses Konzep-

tes mit zunehmendem Markthochlauf der Elektromobilität 

• Aktualisierung der Ladebedarfsprognose sowie der Facts-

heets für die Kreiskommunen alle 3 bis 5 Jahre (unter Be-

rücksichtigung geänderter rechtlicher Rahmenbedingungen) 

• Ergänzende Ladebedarfsanalyse für leichte Nutzfahrzeuge 

und Schwerlastverkehr 

2      
Kreis Groß-Gerau, 

Dienstleister 

Vgl. Kapitel 

4.6.6 

Indikatoren für das Monitoring: 

• Anzahl an E-Pkw 

• Anzahl an Ladeorten und Ladepunkten im Kreisgebiet, Abgleich mit Bedarfsprognose auf kommunaler Ebene 

• Eingetragene Standortwünsche der Kreiskommunen im FlächenTOOL 

• Anzahl durchgeführter Informationsveranstaltungen für Unternehmen, Wohnungswirtschaft und Privatpersonen 

• Anzahl im FlächenTOOL eingetragener Flächen nicht-öffentlicher Flächeneigentümer 

• Anzahl im FlächenTOOL eingetragener Flächen auf Kreisliegenschaften und Betreiberanfragen 

• Anzahl errichteter Ladepunkte auf Kreisliegenschaften 
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B – Elektrifizierung des Kreisfuhrparks 

 

Ziel: 

• Vollständige Ersetzung bisher konventionell angetriebener Fahrzeuge im Kreisfuhrpark durch Elektrofahrzeuge 

• Reduzierung des MIV-Anteils an den Dienstwegen der Kreisverwaltung durch die verstärkte Nutzung alternativer Mobilitätsformen 

   

Nr. Maßnahme Umsetzungsschritte 

Priorität 

im Hand-

lungsfeld 

Umsetzung 

Akteure/Beteiligte 

Nähere 

Erläuterungen im 

Konzept 

2
0

2
3

/2
4

 

2
0

2
5

 

2
0

2
6

 

2
0

2
7

 

A
b

 2
0

2
8

 

B1 

Elektrifizierung 

des Kreisfuhr-

parks 

• Schrittweise Umstellung auf vollelektrische Fahrzeuge gemäß 

Ersetzungsplan  

• Bedarfsgerechte Bereitstellung von Lademöglichkeiten unter 

Einsatz eines Ladelastmanagements 

• Schulung der Beschäftigten zur Nutzung von Elektrofahrzeugen 

1    

  

Kreis Groß-Gerau, 

Fuhrparkverantwortli-

che, Netzbetreiber 

Vgl. Kapitel 5.5, 

Kapitel 5.8 

B2 
Anpassung der 

Dienstanweisung 

• Anpassung der zu präferierenden Verkehrsmittel für Dienst-

wege mit dem Ziel der fokussierten Nutzung umweltverträgli-

cher Verkehrsmittel  

1. Nichtmotorisierte Verkehrsmittel (zu Fuß, Fahrrad) 

2. ÖPNV (Bahn, Bus, Taxis) 

3. Carsharing-Fahrzeuge 

4. Fuhrparkfahrzeuge 

5. Privat-Pkw (Ausnahmeregelung) 

• Stufenweise Reduzierung der erlaubten Privat-Pkw-Nutzung 

(beginnend bei einzelnen Fachbereichen und sukzessive Aus-

weitung) 

1    

  

Kreis Groß-Gerau Vgl. Kapitel 5.8 

B3 
Ausweitung des 

Fahrzeugpools  

• Anschaffung weiterer frei buchbarer Dienstfahrzeuge zur Re-

duktion der Dienstfahrten mit privaten Pkw (sofern notwendig) 

• Klärung Beschaffungsstrategie: Inhousing oder Outsourcing 

• Prüfung der Ausweitung des fachbereichsübergreifenden Fahr-

zeugpools mit bestehenden Dienstfahrzeugen  

2    

  

Kreis Groß-Gerau, 

Fuhrparkverantwortli-

che 

Vgl. Kapitel 5.8 

B4 

Unterstützung der 

Nutzung 

alternativer 

Verkehrsmittel für 

Dienstwege 

• Anschaffung von vier weiteren Pedelecs für Dienstfahrten 

• Durchführung einer Erreichbarkeitsanalyse für typische Ziele 

von Dienstfahrten und Sensibilisierung der Beschäftigten für 

geeignete alternative Mobilitätsformen 

• Integration von Echtzeit-Fahrgastinformationen zum ÖPNV am 

Dienstort und Integration im Intranet 

• Bewerbung des Carsharing-Angebotes 

2    

  

Kreis Groß-Gerau, 

Fuhrparkverantwortli-

che, Carsharing-Be-

treiber 

Vgl. Kapitel 5.8 
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B5 

Unterstützung der 

Beschäftigten bei 

der Nutzung alter-

nativer Mobilitäts-

formen für den 

Arbeitsweg 

• Verstärkte Bewerbung des Fahrrad-Leasingangebots für Be-

schäftigte (z. B. in Stellenausschreibungen) 

• Verstärkte Bewerbung des Jobtickets 

3    

  

Kreis Groß-Gerau Vgl. Kapitel 5.8 

Indikatoren für das Monitoring: 

• Anzahl Dienstfahrzeuge und anteilige Verteilung der Antriebsarten 

• Anteilige Verteilung der Dienstwege auf die verschiedenen Mobilitätsformen (Auswertung der Dienstreisekostenabrechnungen) 

• Genutzte Mobilitätsform auf dem Arbeitsweg und Gründe dafür (Erhebung über regelmäßige Beschäftigtenbefragung) 

• Umgesetzte Maßnahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements (Anzahl verfügbarer Dienst-Pedelecs, Installation der Fahrgastinformationen zum ÖPNV) 
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C – Alternative Mobilitätsangebote 

 

Ziel: 

• Förderung von Carsharing-, Bikesharing- und On-Demand-Angeboten im gesamten Kreisgebiet 

• Umstellung der Busflotten auf emissionsfreie Fahrzeuge 

 

Nr. Maßnahme Umsetzungsschritte 

Priorität 

im Hand-

lungsfeld 

Umsetzung 

Akteure/Beteiligte 

Nähere 

Erläuterungen im 

Konzept 

2
0

2
3

/2
4

 

2
0

2
5

 

2
0

2
6

 

2
0

2
7

 

A
b

 2
0

2
8

 

C1 
Förderung von Car-

sharing-Angeboten 

• Regelmäßige Erfassung des Status quo beim Carsharing im 

Kreisgebiet 

• Durchführung einer Informationskampagne zum Carsharing in 

Kombination mit Bürgerbefragung 

• Durch den Kreis initiierter Austausch zwischen interessierten 

Carsharing-Betreibern und den Kreiskommunen 

• Unterstützung interessierter Kommunen bei der Prüfung und 

ggf. Beantragung von Fördermitteln 

• Prüfung einer Anschubfinanzierung zur Schließung der Wirt-

schaftlichkeitslücke durch den Kreis 

1      

Kreis Groß-Gerau, 

Kommunen, Car-

sharing-Betreiber, 

Bürger*innen 

Vgl. Kapitel 6.1.6 

C2 

Umstellung des 

ÖPNV auf emissi-

onsfreie Antriebe  

• Fortsetzung der sukzessiven Umstellung der Busflotte auf 

emissionsfreie Fahrzeuge gemäß SaubFahrzeugBeschG 
1      

Kreis Groß-Gerau, 

LNVG 
Vgl. Kapitel 6.4.3 

C3 

Förderung von 

Bikesharing- 

Angeboten 

• Regelmäßige Erfassung des Status quo beim Bikesharing im 

Kreisgebiet 

• Durch den Kreis initiierter Austausch zwischen interessierten 

Bikesharing-Betreibern und den Kreiskommunen 

• Unterstützung interessierter Kommunen bei der Prüfung und 

ggf. Beantragung von Fördermitteln 

2      

Kreis Groß-Gerau, 

Kommunen, Bike-

sharing-Anbieter, 

Bürger*innen 

Vgl. Kapitel 6.2.4 

C4 

Ausweitung von 

On-Demand- 

Angeboten 

• Ausweitung von On-Demand-Angeboten für eine verbesserte 

Erschließung und als Zubringer in Ergänzung zum ÖPNV auf 

Hauptachsen 

3      

Kreis-Groß-Gerau, 

LNVG, Verkehrsun-

ternehmen, Kom-

munen, Bürger*in-

nen 

Vgl. Kapitel 6.3.4 
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Indikatoren für das Monitoring: 

• Anzahl an Carsharing-Fahrzeugen im Landkreis und räumliche Abdeckung 

• Anzahl an Bikesharing-Angeboten im Landkreis und räumliche Abdeckung 

• Anzahl an ÖPNV-On-Demand-Angeboten im Landkreis und räumliche Abdeckung, zusätzlich zum klassischen ÖPNV beförderte Passagiere pro Jahr 

• Anteil emissionsfreier Busse an der gesamten Busflotte 

• Nutzungszahlen (v. a. Auslastung) zu Car- und Bikesharing sowie On-Demand-Angeboten 

• Zufriedenheit der ansässigen Bevölkerung und ggf. Fahrgäste mit ÖPNV-Angebot (Fahrgastbefragung) 

• Zufriedenheit bei Car- und Bikesharing-Kund*innen sowie On-Demand-Nutzer*innen (Befragung über die jeweiligen Anbieter) 
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